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Die Ausbildungsstätten des 
Katastrophenschutzes der Länder 

Das Kurzportrait 

Heute: Katastrophenschutzschule 
Niedersachsen, Bad Neundorf 

Im nlecersächSlschen Staatsbad Bad 
Nenndorf , einer Gemeinde Im landkreis 
Schaumburg mit rund 9 ()()() Elnwohnem. 
liegt die KatastrophenschutzSChule Nieder 
sachsen. Die Schule wurde 1963 ,n einem 
ehemaligen Flüchtlings-Notaufnahmelager 
In Uelzen als "Landesschule Nlecersach 
sen fur den ZiVilen Bevölkerungsschutz" er· 
nchtet. 1968 erfolgte der Umzug nach Bad 
Nenndorf am Rande des Delsters. Seit 
August 1982 Wird die gesamte schulische 
Ausbildung Im Katastrophenschutz für das 
Land Bremen ebenfalls In Bad Nenndorf 
durchgefuhrt. Zusätzlich werden ein großer 
Tell der Katastrophenschutzhelferund Füh· 
rungskrä~e aus Berlin und In genngem Um· 
fang auch aus Hamburg ausgebildet. 

WISSENSWERTES AUF EINEN BLICK 

Be/egungskapazlcaC 

Es können Insgesamt 80 Lehrgangstell 
nehmer In 

2 Eln-Bett-Zlmmern 
15 Zwei Bett-Zimmern 
16 Drel-Bett-Zlmmern 
untergebracht werden. 

Im Rahrnen einer derzeit vom Bund fur 
1988 geplanten Umbau maßnahme sollen 
die schulischen E,nnchtungen verbessert 
und moderniSiert werden. 

Vorgesehen ISt eine Unterbnngung der 
LehrgansteIlnehmer In ausschließlich ZWei­
Bett· Zimmern 

Lehrgangsangebot 

Es werden Je AusbIldungSJahr zwischen 
125 biS t 30 Lehrgange - verteilt auf rund 
55 verschlecene Lehrgangsarten - durch­
geführt. 

Sie gliecern Sich In Lehrgänge für: 

MItgliecer Stab HVB und Stabsperso­
nal. 
Führer von Einhei ten und Einrichtungen 
der Fuhrung und der Fachdienste, 

Unterfuhrer. 

Helfer mit besonderen Tätigkeiten. 

Anzahl der Lehrberelche 

Funf LehrgruppenlelterlFachlehrer Sind fur 
folgende Fachbereiche zuständig: 

ABC-Dienst 

BergungSdienst 

ElnheltenlElnnchtungen der Führung 

Fernmeldeclenst 
Sanltäts-. Betreuungs-, Versorgungs­
dienst 

Anzahl der Lehrkräfte 

Insgesamt zehn Lehrkrä~e - davon fünf 
Ausbilder - worden von drei Gerätewarten 
und drei Kraftfahrern unterstützt. 

Lehrraume 

Für die Ausbildung stehen drei modern ein­
genchtete Hörsäle. ein PlanspIel- und ein 
Modellraum SOWie eine Fernmeldezentrale 
HVB zur Verfugung. 

Jährliche Ausbrldungsrate 

Innerhalb eines Jahres werden rund 2 400 
Lehrgangsteilnehmer ausgebildet. Die Tell­
nehrnerzahl je Lehrgang liegt Im Jahres­
durchschnitt bei 18. 

Ubungsgelände 

Ein Ubungsgelände ISt Irn Nahbereich der 
Schule nicht vorhanden. Die praktische 
Ausbildung findet zur Zelt u. a. auf biS zu 

-

.. 

30 km entfernten Ubungsplätzen der Bun­
deswehr statt. Das Land Nlecersachsen 
und der Bund Sind derzeit darum bernüht. 
ein Geände Im Nahbereich der Schule zu 
erwerben. Hierauf sollen die dnngend erfor­
dertlchen Ubungsobjekte erstellt werden. 

Fahrzeugpark 

Die Schule verfügt über 20 Kraftfahrzeuge 
der verschlecenen Fachdienste. Für be­
stimmte Lehrgange werden von den ent­
sendenden Stellen zusätzliche Fahrzeuge 
an die Schule beordert. 

FreizelCmöglrchkelCen 

Schule: Kantine mit 40 Sitzplätzen, ein 
Lese- und ein Fernsehraum, Garten­
schach. 

Bad Nenndorf: HallenschwImmbad. Frei­
bad. Therrnalsole-Hallen und Freibad, 
Kurpark. Konzerte etc. 

Nahbereich: Ausflugs- und Wanderziele Im 
Delster und In den Bückebergen SOWIe am 
Steinhuder Meer. 

Landeshauplstadt Hannover knapp 30 km 
entfernt. 

Schulleiter 

Eduard Stanowskl 

Anschnft 

Katastrophenschutzschule Nlecersachsen 
Nlecernfeld 2 und 4 
3052 Bad Nenndorf 
Tel: (057 23) 50 34 und 5035 
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Umschau 

Weitere 
53 Krankentransportwagen 
für den Katastrophenschutz 

Das Innenminlstenum Baden-Württem· 
berg übergibt In den nächsten Tagen 
weitere 53 Krankentransportwagen für 
Zwecke des KatastropheJlschutzes an 
SanitätsorganIsatIonen des Landes. Der 
Gesamtwert der Fahrzeuge beträgt rund 
3 Mlo. DM. In den Krankentransportwa 
gen können Vier Verletzte liegend trans 
portiert werden. 

Der Sanitätsdienst des Katastrophen 
schutzes ist nach Darstellung des In­
nenministeriums jetzt ausreichend mit 
Fahrzeugen für den Transport Verletzter 
ausgerüstet. Jeder der 64 Sanitätszüge 
In den Stadt - und landkreisen verfügt 
uber zwei Gruppenfahrzeuge für Helfer 
und über ZWei Krankentransportwagen. 
Insgesamt hat das Land dafür ,n den 
letzten Jahren rund 10 Mlo. DM aufge­
wenclet. 

Als nächstes sollen für den Katastro­
phenSChutz Arztwagen mit geschlosse­
nen Aufbauten für die notärztliche Erst 
behandlung von Verletzten beschafft 
werden. Auch diese Fahrzeuge Sind 
nICht nur fur den Einsatz bei Katastro­
phen vorgesehen, sondem auch bei 
größeren Unglücksfällen, wenn nicht ge­
nügend Rettungswagen vorhanden 
Sind. 

Sportflugzeug stürzte ab: 
sieben Tote 

Sieben Menschenleben forderte ein 
tragischer Rugzeugabsturz Im Münch­
ner Stadtteil Trudering. Eine zwelmotori­
ge Turboprop-Maschine vom Typ "Piper 
Cheyenne" war bei einem Simulierten 
Landeanflug auf den Flughafen Mün­
chen-Rlem mitten ,n das Wohngebiet 
gestürzt. Zuvor hatte das Flugzeug ein 
Schnell-Restaurant gestreift und einen 
städtischen Lmienbus, der gerade dort 
hielt und mit 15 Personen besetzt war, 
gerammt. Nur zwanzig Meter neben ei­
ner Tankstelle brannte die Maschine 
völlig aus. Dabei waren zunächst sechs 
Menschen getötet und 14 zum Teil 
schwer verletzt worden. Das slelbte Op­
fer ertag am nächsten Tag seinen 
schweren Verletzungen. 

Wenige Minuten nach dem Absturz wa­
ren schon Kräfte der Flughafen-Feuer­
wehr von Riem an der UnfallsteIle und 
konnten die ersten Verletzten bergen. 

Die PoliZei mußte den Feierabendver -
kehr weiträumig umleiten. Insgesamt 
waren hundert Feuerwehrleute, 17 Ret­
tungswagen und fünf Notarztwagen Im 

Einsatz. (Foto: dpa) 

Zehn Jahre Löschzug Retten 
SchwalmstadtlWillingshausen 

Auf das zehnjähnge Elestehen konnte 
der Löschzug Retten SchwalmstadVWIl­
Iingshausen als Ergänzungszug Im er­
we�terten KatastrOphenschutz zurück­
blicken. Der Zug besteht aus Fahrzeu­
gen und Aktiven der Freiwilligen Feuer­
wehren Merzhausen, Treysa, Ziegen­
hain, Niedergrenzbach und Wiera und 
steht unter Leitung des Zugführers Hel­
mut Lotz (Ziegenh8ln), der Im Anschluß 
an eine Waldbrandübung über die ver­
gangenen zehn Jahre berichtete. Von 
dem damaligen Stadtbrandinspektor der 
Stadt Schwalmstadt, Günter Schmalz, 
und dem damaligen Oberbrandmeister 
der Gemeincle Willingshausen, Wilhelm 
Upphardt, war angeregt worden, einen 
gemeinsamen KatS-Löschzug der Er­
gänzung mit kommunalen Löschfahr -
zeugen aufzustellen. 85 Helfer haben 
den Zug In dieser Zelt durchlaufen. Von 
der ersten Stunde sind heute noch 
13 Helfer aktiv im Löschzug Integnert. 

Lotz dankte besonders der Gememde 
Willingshausen und der Stadt Schwalm­
stadt fur die Bereitstellung der Fahrzeu­
ge. Mit Gästen und Freunden wurde 
das Jubiläum gefeiert. 

Französische Delegation 
ImBZS 

Die Präsidentin der Federatlon Nationale 
de Protectlon Civile (FNP.C.j, Madame 



Guinot, der Vizepräsident, Monsieur 
Bernuzeau, der Ausbildungs-Referent, 
Monsieur Francheterre, sowie ein weite­
res Präsidiumsmitglied waren anläßlich 
eines dreitägigen Informationsaustau­
sches beim Technischen Hilfswerk 
(THW) Gäste im Bundesamt für Zivil­
schutz (BZS). Die Delegation wurde 
vom Präsidenten des BZS, Hans Georg 
Dusch, empfangen, der sich über die 
Aufgaben der Federation Nationale de 
Protection Civile im Systern des franzö­
sischen Zivilschutzes unterrichten I~ß . 

Als Zeichen seiner Verbundenheit mit 
der F. N. P. C. überreichte er Präsiden­
tin GUlnot die Plakette des Bundesam­
tes für Zivilschutz. Das Bild zeigt Präsi­
dentin Guinot (Bildmitte) mit Vizepräsi­
dent Bernuzeau (3. v. 1.), Präsident 
Dusch (5. v. r.), Ausbildungsreferent 
Francheterre (4. v. r.) und Direktor THW, 
Henkel (rechts). (Foto: Hilberath) 

Internationales SAR-Seminar 
bei der DGzRS 

Nautiker aus zehn Nationen waren zu 
Gast bei der SEENOTLEITUNG BRE­
MEN (Rescue Co-ordination Centre ~ 
RCC BREMEN) der Oeutschen Gesell ­
schaft zur Rettung Schiffbrüchiger: Stu­
denten der World Maritime University 
(WMU) mit Sitz in Malmö wurden wäh­
rend eines einwöchigen Seminars in die 
Grundlagen der Einrichtung und Durch­
führung des maritimen SAR-Dienstes 
(SAR: Search And Rescue) eingewiesen. 

Ziel des Seminars war es, die T eilneh­
mer in die Lage zu versetzen, in ihren 
Heimatländern notwendige Maßnahmen 
zu erkennen, die für die Einrichtung und 
Entwicklung nationaler SAR-Dienste er­
forderlich sind. Grundlage dafür bildet 
die SAR-Konvention, die 1985 in Kraft 
getreten ist. 

In der SEENOTLEITUNG BREMEN er­
hielten die hOChqualifizierten Nautiker, 

die zum Teil als Seefahrtsschullehrer tä­
tig sind, Einblick in den Aufbau des ma­
ritimen SAR-Dienstes der Bundesrepu­
blik, der von der DGzRS eigenverant­
wortlich und unabhängig durchgeführt 
wird. Neben der Schulung in Brernen in­
formierten sich die Teilnehmer auch 
über das Verkehrssicherungssystem 
Oeutsche Bucht im Rahmen eines Auf­
entha�tes in Cuxhaven. Die Einführung in 
die moderne SAR-Technik fand an Bord 
des OGzRS-Seenotkreuzers "Herrnann 
Helms"/Station Cuxhaven statt. 

Das Seminar bildet den Auftakt zu 91 -
nem Schulungsprogramm bei der SEE­
NOTLEITUNG BREMEN der DGzRS, 
das in Einklang mit dem Bundesver -
kehrsministeriumlAbtellung See und der 
World Maritime University durchgeführt 
wird. Oeren Co-Rektor, Professor Gün­
ter Zade, bEligleitete die Studenten. 

Einsatzübung 

In einer zweitägigen Einsatzübung des 
2. Betreuungszuges Nordfriesland ging 
es darum, in der Praxis Verfahrenswei­
sen für die Evakuierung, Lenkung und 
Betreuung der Zivilbevölkerung zu er­
proben, die durch eine angenommene 
Schadenslage betroffen war. Im Rah­
men seines Dienstes im Katastrophen­
schutz hat der Zug einmal jährlich eine 
solche Übung durchzuführen. Sie dient 
der Überprüfung der Helfer in ihren ver­
schiedenen Verwendungen und der Ein­
satzfähigkeit der AusstattunIJ des Zu­
ges. Unterstütz1 wurde die Ubung ins­
besondere durch ein Rot-Kreuz-Ju­
gendiager, das sich spontan zur Verfü­
gung gestellt hatte. 

Rund 60 Helfer nahmen an der Übung 
teil. Die Zugführerin, Käthe Bernhardt, 
konnte ihren Helfern solides Fachwissen 
bescheinigen und die Übung als gut ge­
lungen beenden. 

Verwüstungen durch Unwetter 

Schwere Gewitter haben über Nacht im 
ganzen landkreiS Osnabrück Verwü­
stungen angerichtet. Wolkenbrüche ver­
wandelten Straßen in reißende Flüsse, 
setzten die Keller ganzer Straßenzüge 
unter Wasser. Blitzeinschläge, umge­
stürzte Bäume hielten die Feuerwehr die 
ganze Nacht in Atem. Rettungsleitstelle 
und örtlich eingerichtete Einsatzleitun­
gen waren bis in die Morgenstunden 
beschäftigt, den Hilfegesuchen aus der 
Bevölkerung nachzukommen. Die Frei­
willigen Kräfte von Feuerwehr und Tech­
nischem Hilfswerk mußten auch Tage 
später noch Schäden bes91tigen. Das 
gesamte Schadensausmaß ließ sich zur 
Stunde noch nicht absehen. Autos wur­
den von Wasser und Schlamm verwü­
stet, Ställe standen unter Wasser, Vieh 
ist ertrunken oder wurde vom Blitz er­
schlagen. 

Brandschutzwoche 
"Deine Feuerwehr -
auch im Umweltschutz" 

Bei der diesjährigen Brandschutzwoche 
"Deine Feuerwehr - auch im Umwelt­
schutz", die auch in Baden-Württem­
berg durchgeführt wurde, standen die 
Aufgaben der Feuerwehren im Bereich 
des Umweltschutzes und der techni­

.schen Hilfe im Mittelpunkt. Darauf ha­
ben Innenminister Dietmar Schlee und 
der Vorsitzende des Landesfeuerwehr­
verbandes Baden-Württemberg, Rolf 
Englerth, hingewiesen. Rund 80 Prozent 
der Einsätze der Feuerweihren entfallen 
auf den Bereich der technischen Hilfelei­
stung und den Umweltschutz; nur noch 
20 Prozent sind ihrer traditionellen Auf­
gabe, der Brandbekämpfung, zuzurech­
nen. Innenminister Schlee und Ver­
bandsvorsitzender Englerth sind über­
einstimmend der Auffassung, daß die 
Aufgaben des Umweltschutzes für die 
Feuerwehren die Bewährungsprobe die­
ses Jahrzehnts sind. 

Die Feuerwehren befassen sich bereits 
seit Anfang der 60er Jahre mit Proble­
men des Umweltschutzes. Beispielhaft 
wurde auf die ersten Ölalarrnpläne und 
die damit verbundene Ausstattung der 
Feuerwehren mit speziellen Einsatzgerä­
ten und Einsatzmitteln für die Bekämp­
fung der Gefahren bei Ölunfällen verwie­
sen. Die Übernahme von Aufgaben bei 
Ölunfällen kann als "Einstieg" in den 
Aufgabenbereich des Umweltschutzes 
gesehen werden. Die rasch fortschrei­
tende Technisierung in den zurücklie­
genden Jahren, der Transport, die Ver­
arbeitung und der Gebrauch von ge­
fährlichen Stoffen und Gütern haben 
vielfältige Gefahren für Mensch, Tier und 
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Umwelt gebracht. Auf die neuer. Aufga­
ben bei Unfällen mit gefährlichen Stoffen 
und Gütem hätten sich die Feuerwehren 
erst einstellen müssen. Die Aus- und 
Fortbildung mußte intensiviert und die 
technische Ausstattung und die persön­
lich" Schutzausrüstung ergänzt werden. 
Zusammen mit dem Landesfeuerwehr­
verband hat das Innenministerium in 
den letzten Jahren ein Konzept entwlk­
kelt, das für Baden-Würlltemberg etwa 
50 Gerätewagen-Gefahrgut vorsieht. In 
Jedem Landkreis solen ein biS zwei die­
ser Sonderfahrzeuge stationiert werden, 
die eine flächendeckende OrganisatIOn 
für die Bekämpfung von Umweltunfällen 
sicherstellen. Bisher wurden 35 Fahr­
zeuge beschafft. Das Land hat hierfür 
rund zwölf Millionen DM an Zuschüssen 
gewährt. Ähnlich sieht das Konzept für 
den Bereich Atemschutz/Strahlenschutz 
aus. 

Innenminister Schlee und Verbandsvor­
Sitzender Englerth erinnerten daran, daß 
die Feuerwehren zum Großteil ihre Auf­
gaben ehrenamtlich erfüllen. Gerade 
deshalb sei die qualifizierte Aus- und 
Fortbildung dringend nötig. So wird Im 
Moment die Ausbildungskapazilät bei 
der Landesfeuerwehrschule Bruchsal 
weiter erhöht. Dadurch wird erreicht, 
daß die Feuerwehrangehörigen inner­
halb kürzerer Fristen auf die gestellten 
Aufgaben vorbereitet werden können. 
Die geplanten Beumaßnahmen (Erstel­
lung einer Übungs halle und Beu von 
Freiübungsflächen) solen vor allem bei 
der technischen Hilfe und beim Umwelt­
schutz eine ganzjährige und möglichst 
praxisnahe Ausbildung ermöglichen. Bei 
der Landesfeuerwehrschule Ist weiter 
vorgesehen, eine besondere Fachgrup­
pe "Umweltschutz" einzurichten. 

Die Feuerwehren sind nach Darstellung 
von Innenminister Schlee und Ver­
bandsvorsitzender Englerth ene der 
wichtigsten Umweltschutzorganisationen 
In Beden-Würlltemberg. Das Engage­
ment für den Umweltschutz gebe Staat 
und Feuerwehr die Gelegenheit, zusam­
men mit vielen Bürgem und Bürgerinitia­
tiven etwas gemeinsam für eine gesun­
de Umwelt zu tun. 

Neues Haus in Wort und Bild 

Ein neues Feuerwehrhaus konnte kürz­
lich die Feuerwehr Seligenstadt (Kreis 
Offenbach) in Besitz nehmen. In 20 Mo­
naten Beuzeit entstand eine Unterkunft, 
die den 66 Männem unter Stadtbrand­
meister Hans Störger optimale Arbeits-, 
Ausbildungs- und EInsatzmögliChkeiten 
bietet und die acht Lösch- und Sonder­
fahrzeuge der Wehr beherbergt. 

4 ZS-MAGAZIN 9187 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Im Geschäftsbereich des Bundesamtes für Zivilschutz, einer Bundesober -
behörde im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innem, ist bei der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, Landesverband Rheinland-Pfalz, Ge­
schäftsführerbereich Ludwigshafen die Stelle des 

Geschäftsführers 

mit einer/einem Angestellten neu zu besetzen. ' 
Vorbehaltlich einer endgültigen Bewertung ISt eine Eingruppierung bis Ver­
gütungsgruppe V b (fünf b) BAT möglich. 

Der Geschäftsführer ist für die Verwaltung und Organisation sowie für die 
Sicherstellung und Erhaltung der Einsatzbereitschaft der THW-Ortsverbän­
de und für die Betreuung der freiwill~en Helfer seines Geschäftsführerberei­
ches zuständig. 
Gesucht wird ein Mitarbeiter, der über eine abgeschlossene Verwaltungs­
ausbildung (Befähigung für den gehobenen Dienst oder zweite Verwaltungs­
prüfung) und langjährige Verwaltungserfahrung - vorzugsweise im öffentli­
chen Dienst - verfügt. 
Stehen geeignete Bewerber mit dieser Qualifikation nicht zur Verfügung, 
kommen auch Bewerber In Frage, die aufgrund 81nschläglQ8r Berufserfah­
rung gleichwertige Kenntnisse und Fäh~kerten besitzen. 
Organisationstalent, Erfahrungen In der Menschenführung und VerständniS 
für die Belange einer humanitär-technischen HI~sorganisation werden vor­
ausgesetzt. Technisches VerständniS ist erwünscht. 
Die Bundesanstalt THW würde es begrüßen, wenn sich durch diese Aus­
schreibung Insbesondere auch Frauen angesprochen fühlten. Ihnen werden 
die gleichen Aufstiegschancen geboten Wie Männern. 

Bewerbungen sind bis zum 18. Dezember 1987 (verspätet eingehende Be­
werbungen können nicht berücksichtigt werden) unter Angabe der Kennzahl 
THW 24/87 zu richten an die 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
- Leitung -

Postfach 20 03 51 
5300 Bonn 2. 

Der Magistrat der Stadt hat aus Anlaß 
der Einweihung des neuen Feuerwehr­
hauses eine gut gestaltete Dokumenta­
tion herausgegeben. Auf 20 großforrna­
tigen Seiten finden sich neben den obli­
gatorischen Grußworten interessante 

Abhandlungen über die Vorläufer des 
neuen Gebäudes, die Struktur der Wehr 
sowiie eine ausführliche Beschreibung 
des Hauses und seiner Entstehung. Die 
Abbildung der Titelseite zeigt das neue 
Haus. 



STELLEN AUSSCHREIBUNG 

Im Geschäftsbereich des Bundesamtes für Zivilschutz, einer Bundesober­
behörde im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innem, ist bei der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, Landesverband Schleswig-Holsteln 
in Kiel im Hauptsachgebiet 6nsatz die Stelle 

eines Sachbearbeiters (männlich oder weiblich) 

mit einem Angestellten zu besetzen. 

Vorbehaltlich einer endgültigen Bewertung ist eine Eingruppierung bis Ver­
gütungsgruppe IV b (vier b) BAT möglich. 

Dem Sachbearbeiter obliegen Insbesondere folgende Aufgaben: 

Ausstattungsangelegenheiten (Zuweisung, Überwachung, Bestandsver­
waltung, Absetzungen und Aussonderungen). 

Angelegenherten des Kfz-Wesens (Überwachung der Einsatzbereit­
schaft der Fahrzeuge, Bearbeitung von Kfz-Unfällen, Belehrung und Wei­
terbildung der KraftfaJhrer). 

Funkwesen (Überwachung und Verteilung der Geräte, Ersatzbeschaf­
fung, Aussonderung von Funkgeräten). 

Gesucht wird ein Diplom-Ingenieur FH (technische Fachrichtung), der über 
Berufseriahrung aus Verwaltung, Wirtschaft oder humanitären Hilfsorganisa­
tionen verfügt oder ein Mitarbeiter mit abgeschlossener Verwaltungsausbil­
dung (zweite Verwaltungsprüfung oder Befähigung für den gehobenen 
Dienst). 
Stehen geeignete Bewerber mit dieser Qualifikation nicht zur Verfügung, 
kommen auch Bewerber in Frage, die aufgrund einschlägiger BerufseriaJh­
rung gleichwertige Kenntnisse und Fähigkeiten besitzen. 

VerständniS für die Belange einer humanitär-technischen Hilfsorganisation 
sowie die Fähigkeit zu eigenverantwortlichen Entscheidungen werden vor­
ausgesetzt. 
Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk würde es begrüßen, wenn sich 
durch diese Ausschreibung insbesondere auch Frauen angesprochen fühl­
ten. Ihnen werden die gleichen Aufstiegschancen geboten wie Männem. 

Bewerbungen sind bis zum 27. November 1987 (verspätet eingehende 
Bewerbungen können nicht berücksichtigt werden) unter Kennzahl THW 22/ 
87 zu richten an die 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
- Leitung -

Postfach 20 03 51 

Neue Einsatzwagen für die 
Feuerwehr in Tegernsee 

5300 Bonn 2. 

Zwei neue Einsatzwagen konnte die 
Freiwillige Feuerwehr in Tegemsee kürz­
lich übernehmen: ein LF 8 und einen 
Rüstwagen RW 1. Bereits im vergange­
nen Jahr wurde das LF 8 von der Stadt 
Tegemsee angeschafft. Die Kosten wur­
den bestritten von der Regierung von 
Oberbayem und aus der Feuerwehrkas­
se, d. h. aus Spenden einheimischer 
Bürger für ihre Wehr. 

Der Rüstwagen RW 1 wurde der Feuer­
wehr in T egemsee vom Kreis Miesbach 

für den Katastrophenschutz überlassen. 
Nach der Indienststellung, die im festli­
chen Rahmen stattfand, zeigten die 
Wehnmänner in einigen Schauübungen 
ihre Einsatzbereitschaft. Das Foto zeigt 
Landrat Norbert Kerkel bei der Indienst­
stellung der Fahrzeuge. 

(Foto: Huber) 

Tod in den Flammen 

Zu spät kam jede Hilfe für einen 49 Jah­
re alten Bauem aus Hasbergen im 
Landkreis Osnabrück. Als die Feuer­
wehrmänner sich gegen die Flammen 
zu dem Venmißten durchgearbeitet hat­
ten, war er im Feuer umgekommen. 

Den Enmittlungen der Kripo zufolge ist 
das Feuer bei Reinigungsarbeiten auf 
dem Kornboden des Hofes ausgebro­
chen, der Bauer habe sich nicht mehr 
rechtzeitig in Sicherheit bringen können. 
Feuerwehrmänner aus Hasbergen, Ha­
gen, Niedenmark ul"\d Oesede bekämpf­
ten den Brand. (Foto: Wöhnmann) 

Feuerwehr-Ehrenkreuz 
für Dr. schöttler 

Eine hohe Auszeichnung konnte jüngst 
der Beigeordnete der Stadt Kaiserslau­
tern, Dr. Horst Schöttler, entgegenneh' 
men. Der Vorsitzende des Landesfeuer­
wehrverbandes Rheinland-Pfalz, Kurt 
Schwaderlapp, überreichte dem Beige­
ordneten "in Würdigung hervorragender 
Leistung auf dem Gebiete des Feuer­
wehrwesens" das Deutsche Feuerwehr­
Ehrenkreuz in Silber. 
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Neue Umfrageergebnisse hegen vor: 

Kataslrophen- und Zivilschulz in 
der öffentlichen Meinung 

Wie in den Vorjahren hat der 
Bundesminister des Innem bei 

, dem Mannheimer Institut für pra­
xisorientierte Sozialforschung 
Opos) eme Umfrage in Auflrag 
gegeben, die aktuellen Fragen 
der Innenpolitik im Jahre 1987 
gilt. 

Die Untersuchung stützt sich auf 
2046 Interviews, die in der Zeit 
vom 3. bis 19. Juni 1987 ge­
macht wurden - die Ergebmsse 
dürflen als repräsentativ für die 
Memung der Bürger in der Bun­
desrepublik Deutschland anzu­
sehen sein. 

An dieser Stelle präsentiert das 
ZS-Magazjn die Umfrageresufta­
te zum Thema Katastrophen­
und ZMlschutz. 

Im wesentlichen wurden zwei 
Komplexe erforscht: 

- Kenntnisse und gewünschte 
Informationen zum Katastro­
phen- und Zivilschutz 

- Haftung zu Schutzmaßnah­
men und Bereitschaft zur Mit­
wirkung 

Die Ergebnisse wurden dann im 
weiteren durch Einzelfragen prä­
Zisiert. 
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1. Kenntnisse und gewünschte infor­
mationen zum Katastrophen- und 
Zivilschutz 

Neben der Ermittlung von Einstellungen der 
Bürger zu Einzelfragen dieses Themenbe­
reichs ging es in der Untersuchung insbe­
sondere darum, den Informationsstand 
und das Informationsbedürfnis festzustel­
len. Die Befragten wurden dabei zumeist 
nach ihrer Parteienpräferenz geordnet, im 
Einzelfall zusätzlich auch nach Alter und Bil­
dungsstand. 

Die Fragen im einzelnen: 

Der Katastrophen- und Zivilschutz hat 
die Aufgabe, bei Naturkatastrophen, 
technischen Unfällen oder kriegeri­
schen Auseinandersetzungen Gefah­
ren für die Bevölkerung abzuwehren. 
Haben Sie sich selbst über Maßnah­
men des Katastrophen- und Zivil­
schutzes schon einmal informiert? 

Wissen Sie, ob es in Ihrer Nähe einen 
öffentlichen Schutzraum gibt? 

Knapp 30 % aller Befragten geben an, daß 
sie sich über diesen Themenbereich schon 
einmal informiert haben. Unter den Anhän­
gem der GRÜNEN ist der Prozentsatz mit 
47,8% besonders hoch, während die ent­
sprechenden Prozentzahlen bei den An­
hängern der anderen Parteien praktisch 
dem Durchschnitt aller Befragten entspre­
chen. Es fällt auf, daß die Männer mit 
38,1 % einen weitaus höhere!, Informa­
tionsstand als die befragten. Frauen 
(23,2 %) aufweisen. 

Besonders starke Unterschiede können im 
Hinblick auf die Schulbildung der Befragten 
ausgemacht werden: Mehr als die Hälfte 
der Befragten mit Abitur bzw. Hochschul-

abschluß gibt an, sich bereits Informiert zu 
haben. 

Im weiteren wurde ganz konkret erforscht, 
ob der jeweils Befragte von einem öffentli ­
chen Schutzraum In seiner Nähe wisse. 

87,2 % aller Befragten konnten hier keine 
Angaben machen. 

Selbst bei den Anhängem der GRUNEN 
(bei denen fast 50 % sich nach eigenem 
Bekunden über den Katastrophen- und ZI­
VIlschutz Informiert haben), Sind gerade 
18 % in der Lage, die Frage eindeutig zu 
beantworten. 

Fühlen Sie sich über Vorsorgemaßnah­
men des Katastrophen- und Zivil­
schutzes ausreichend informiert? 

Hier ergab sich, daß nur knapp ein Fünftei 
der Befragten mit dem Informationsange­
bot zufrieden 1St. Das gilt für Angehörige In 
allen Wählenagen und allen BIldungsstän­
den. Selbst bei denlenlgen, die nach eige­
ner Aussage bereits von Sich aus nach In­
formationen gesucht haben, geht die Quo­
te der Zufnedenen nicht über ein Dnttel hin­
aus. 

Sollten Informationen über den Kata­
strophen- und Zivilschutz in Schulen 
angeboten werden? 

Die Unzufnedenheit über das Öffentliche In­
formationsangebot erklärt wohl, daß die 
überwältigende Mehmelt - 83 % der Be­
fragten - fDr eine schulische Vermittlung 
der Lehnnhalte _Katastrophen- und Zivil­
schutz" stimmt. 

Die Antwort gilt mit nur geringen Abwei ­
chungen für die Gesamtheit aller Befragten. 
Am ehesten kann man noch bei den Sym­
pathisanten der GRÜNEN eine relatIV star-



ke Ablehnung (20,5 %) des schulischen In­
formationsangebots feststellen. Doch äu­
ßem sie generell starke Vorbehalte gegen 
staatliche Vorhaben. Aber'selbst bei dieser 
Gruppe befürworten 79,5 % die schulische 
Unterweisung. (CDU/CSU 85,21SPD 82,9/ 
FDP 86,0). 

Im Katastrophenfall gibt es im Radio 
Verhaltensmaßnahmen für die Bevöl­
kerung. Haben Sie solche Hinweise 
schon einmal gehört oder nicht gehört, 
oder gab es bisher keinen Katastro­
phenfall in Ihrer Gegend? 

Rund ein Drittel aller Befragten gibt an, Hin­
weise überVerhaltensmaßnahmen bei Ka­
tastrophenfällen schon einmal Im Radio ge­
hört zu haben. Ein Viertel hat davon noch 
nichts vernommen, und fast zwei Fünftel 
vertreten die Auffassung, daß es in ihrer 
Gegend bisher noch keinen Katastrophen­
fall 9egeben habe. 

Bei der Betrachtung der einzelnen Unter­
gruppen fäl~ eine starke Abhängigkeit der 
Wahmehmung von der Schulbildung des 
jeweilS Befragten auf: So sind 41,7% der­
jenigen mit Abitur bzw. Hochschulabschluß 
der Auffassvng, daß es in ihrer Gegend 
noch keinen Katastrophenfall gegeben 
habe; der entsprechende Prozentsatz bei 
den Befragten mit Volksschulabschluß 
ohne Lehre beträgt lediglich 29,6 %. 

Diejenigen, die schon einmal Hinweise in 
Katastrophenfällen im Radio gehört haben 
(34,8 %), wurden dann weiter gefragt: 

Sollte der Rundfunk mehr als bisher für 
Hinweise in Katastrophenfällen einge­
setzt werden? 

Hier ergab sich eine klare Mehrheit für die 
verstärkte Nutzung dieses Mediums. Auch 
hier finden sich keine Unterschiede nach 
Parteinähe oder sozialer Zugehörigkeit. 

Im Katastrophenfall wird die Bevölke­
rung durch Sirenen gewarnt. Kennen 
Sie die Bedeutung der verschiedenen 
Heultöne? 

Über die Hälfte der Befragten behauptet, 
die Eledeutung der verschiedenen Heultö­
ne zu kennen. Bei der Beantwortung dieser 
Frage gaben Männer wesentlich häufiger 
an, die Sirenensignale zu verslehen 
(61,6%) als Frauen (47,6%). - Erslaunli­
cherweise gibt es bei dieser "Wissensfra­
ge" lediglich geringfügige Abhängigkeiten 
von der formalen Schulbildung der Befrag­
ten. Stärkere Unterschiede zeigen sich hin­
gegen im Zusammenhang mit dem Alter 
der Befragten: So steigt der Prozentsatz 

,_iR 

de~enigen, die nach eigener Einschätzung 
die Sirenensignale kennen mrt höherem Al­
ler, wobei die Befragten unter 24 Jahren 
mit 44,8 % die geringste Kenntnis zu be­
srtzen scheinen. Aus der Gruppe der über 
60jährigen wußten hier 58,2 % Bescheid. 

2. Haltung zu Schutzmaßnahmen und 
Bereitschaft zur Mitwirkung 

Was m'einen Sie, sollte der Katastro­
phen- und Zivilschutz ausgebaut wer­
den, oder halten Sie die bestehenden 
Vorsorgemaßnahmen für ausrei· 
chend? 

Rund 70 % aller Befragten sind der Auffas­
sung, daß der Katastrophen- und Zivil­
schutz verstärkt werden soll. - Dies gilt in 
etwa für alle Parteilager (CDU/CSU 73,7%; 
SPD 69,4%; FDP 68,0%; GRÜNE 
62,5%). 

Auffallend allerdings war der Umstand, daß 
Befragte mit Abitur bzw. Hochschulab­
schluß eine deutlich niedrigere Zustim­
mung zum verstärkten Ausbau zeigten als 
Angehörige anderer Bildungsgruppen. Mit 
nur 58,2 % standen sie weit zurück hinter 
Volksschulabgängem ohne Lehre (71,4 %), 
Volksschulabsolvenlen mit Lehre (73,0 %) 
und Schulabgängern von Mittleren und Hö­
heren Schulen (70,6 %). 

Die Befragung brachte außerdem zutage, 
daß Frauen häufiger einen Ausbau des Ka­
tastrophen- und Zivilschutzes fordem als 
Männer. 

Zum Problem der grundsätzlichen Akzep­
tanz von Schutzräumen wurden zwei Fra­
gen gest~lIt. Es ging hier um Schutzräume 
in Wohnhäusem und um eine Bewertung 
der Schutzsituation in der Schweiz. 

Was meinen Sie: Sollten in Wohnhäu­
sern Schutzräume gegen Katastro­
phen und Kriegseinwirkungen vorhan­
den sein? Falls nja": Wären Sie persön· 
lich bereit, die Kosten für einen Platz in 
einem solchen Schutzraum zu zah­
len? 

Zunächst: 55 % der Befragten bejahen 
Schutzräume in Wohnhäusern. Diese For­
derung vertreten besonders stark (60,5 %) 
Anhänger der Union, während sie bei den 
Anhängem von SPD (53,3 %), FDP (50,9 %) 
und GRÜNEN (43,6 %) auf weniger Zustim­
mung trifft. Die Befragten mit Abitur bzw. 
mit Hochschulabschluß vertreten in ihrer 
Mehrheit, anders als das Gros der übrigen 
Bildungsgruppen die Auffassung, daß in 
Wohnhäusern keine Schutzräume gegen 
Katastrophen und Kriegseinwirkungen vor­
handen sein sollten. 

Die Befürworter des Schutzraumbaus in 
Wohnhäusem sind zudem vielfach bereit, 

zumindest einen Anteil der fälligen Bauko­
sten selbst zu tragen. Hier allerdings war­
nen die Verfasser der Studie: Da die Frage 
offen läßt, in welcher Höhe die Kosten für 
Schutzräume anfallen, ist es wohl ange­
bracht, die begrenzte Bereitschaft zur Ko­
stenübemahme sehr vorsichtig zu interpre­
tieren. 

In der Schweiz gibt es für jeden Bürger 
einen Platz in einem Schutzraum, der 
die Bevölkerung gegen Katastrophen 
und Kriegseinwirkungen schützen soll. 
Halten Sie dies für eine gute Sache 
oder nicht? 

Über 80 % aller Befragten h~en es für po­
sitiv, daß in der Schweiz jeder Bürger Platz 
in einem Schutzraum findet. Bei der Vertei­
lung der Antworten in den einzelnen demo­
graphischen Untergruppen zeigen sich die 
gleichen Muster wie bei der Frage nach der 
Akzeptanz von Schutzräumen. Die Zusam­
menschau dieser beiden Fragen legt die 
Vermutung nahe, daß der Schutzraum we­
sentlich eher akzeptiert wird, wenn er nicht 
innerhalb des Wohngebäudes eingerichtet 
wird. 

Haben Sie selbst Vorsorge für Kata­
strophenfälle getroffen? Sagen Sie es 
mir bitte für jede der folgenden Maß­
nahmen 
.- Teilnahme an einem Erste-Hilfe­

Kurs 

- Anlegen eines Notvorrats im Haus­
halt 

- Mitwirken in einer Katastrophen-
schutzorganisation 

- Bau eines Schutzraumes 

Bei der Maßnahme "Erste-Hilfe-Kurs" sind 
neben den starken Unterschieden im Hin­
blick auf die Parteipräferenz der Befragten 
(CDU/CSU 44,8%; SPD 47,8%; FDP 
55,4%; GRÜNE 71,0%) ebenso deutliche 
Unterschiede hinsichtlich des Alters der 
Befragten festzustellen. Hier dürfte sich In 
erster Unie der unterschiedliche Grad der 
Motorisierung und der im Rahmen des 
Führersch€llns durchzuführenden Erste­
Hilfe-Kurse auswirken. Im Hinblick auf das 
.,Anlegen eines Notvorrats im Haushalt" er­
gibt sich ebenfalls eine leichte Abhängigkeit 
vom Alter des Befragten: Die über 40jähri­
gen haben zu einem überdurchschnittli­
chen Prozentsatz (Durchschnitt 22,4 %) 
entsprechende Vorräte angelegt. 

Erwartungsgemäß gering fielen die Zahlen 
zur Mitgliedschaft in einer Katastrophen­
schutzorganisation (4,5 %) und zum Besitz 
eines Schutzraumes (1,9 %) aus. Hier sind 
keine Differenzen nach Parteipräferenz und 
Altersstruktur auszumachen. 
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Parl. Staatssekretär Peter Kurt Würzbach 
vor den Delegierten des Deutschen Feuerwehrverbandes 

Zivil-Militärische 
Zusammenarbeit 

Grundsätze und ausgewählte Aspekte aus militärischer Sicht 

Anlaß/ich der Delegiertenversammlung des 
Deutschen Feuerwehrvertiandes am 20. 6. 
1987 in Rendsburg sprach der Parlamenta­
rische Staatssekretär im Bundesministe­
num der Verteidigung, Peter Kurt WÜIZ­
bach. In seinen einleitenden Worten gratu­
lierte der Staatssekretär dem Präsidenten 
des Deutschen Feuerwehrverbandes, Hin­
rich Struve, zu seiner übelZeugenden Wie­
derwahl. Die Zivil-Militärische Zusammen­
arbeit stand dann im Mittelpunkt seiner 
weiteren Ausführungen: 

1. Zivil-militärische Zusammenarbeit ge­
winnt Ihre Bedeutung mit der organisatori­
schen Grundentscheidung, die mit der Auf­
stellung der Bundeswehr in den Jahren 
nach 1954 getroffen wurde. Es gibt be uns 
grundsätzlich keine zivilen Befugnisse für 
militärische Stellen und umgekehrt keine 
ziVilen Befugnisse für rein militärische Stei­
len. Das unterscheidet uns zum Beispiel 
grundlegend von der DDR, in der alle Not­
failschutzmaßnahmen - auch Im Frie­
den - dem Verteidigungsminister unter­
stehen und von militärischen Einheiten 
durchgeführt werden. 

Zivil-militärische Zusammenarbeit ist kein 
Selbstzweck. Sie ist ein Mittel auf dem 
Weg, für unsere Bürger, Fneden und Frei­
heit und damit die menschlichste Lebens­
möglichkeit auf der Erde zu bewahren. Die 
Bewahrung von Fneden und Freiheit ist na­
türlich das Hauptziel der Politik. Zu viele 
allerdings haben sich daran gewöhnt, daß 
der ruhige, normal organisierte, frei von 
Not- und Katastrophenfall gestaltete Alltag 
der "Normalzustand" sei und immer bleibe. 
Man verschlielßt die Augen vor möglichen 
kleineren und großen Gefahreri. Solange 
aber nicht der ewige Frieden auf Erden si ­
chergestellt ist, ist es die Pflicht der Bun­
desregierung Vorsorgemaßnahmen in Be­
zug auf einen - hoffentlich nie eintreten­
den - großen Katastrophen- oder gar Ver­
teidigungsfall zu treffen. 
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Ziel einer wirksamen Verteidigung ist es, 
das Leben und die Freiheit möglichst aller 
unserer Mitbürger zu sichern. Verteidigung 
eines "toten Landes", in dem alles Leben 
ausgelöscht ist, hat keinen Sinn. Keinen 
Sinn hat es aber auch, wenn vorn an der 
Front unsere Soldaten überleben, hinter 
der Front jedoch fast 60 Millionen Deut­
sche ungeschützt ihr Leben verlören. 
Nichts ist falscher als die Meinung, die Bun­
deswe~r möge ihre Verteidigungsvorberei­
tungen wo auch immer treffen, die Zivilisten 
aber im eigenen Land, be eben diesen VOf­
bereitungen, in Ruhe lassen. 

Wenn ich als Politiker und Vertreter des 
Bundesministers der Verteidigung zu Ihnen 
zu diesem Thema vortrage, so bin ich mir 
darüber irn klaren, daß Ihr Interesse auch 
praxisbezogen und damit an den fnedens­
zeitlichen Aspekten Zivil-Militärischer Zu­
sammenarbeit Im Rahmen des Katastro­
phenschutzes orientiert ist. 

2. Die Zusammenarbeit ziviler und militä­
rischer Stellen hat sich dabei vielfach be­
währt. Dies gilt für die täglichen Einsätze irn 
Rettungsdienst ebenso wie für gemeinsa­
me Großeinsätze bei Katastrophen. Bun­
desweit bekannte Beispiele waren: 

Bekämpfung der Flutkatastrophe in 
Hamburg und Schleswig-Holstein 
1962, 
die Brandkatastrophe in Niedersachsen 
1975, 
die Schneekatastrophe in Schleswig­
Holstein 1978/79 oder erst im vergan­
genen Winter 

die Beseitigung d_er Eisbarriere auf der 
Eibe bei Hamburg. 

Bereitschaft und Wille zur Zusammenarbeit 
ziviler und militärischer Dienststellen sind, 
wie die Erfahrungen aus diesen Ereignissen 
gezeigt haben, überall vorbildlich gut ent­
wickelt. 

2.1 Weitere Beispiele täglich erfolgreicher 

Zusammenarbeit, die in der Öffentlichkeit 
nicht so bewußt registriert werden, sind: 

2.1.1 Der Such- und Rettungsdienst der 
Bundeswehr (SAR): Im Bundesgebiet ste­
hen raumdeckend ständig 11 SAR-Hub­
schrauber in 24 Stunden-Bereitschaft. Ihre 
Aufgabe besteht in der Suche vermlßter 
oder abgestürzter Luftfahrzeuge sowie der 
Rettung und Hineleistung verunglückten 
Personals. 

2.1.2 Seit einiger Zeit arbeitet unsere Ma­
rine mit der Wasser-und SchIffahrtsverwal­
tung des Bundes bei Tankerunfällen und 
Öiverschmutzung im Bereich der Nord­
und Ostsee zusammen. Für diesen Zweck 
werden regelmäßig 2 Luftfahrzeuge DO 28 
der Marine vor den deutschen Küsten vor 
allem im Zuge der Hauptschiffahrtsstraßen 
eingesetzt. Die abschreckende Wirkung 
dieser Aktion ISt wie erhofft eingetreten. 
Generell ist bereits jetzt eine Abnahme der 
Zahl der Verschmutzungen im Vergleich zu 
den Vorjahren festzustellen. 

Die bei unserer Luftwaffe vorhandenen Auf­
klärungsmittel haben sich im übrigen auch 
be anderen Gelegenheiten bewährt. 

Beispiele sind: 

- Die Identifizierung versteckter Brand­
herde während der Waldbrände in Nie­
dersachsen oder 

die Unterstützung der Polizei im Fe­
bruar d. J. im Raum Pinneberg mit Luft­
bildem be der Suche nach Kindesent­
führern. 

Es ist für mich unverständlich und ich weise 
dies als unverantwortlich zurück, wenn die 
kleinere der Bonner Oppositionsparteien In 
diesem Zusammenhang, wo es um die 
Aufklärung eines Verbrechens an einem 
kleinen Kind ging, die Amtshilfe unserer da­
für geeigneten und ausgerüstet und ausge­
bildeten Luftwaffe als nicht verfassungsge­
mäß kennzeichnen will. Wir bleiben dabei, 
daß wir die Hilfe der Bundeswehr, wo wir Im 
humanitären Bereich, im inneren unseres 
Landes oder draußen in der Welt helfen 
können, zur Verfügung stellen! 

2.2 Um aber keine Mißverständnisse ent­
stehen zu lassen: Die Bundeswehr soll 
nicht In die politische Verantwortung für die 
Katastrophenbewältigung gebracht wer­
den. An der gesetzlich festgelegten politi­
schen und fachlichen Verantwortung der 
zivilen Instanzen ändert sich durch diese 
Einsätze nichts. Bei solchen gemeinsamen 
Einsätzen ist aber eine gute Zusammenar­
beit zwischen Zivilen und militänschen Stei­
len besonders wichtig. Gerade das be Ein­
sätzen vor Ort gebotene schnelle Handeln 
fordert eine gute Kommunikation, klare 
Weisungsstränge und Kompetenzvertei­
lungen sowie eine angemessene Auswahl 
der von beiden Seiten einzusetzenden 
technischen und personellen Mittel. 

Diesen Einsätzen vor Ort muß eine wir­
kungsvo��e Vorsorgeplanung vorausgehen. 



Zu deren Verbesserung ist als Lehre aus 
dem Tschemobyl-Reaktorunfall in den letz­
ten Monaten des Bund-Länder-Krisenma­
nagerrlent zur Bewältigung großflächiger/ 
länderübergreifender Schadensereignisse 
mit einer ständigen Koordinierungsstelle 
beim Bundesminister des Innem geschaf­
fen worden. Hierbei ist auch die militärische 
Seite entsprechend einbezogen. 

3. Für die Bundesrepublik Deutschland 
ist die Verzahnung all dieser Bereiche unter 
dem Dach Gesamtverteidigung in mehr­
facher Hinsicht von besonderer Bedeu­
tung: 

3.1 Die Vomeverteidigung ist ein wichti­
ges, vor allem deutschen Interessen ent­
springendes Prinzip der NATO-Verteidi­
gung. Sie bedeutet grenznahe zusammen­
hängende Verteidigung mit dem Ziel, kein 
Gebiet preiszugeben und Schäden zu be­
grenzen. 30 Prozent der Bevölkerung und 
25 Prozent des Industriepotentials der 
Bundesrepublik Deutschland sind in einem 
Streifen von 100 km liefe enllang unserer 
Ostgrenze angesiedelt. 

3.2 Die NATO-Streitkräfte können sich 
nicht in vollem Umfang auf Ihrer eigenen 
nationalen Möglichkeiten abstützen. Die 
verbündeten Streitkräfte sind daher auf mi­
litärische und zivile Unterstützung durch die 
Bundesrepublik Deutschland angewiesen. 

In der Bundesrepublik Deutschland kommt 
es also im besonderem Maße darauf an, 
die Bündnisverteidigung mit der nationalen 
Verteidigung und die militärische Verteidi­
gung mit der zivilen Verteidigung zu koordi­
nieren und die gegenseitige Unterstützung 
sicherzustellen. 

3.3 Dabei darf der hohe Abschreckungs­
wert unserer militärischen Verteidigungsfä­
higkeit nicht dazu verführen, die Aufgaben 
der zivilen Verteidigung - Insbesondere 
den Zivilschutz - zu vemachlässigen. Dies 
würde die Glaubwürdigkeit eigener Vertei­
digungsvorbereitungen insgesamt in Frage 
stellen. 

Umgekehrt könnte eine Überbewertung 
von Zivilschutzmaßnahmen aber auch 
dazu führen, Angst vor einer kriegerischen 
Auseinandersetzung zu erzeugen. Dies wi­
derum darf nicht dazu verleiten, die not­
wendigen Vorkehrungen zum Schutz der 
Bevölkerung als politisch unbecuem zu­
rückzustellen. Hier sind also zur Versachli­
chung Insgesemt mehr Information gefor­
dert. Diese erst weckt Interesse und dann 
erst Wird das erforderliche Verständnis für 
sachbezogenes Urteilen der mündigen 
Bürger ermöglicht. Hier ist der Staat zu ei­
ner, für seine Bürger notwendigen vorsor­
genden und damit fürsorgenden Vemal­
tensweise gefordert. 

4. In der heutigen technisierten Welt ist 
der militärische Apparat in noch weit größe­
rem Umfang auf die unmittelbare Unter­
stützung aus dem zivilen Bereich angewie-

sen als früher, als das Problem der Mobili­
sierung ziviler Hilfsmittel für die Verteidi­
gung des Landes auf sehr einfache Weise 
gelöst wurde: War im Krieg ein Heer erst 
einmal aufgestellt, dann galt es als selbst­
verständlich, daß' es sich von da an mit 
allem, was es brauchte, ohne viel zu fra­
gen, aus den Beständen des Landes ver­
sorgte. 

In unserer rechtsstaat lichen Demokratie 
gibt es für die Inanspruchnahrrle von zivi\ßn 
Leistungen der verschiedensten Art ein­
deutige und für die Streitkärfte verbindliche 
Rechtsgnfldlagen. Die Sichersteilungsge­
setze in der Bundesrepublik Deutschland 
sind z. B. rechlliche Vorsorgemaßnahmen, 
die dafür sorgen sollen, daß die verfügba­
ren Bestände und Leistungen des Landes 
in Krise und Krieg bestmöglich genutzt 
werden können. 

4.1 Zu unseren gesetzliChen Vorsorge­
maßnahrrien in Knse und Krieg gehört z. B. 
auch das Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes. 

In einem Verteidigungfall werden die vor­
handenen Katastrophenschutzeinheiten 
und -einrichtungen durch den Bund ver­
stärkt und durch zusätzliche Ausrüstung 
und Ausbildung ergänzt. Dies entspricht 
der staallichen Verpflichtung, die den Bund 
für den Schutz der Bevölkerung in einem 
Verteidigungsfall verantwortlich macht. 

Doch damit ist der Vorsorge für den Schutz 
der Bevölkerung in Krise oder gar Krieg kei­
rIeswegs Genüge getan. Der Staat kann im 
Bereich des Zivilschutzes nur Schwerpunk­
te setzen. Zivil- und Katastrophenschutz 
sind Aufgaben, die eine von den Bürgem 
getragene Bereitschaft zur Übemahme von 
Verpflichtungen zur Verteidigung unseres 
Landes voraussetzen. 

Die deutschen Feuerwehren mit ihren über 
1,1 Million Mitgliedem sind ein Beispiel da­
für, was staatSbürgerliches Enga(jement 
aus sich selbst heraus zu leisten vermag, 
wenn es darum geht, zu", Schutz der Bür­
ger und zur Abwehr von Gefahren das Not­
wendige zu tun. Der wirtschaftliche Wert 
solcher Leistungen ist kaum quantifizierber 
und der gesellschaftspolitische Nutzen von 
unschätzbarem Wert. 

Ich wünschte mir in diesem Zusammen­
hang, daß es gelingen möge, das noch 
imrrler bestehende Bereitschaftsgefälle im 
Bewußtsein der Bürger in den zur Anony­
mität neigenden Bellungsräumen und 
Großstädten auf der einen und unseren in 
dieser Hinsicht äußerst engagierten Dör­
fem und ländlichen Bereichen auf der an­
deren Seite auszugleichen. 

Zweitens wünschte ich mir, daß man dieje­
nigen Bürgerinnen und Bürger erfolgreich 
davon überzeugen könnte, in den Hilfsor­
ganisationen tatkräftig und engagiert mit­
zumachen, die ihre Teilnahme an Katastro­
phen bisher darauf beschränken, ihre ganz 

persönliche, sensationshungrige Neugier 
durch passives und oftmals emeblich stö­
rendes Zuschauen, ja sogar Begaffen, 00-
schränken. Hier müssen wir alle mitarbei­
ten, besonders die Medien. 

5. Alle Vorbereitungen des Zivilschutzes, 
die aus diesem Anspruch der Vorsorge er­
folgen, bedrohen niemanden. Sie sind die 
defensivste Form der Verteidigung. Der 
mancherorts zu hörende Vorwurf, dies 
seien aktive KriegsvorbereIlungen, ist eine 
gleichermaßen törichte wie unsinnige und 
böswillige Unterstellung. 

Angst vor unbecuemer, öffentlicher Dis­
kussion oder Zweifel an der politischen 
Durchsetzbarkeit dürfen uns daher nicht 
daran hindem, bestehende Lücken in den 
staallichen Vorsorgemaßnahmen für den 
Schutz unserer Bürger zu schließen. 

Ich stimme Ihrem Präsidenten auch zu, 
wenn er davon spncht, daß seit Jahrzehn­
ten, wenn auch nicht unter dieser Über­
schrift, gerade die Feuerwehren in unserem 
Land jeden Tag und bei jedem Einsatz mo­
demen Umweltschutz praktiziert haben. 
Was eigentlich gibt es Wichtigeres für den 
Umweltschutz als dafür zu sorgen, daß Ka­
tastrophen, ob klein oder groß, besonders 
aber Krisen oder gar Kriege vemindem zu 
helfen, welche für die Umwelt die schlimm­
sten Schäden verursachen würden. Diese 
Vorsorge ist ein hoher Verdienst all der Or­
ganisationen, die sich täglich bereithalten, 
solche Schäden abzuwehren. 

Bis heute haben wir leider noch zu wenig 
die bestehenden ZivIlschutzgesetzgebung 
zu vereinfachen, zu verbessem oder In den 
notwendigen Bereichen auszufüllen ver­
mocht. Bürokratie muß in diesem Zusam­
menhang Hilfe zum Erreichen des Zieles 
sein und darf sich nicht als Bremse be­
merkbar machen. 

Aus Sicht der militärischen Verteidigung will 
ich hier beispielhaft drei regelungsbedürfti­
ge Aufgabenfelder der zivilen Verteidigung 
kurz aber offen und kritisch betrachten: 

5.1 Im Bundesgebiet gibl es z. Z. nur für 
ca. 4 % der Bevölkerung Schutzräume. Wir 

. haben uns im Bündnis verpflichtet, die Be-
völkerung im Konfliktfalle im eigenen Land 
zu halten. Zum Schutz der Bevölkerung 
und zur Aufrechtemaltung der Operations­
freiheit der Streitkräfte sehen die Aufent­
haltsriichtlinien des Bundesministers des In­
neren vor, daß die Bewohner bestimmter 
besonders gefährdeter Gebiete evakuiert 
werden können und für andere angeordnet 
werden kann, den gewöhnlichen Aufent­
haltsort nicht zu verlassen. Dies ist auf 
Dauer glaubhaft nur bei ausreichender 
Schutzraumversorgung für die Bevölke­
rung durchsetzbar! 

Der Zusammenhang zum energischen Wil­
len, durch Vorsorge zur Stabilisierung des 
Friedens auch auf diesem Wege beizutra­
gen, muß verdeullicht werden. 
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5.2 Im Gesundheitswesen ist die Umstel­
lung auf die Erfordemlsse des Verteidl­
gungsfalies nur möglich, wenn die erforder­
lichen personelien und materiellen Maß­
nahmen so vorbereitet sind, daß sie im Not­
fall sofort umgesetzt werden können. Das 
militärische Gesundheitswesen hat ein be­
sonderes Interesse an der Schaffung ent­
sprechender Gesetzesr8Ql9lungen, weil es 
seine Aufgaben ohne eine funktionierende 
entsprechende Versorgung der Zlvilbevöl­
kerun\l gefährdet sieht. Es besteht nämlich 
die Gefahr, daß ohne die hier notwendigen 
Vorsorgemaßnahmen, das militärische Ge­
sundheitswesen iin Verteidigungsfall bei ei­
nem ungewöhnlich großen Anfall ziviier Ver­
wundeter' Verletzter und Kranker sehr 
rasch "blockiert" würde. 

5.3 Fragen der personellen Bedarfsdek­
kung bereiten . angesichts der sinkenden 
Jahrgangsstärken in den 90er Jahren nicht 
nur der Bundeswehr, sondem auch den 
Organisationen des Zivil- und Katastro­
phenschutzes - ja uns allen - zuneh­
mend Sorge. 

Anders als beim Wehrdienst ist für die 
Funktionsfähigkeit der Einheiten des Zivil­
und Katastrophenschutzes mit seinen 
mehr als 1 ,3 Millionen Henem das Prinzip 
der Freiwilligkeit die trag8flde Säule. Eine 
Verpflichtung zum Dienst in Zivil- und Kata­
strophenschutzeinheiten ist in Friedenszei­
ten nicht vorgesehen. 

Dieser Bereich ist wie die Bundeswehr auf 
genügend Personal an jungen leistungsfä­
higen Männem angewiesen. Es geht natür­
lich nicht an, daß die wichtigen und schwie­
rigen Aufgaben von und für uns alle, gerade 
in einer Krise, dann den Frauen, Kindem, 
Jugendlichen, den Greisen und Frührent­
nem übertragen werden. Gemeinsam mit 
dem Bundesminister des Innem hat sich 
daher der Bundesminister der Verteidigung 
für die grundsätzliche Beibehanung der 
Fr8lstellungsregelung im Gesetz einge­
setzt. 

Eine Absenkung der g8Ql9nwärtigen Frei­
stellungscuote von rund 17 ()()() Mann wird 
in Kürze jedoch aus militärischer Sicht 
m. E. unumgänglich sein. Die damit ver­
bundenen Probleme für die Funktionsfähig­
keit des Zivil- und Katastrophenschutzes 
sind erkannt. Die Frage eines ausgewoge­
nen Vemältnisses zwischen den personel­
len Bedürfnissen der Bundeswehr einer­
seits und denen des Zivilschutzes bedarf in 
nächster Zeit einer sorgfältigen Abstim­
mung zwischen dem BMI und dem BMVg. 
Wir wissen, gerade im Verteidigungsmini­
sterium, um die Notwendigkeit eines funk­
tionierenden Zivil- und Katastrophenschut­
zes. 

6. Ich habe versucht, in meinen Ausfüh­
rungen nach einer einleitenden "Erfolgs­
bilanz" friedenszeitlicher Zivil-Militärischer 
Zusammenarbeit, das Grundprinzip unse­
res am Verteidigungsauftrag ausgerichte-
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STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare KörperSChaft 
des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bun<;lesmlnisters des Innem), 
sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

1. Leiter/in der BVS-Schule Birkenfeld (Rhein land-Pfalz) 
(Verg.-Gr. 111 BA1] - ab sofort -

2. Fachbearbeiter/in für Ausbildung der BVS-Landesstelle Nieder­
sachsen in Hannover 
(Verg.-Gr. Vb BA1] - ~ sofort -

3. Fachbearbeiter/in der BVS-Dienststelle Nienburg 
(Verg.-Gr. Vb BA1] - ab sofort -

4. Fachbearbeiterlin der BVS-Dienststelle Frankfurt 
(Verg.-Gr. Vb BA1] - ab 1. 6. 1988 -

Die Bewerber sollten über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des Z,V,I-, 
Katastrophen- und Selbstschutzes verfügen. 
Bei den Bewerbern für die Stelle des Schulleiters werden neben einer beson­
deren Eignung für die Lehrtätigkeit Führungscualität und Durchsetzungsvermö­
gen vorausgesetzt. 
Bei gleicher Eignung emallen schwerbehinderte Bewerber den Vorzug. 
Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die Eingruppierung eine Vergü­
tungsgruppe niedriger. 
Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen Dienst 
üblichen SoZialleistungen. 
Bewerbungen mit vollständigen Unterlagen (Personalbogen mit Uchlbild, le­
benslauf, Ausblldungs- und Befähigungsnachweisen) Sind bis zum 25. Novem­
ber 1987 zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
BundeshauptsteIle 

Eupener Str. 74, 5000 Köln 41 
(Tel. 0221/4988-1) 

PersonaJbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. , 
Bei hauptamtlich Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem 
Dienstweg. 

ten Verständnisses vom ZMZ an einigen 
ausgewählten Beispielen aus dem Bereich 
"Versorgung der Slreitkräfte und der Bevöl­
kerung in Krise und Krieg" und aus dem 
Bereich des Zivilschutzes deutlich zu ma­
cnen. Ich habe mit meinen abschließenden 
Hinweisen an der noch nicht abgeschlos­
senen umfassenden Zivilschutzgesetzge­
bung deutlich machen wollen, daß die 
staatlichen Vorsorgemaßnahmen zur Si­
cherstellung erfolgreicher Zivil-Militärischer 
Zusammenarbeit noch in einigen Bereichen 
angefUlit werden müssen. 

Militärische wie zivile Verteidigung unseres 
Landes haben in Frieden, Krise und Krieg 
unterschiedliche AufgabensteIlungen, aber 
in der gemeinsamen Zielsetzung, den Be­
stand und das Leben seiner Bürger zu er­
halten, sind sie auf enge, ganz enge Zu­
sammenarbeit angewiesen. Zivil-militäri­
sche Zusammenarbeit ist kein Selbst­
zweck. Sie ist ein Mittel für die Bürger in 
unserem Lande die Unversehrtheit allen Le-

bens, die Abwehr von jeder Katastrophe, 
Freiheit und Freiheit für jeden einzelnen zu 
bewahren. 

Hierzu bedarf es vieler Partner. Diese Part­
ner müssen vertäßlich, sie müssen fähig, sie 
müssen eingeübt, sie müssen entspre­
chend motiviert, ausgerüstet und ausgebil­
det - und sie müssen von der Mehrheit der 
Bevölkerung getragen und unterstützt 
sein. 

Wie die Vorbereitungen zur militärischen 
Verteidigung unseres Landes, sind auch 
alle Maßnahmen zur zivilen Verteidigung 
einschließlich der humanitären Schutzmaß­
nahmen für eine glaubwürdige Verteidi­
gungsfähigkeit und den Erfolg der Ab­
schreckungen unverzichtbar, Sie sind da­
mit Teil und sichtbarer Ausdruck der Frie­
denspolitik unseres staates. Vorbeugen, 
vemindem, bewahren und wachsam sein, 
sind kluge Gebote über alle Menschenge­
nerationen hinweg gewesen, Diese gelten 
auch heute für uns alle. 



Auslandskatastrophenschutz der Johanniter-Unfall-Hilfe 
hat sich vielfach bewährt 

Wie Hilfe sich realisiert 

Katastropheneinsatzleitung Ausland (KELA) organisiert Soforthilfe -
Rund 300 Einsatzkräfte und zwei 50-Personen-Feldlazarette stehen bereit 

"Erdbeben", "Flutkatastrophe", "Bürger­
kieg", "Hungersnot" - Schlagzeilen der 
Medien, die uns für eine kurze Zeit betroffen 
machen. Wir sehen die eindrucksvollen Bil­
der des Schreckens und der Not im Fern­
sehen, lesen die erschütternden Berichte in 
den Zeitungen. Die oft herausgehobenen 
Einzelschicksale treffen uns tief. Solidarität 
kommt auf, die angegebenen Spenden­
konten füllen sich. Viele tragen ihr Scherf­
lein dazu bei, um die Not zu lindern. Aber 
schnell und oft gewollt hat uns der Alltag 
wieder. Der Unglücksort ist weit entfernt, 
andere Ereignisse verdrängen die Schrek­
kensmeldung. Die Flut der Nachrichten ist 
groß, es gibt Angenehmeres. Das Leid wird 
verdrängt, es wird schon geholfen wer­
den. 

Internationale Hilfe 

Nicht zur Tagesordnung über gehen viele 
deutsche Hilfsorganisationen und caritative 
Verbände, die es sich zur Aufgabe ge­
macht haben, bei Katastrophen im Ausland 
Soforthilfe zu leisten. So auch die Johanni­
ter-Unfall-Hilfe e. V. (JUH), die seit vielen 
Jahren ihr "know how" der Hilfe in der Kata-

stropheneinsatzleitung Ausland (KELA) 
konzentriert hat. 

Schon Mitte der sechziger Jahre geplant 
und 1970 nach der großen Flutkatastrophe 
in Ostpakistan installiert, hat sich die KELA 
inzwischen bewährt. Mit ihrem Instrumen­
tarium "Bundeskatastrophenzug" (BKZ) 
wurde in vielen Ländern der Erde nach Ka­
tastrophen mit unbürokratischer, schneller, 
qualifizierter Hilfe das Leid und die Not der 
betroffenen Menschen gelindert. Vor Ort 
zeigt die JUH, daß internationale Solidarität 
nicht nur ein geschriebenes Wort ist. 

Medizinische Hilfe 
nach Erdbeben 

Auch für die Betroffenen des jüngsten Erd­
bebens in Kalamata/Griechenland am 13. 
September 1986 war das achtspitzige 
Kreuz im Emblem der JUH wieder ein "Zei­
chen der Hoffnung", wie es die Bevölke­
rung dankbar ausdrückte. Schon Tage 
nach der Katastrophe entsandte die JUH 
auf Anforderung des Weltkirchenrats Genf 
ein erstes Team nach Kalamata. Der Trupp, 
bestehend aus einem Chirurgen, einern 

Ein Blick auf einen 
Teil des aufgebauten 
Pflege· und OP-Be­
reichs des Feldlaza· 
retts. 

Krankenpfleger, zwei Rettungssanitätern 
und einem Notarztwagen, brachte den Ob­
dachlosen die dringend notwendige medi­
zinische Hilfe. 

Waren zu Beginn noch übetwiegend Ver-
1etzungen zu behandeln, verlagerten sich 
die HIlfsmaßnahmen im Laufe des Einsat­
zes zunehmend auf Krankhertsfälle aller Art. 
Schon nach wenigen Tagen stellte sich 
heraus, daß die Einsatzzeit sowie die Per­
sonal- und Materialkapazität nicht ausrei­
chen würden. Die KELA entschloß sich da­
her, den Einsatz um einen Monat zu verlän­
gern und zusätzlich weiteres Fachpersonal 
mit Pflege- und Küchenausstattung ins Un­
glücksgebiet zu senden. 

Am 9. November 1986 kehrten die letzten 
Einsatzkräfte nach Deutschland zurück. Sie 
waren glücklich. Ihr Einsatz war hart, aber er 
hat sich gelohnt. Dankbarkeit und Freund­
schaften über die Grenzen hinweg nahmen 
sie mit - ein für die Helfer reichlicher Lohn, 
wie sie einstimmig berichteten. 

Wie wird die Hilfe organisiert? 

Kurz liest sich der zusammenfassende Ab­
schlußbericht der KELA nach dem Einsatz 
der JUH in Gnechenland. Die wenigen Sei­
ten zeigen aber nicht auf, was an organisa­
torischen Vorlbereitungen nötig ist, wie die 
stete personelle Einsatzbereitschaft des 
BKZ sichergestellt wird, was an materiellen 
Mitteln bereit steht und wo die Schwer­
punkte liegen. 

Diesen Fragen ist das "Zivilschutz-Maga­
zin" nachgegangen und führte ein Ge­
spräch mit Harald Rebmann, Katastro­
phenschutz-Referent der JUH und Leiter 
der KELA in Bonn. 

Rund 300 Einsatzkräfte 

Die Katastropheneinsatzleitung Ausland 
und der Bundeskatastrophenzug bilden 
eine Organisationseinheit. Wie schon er­
wähnt, 1970 eingerichtet, sollte mit diesem 
Instrumentarium die Qualität der Auslands­
hilfe der JUH gesteigert und für die betrof­
fene Bevölkerung eine schnelle Hilfelei­
stung nach Katastrophen sichergestellt 
werden. 

Die Aufgaben der KELA sind vielfältig. Sie 
ist zum einen verantwortlich für die stete 
Einsatzbereitschaft des BKZ, zum anderen 
werden von ihr Einsätze vorlbereitet. durch­
geführt und betreut. 

Dem BKZ gehören z. Z. rund 300 ehren­
amtliche Helfer aus allen JUH-Landesver­
bänden mit unterschiedlicher Ausbildung 
und Qualifikation an. Seine Ausstattung, 
zwei 50-Personen-Feldlazarette, sind je­
derzeit einsatzbereit. Das erste innerhalb 
von 24 Sfunden, das zweite in drei bis fünf 
Tagen. Zusätzliches Material lagert auch 
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beim Diakonischen Werk der EKD in Bre­
men. 

Vielseitige Aufgaben 

Die Aufgaben des Bundeskatastrophen­
zugs gliedem sich WJe folgt: 

• Erstversorgung 

• Registrierung 

• Transport 
• Chirurgische Behandlung 

• Betreuung 
• Verpflegung 

• Versorgung 
• Ambulante Behandlung 

• Stationäre Behandlung 

Die taktische Führung der Feldlazarette 
oder Ihrer T eile<nheiten hegt in den Händen 
des jeweihgen allein verantwortlichen Ein­
satzleiters/T eamleiters. Er ist für den ord 
nungsgemäflen technischen Ablauf mit all 
seinen personellen Problemen sowie für die 
finanzielle Abwicklung des Einsatzes ver­
antwortlich. Eine schwienge Aufgabe, die 
viel Erfahrung erfordert. 

• Trinkwasser-Aufbereitung für das Feld­
lazarett 

• Trinkwasser-Aufbereitung fü, die Ge-
schädigten 

• Laboruntersuchung des Trinkwassers 

• Anlage von Wasserentnahmestellen 

• Anlage von Wasserreservebehältem 

• Anlage von Wasch- und Duscheinrich-
tungen 

Für diesen Trupp ist eine personelle Beset­
zung mit einem Laboranten als Truppführer 
sowie je einem Kraftfahrer/Handwerker 
und Helfer vorgesehen. Der Trupp verfügt 
über e<ne Tnnkwasser-Aufbereitungsanla­
ge (6 000 I in der Stunde), die in einem 
Transporter mit Anhänger eingebaut ist. 
Die Geräte werden am Einsatzort außer­
halb des Fahrzeugs aufgestellt. Im Fahr­
zeug wird dann das Labor eingerichtet. 

OP-Trupp: 

• Chirurgische Eingriffe 

• Ärztliche Betreuung von statIOnär zu be­
handelnden Patienten 

Personell besetzt ist der Trupp mit zwei 
Ärzten und drei Arzthelfem. 

Der Bundeskatastrophenzug teilt sich auf ,n Ambulanztrupp: 
den: 

Funktionstrupp: 

• Allgemeine Verwaltung 

• Materialverwaltung 

• Funkbetrieb 
• Überwachen der elektrischen Anlagen 

• Instandhalten der Geräte 

• Warten der Kraftfahrzeuge 

• Versorgungsfahrten 

• Krankentransport 
• Unterbringung der Helfer 

Personell Sind für diesen Trupp je ein Fun­
kerNerwaltungshelfer, Handwerker, Kraft­
fahrer und Helfer vorgesehen. 

Küchentrupp: 

• Versorgen der Einsatzmannschaften 

• Versorgen der stationär aufgenomme­
nen Patienten 

• Wenn erforderlich, Versorgen der ande-
ren Geschädigten 

• Beschaffen von Lebensmitteln 

Die Grundeinheit von drei Personen (Koch, 
Hilfskoch, Helfer) ist für 100 Verpflegungs­
einheiten (d. h. Versorgung von 100 Perso­
nen mit dra< Mahlzeiten am Tag) a<ngerich­
tet . Der KÜChentrupp hat a<ne entspre­
chend eingerichtete, in ein Fahrzeug ver­
lastbare Küche mit dazugehörigen Zelten, 
Tischen, Stühlen, etc. 

Wasseraulbere<tungstrupp: 

• Sicherstellen der Wasserversorgung 
des Feldlazaretts 
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• Erstes Sichten der Geschädigten 

• Ärztliche Sofortmaßnahmen 

• Wiederbelebungs- und Beatmungs-
maßnahmen 

• Registrierung Geschädigter 

• Transport GeSChädigter 

• Mobiler Einsatz 

Zum Ambulanztrupp gehören ein Arzt, drei 
Arzthener und ein Kraftfahrer/Arzthener. 

Fachergänzung: 

Bei der Fachergänzung handelt es sich um 
zusätzliche Instrumente und Geräte für 
Speziaieingriffe und Operationen. Dieser 
Trupp verfügt nicht über Personal, sondern 
über ein Zusatzinstrumentarium für folgen­
de Fachgebiete: 

• Augen 

• HNO 
• Laparotomie 

• Urologie 
• Knochen 

• Thorax 
• Neurochirurgie 

• Endoskopie 
• Gasvergiftungen 

Medizinisch-technischen Trupp: 

• Laboruntersuchungen 
• Röntgenuntersuchungen 

• EKG-Untersuchungen 

Die personelie Ausstattung des Trupps be­
steht aus je einem medizinisch-techni-

Verladebereit Ist die Ausstattung der einzelnen 
Einsatztrupps des Bundeskatastrophenzugs In 
Köln-Oeutz gelagert. 

Innerhalb 24 Stunden ist das erste Feldlazarett 
einsatz.berejt, ein zweites nach drei bis fünf 
Tagen. 

In kurzester Zeit bringen JUH-Fahrzeuge die 
Ausstattung zum Augzeug oder unmittetbar ins 
UnglOcksgebiet. 



Oft bietet sich den JUH-Hetfem nach einem Erdbeben in ihrem EInsatz­
gebiet dieses Bild der Zerstörung. 

Schnene Hilfe Ist gefregt. Schon einige Tage nach dem Erdbeben in Kala­
mata/Griechenland war ein JUH-Team im Einsatz. 

sehen Assistenten, Röntgenassistenten 
und Helfer. 

Pflegetrupp: 

• Pflege und Betreuung der statlonar auf-
genommenen Patienten 

Hierfür sind ein Truppführer und zwei PfIe­
gehetfer vorgesehen. Die Aufnahmekapazi­
tät liegt mit entsprechender Ausstattung 
bei 20 Patienten. Kenntnisse in der pflege­
rischen und psychologischen Betreuung 
von Geschädigten sowie praktische Erfah­
rung auf diesem Sektor sind notwendig. 

Nach dem Baukastensystem aufgebaut, 
werden die Trupps je nach Einsatzlage 
auch 8lnzeln eingesetzt. Sie sind materiell 
so ausgestattet, daß jedes Team selbstän­
dig arbeiten kann. "Dies hat sich in der Ver­
gangenheit bestens bewährt", sagt Harald 
Rebmann, "denn bis heute war es noch 
nicht nötig, den gesamten BKZ einzuset­
zen". 

Qualifiziertes Einsatzpersonal 

Besondere Anforderungen werden an das 
Personal des BKZ gestellt. Meist sind es 
ehrenamtliche Helfer aus den JUH-Orts­
und Kreisverbänden, die sich dieser Aufga­
be verschrieben haben. 

Oie medizinische Gruppe stellt, es liegt 
nahe, den größten Anteil an Helfem. Hier 
arbeiten viele qualifizierte Ärzte sowie Kran­
kenschwestem und -pfleger mit. Im techni­
schen Bereich legt die KELA den Schwer­
punkt auf Helfer mit handwerklichen Beru­
fen, die vielseitig einzusetzen sind. Grund­
voraussetzung für alle ist natürlich die 
Kenntnis zumindest einer Fremdsprache. 

Durch die Speicherung personenbezoge­
ner Angaben in einem JUH-intemen EDV­
Datenverbund kann jederzeit abgefragt 
werden, welches Personal für welche Auf­
gaben zur Verfügung steht. Schnell ist so 
ein Team für einen Auslandseinsatz gebil­
det. 

Bewährt hat sich auch, ein Vorauskom­
mando in das Katastrophengebiet zu 
schicken. Es kann sich schnell eine genaue 
Schadensübersicht verschaffen, das Ein­
satzgebiet erkunden und einen detaillierten 
Lagebericht an die KELA geben. So kön­
nen dann der personelle und materielle Ein­
satz auf die speziellen Bedürfnisse vor Ort 
abgestimmt werden. 

Spezielle Lehrgänge 

Die Schulung der Einsatzkräfte läuft zwei­
gleisig. Die Teamleiter belegen neben der 
üblichen Ausbildung für Führungskräfte der 
JUH an der Bundesschule Nieder-Weisel 
lehrgänge, die ausgerichtet sind auf die 
besonderen Anforderungen im Ausland. 
Nicht gelehrt werden medizinische Kennt­
nisse, da bei einem Auslandseinsatz aus­
schließlich Fachpersonal eingesetzt wird, 
das im Berufsleben steht und somit die 
nötige Qualifikation mijbringt. 

Um die Einsatzbereitschaft der weiteren 
Helfer des BKZ zu gewährleisten, wird die 
Ausstattung einzelner Trupps, die nach drei 
bis fünfTagen zur Aufstockung dienen, bei 
JUH-Orts- oder Kreisverbänden gelagert. 
Es besteht hier die Auflage, mit dem Mate­
rial zu üben und es zu pflegen. 

Jederz81t abrufbereit stapelt sich in einem 
Lager in Köln-Deutz die komplette Ausstat­
tung eines 5O-Personen-Feldlazaretts. Die 
Geräte sind überwiegend in Kisten ver­
packt, die von zwei Helfem getragen wer­
den können. Eine sogenannte BKZ­
Stammgruppe, bestehend aus ehrenamtli ­
chen Helfem des JUH-Kreisverbandes 
Köln, pflegt die Ausstattung und überprüft 
ihre Einsatzbereitschaft. Aus diesem Kreis 
rekrutiert sich auch die Besatzung der 
Trinkwasser-Aufbereitungsanlage. 

Vermehrt bilden jetzt auch JUH-Orts- und 
Kreisverbände Rettungshundestaffeln. 
Aufgestellt sind zur Ze~ vier Staffeln mit 30 
Hunden. Sie sind eine wertvolle Unterstüt-

zung bei der Suche nach Verschütteten 
z. B. nach einem Erdbeben. 

Gemeinsame Leitlinien 

Eng arbeillet die JUH bei Auslandseinsät -
zen mij dem Diakonischen Werk der EKD 
zusammen. Meist kommen von hier die 
Einsatzanforderungen. Schon vor Jahren 
wurden gemeinsame Leitlinien für den Aus­
landskatastrophenschutz erstellt. 

Das Diakonische Werk finanzierte einen 
großen Teil des BKZ und trägt erheblich zu 
seiner Unterhaltung bei. Zwar überwiegt 
die Zusammenarbeit der JUH mit dem Dia­
konischen Werk noch bei der Soforthilfe bei 
Auslandskatastrophen, langfristig gesehen 
zieht sich hier aber das Diakonische Werk 
etwas zurück, denn die Personaleinsätze 
sind in den letzten Jahren weltweit rückläu­
fig. Gefragt ist wegen der inzwschen ver­
besserten eigenen Strukturen der Partner­
organisationen in den einzelnen Ländem 
weniger die personelle Hi~e als vielmehr die 
materielle Unterstützung bei Katastrophen. 
So haben sich die Einsatzprioritäten des 
Diakonischen Werks mehr von der Sofort­
hilfe zur langfristigen Hilfe wie z. B. Wieder­
aufbaumaßnahmen, Arbeit in Flüchtlingsla­
gem etc. verlagert. Auch hier ist die JUH mit 
einer Vielzahl von Einsätzen beteiligt. 

Die JUH setzt in Zukunft unter anderem auf 
den Krisenstab im Auswärtigen Amt, der in 
der Vergangenheit schon einmal bestan­
den hat und nun wieder neu installiert wird. 
Der Stab soll die Auslandskatastrophenein­
sätze der deutschen Hilfsorganisationen 
und caritativen Verbände organisieren und 
koordinieren. 

JUH-Katastrophenschutz-Referent Harald 
Rebmann hofft, daß durch eine konstrukti­
ve Arbeit des Krisenstabs die Soforthilfe bei 
Katastrophen im Ausland optimiert wird. 
"Überlegte, abgestimmte, schnelle und wir­
kungsvolle Hilfe muß das Kriterium für die 
Zukunft sein", meint der Leiter der KELA. 

güse 
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Organisation und Aufgaben einer Landeskatastrophenschutzbehörde 
am Beispiel des Regierungspräsidenten Köln 

Aufsichtsbehörde 
und Partner 
Enge, partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den Katastrophenschutz­
behörden der kreisfreien Städte und Kreise des Regierungsbezirks Köln 

In seiner Ausgabe 3187 zeigte das .,ZiVlI­
schutz ·Magazln" In einem ausführlichen 
Bencht die OrganisatKln, den Aufbau und 
die Entwicklung des ZNII - und Katastro­
phenschutzes Im Aufgabenbereich einer 
kommunalen Verwaltung auf. Beispiel war 
die kreisfreie Stadt Bamberg, In der das 
Rechtsreferat mit dem Amt für öffenthche 
Ordnung - Sachgebiet Zlvll- und Kata­
strophenschutz - alle Katastrophenab­
wehrmaßnahmen als "Untere Katastro­
phenschutzbehörde" plant und koordl ' 
niert. 

Unser heutiger Bertrag will nun einen Eln­
bhck geben In die Organisation und die Auf­
gaben einer Landeskatastrophenschutz­
behörde als obere AufSIchtsbehörde am 
Beispiel des Regierungspräsidenten Köln. 

Die Region im Überblick 

Der Regierungsbezirk Köln, einer von fünf In 
Nordrheln-Westfalen, ghedert sich in die 
vier kreisfreien Städte Aachen, Bonn, Köln, 
Leverkusen und die acht Kreise Aachen, 
Düren, Erftkrels, Eusklrchen, Heinsberg, 
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Oberberglscher KreiS, Rheinlsch-Bergl­
scher-Kreis und Rheln-Sleg-Krels mit einer 
Gesamtnäche von rund 7 360 Quadratkllo­
metem. In den Insgesamt 107 Gebietskör­
perschaften des Regierungsbezirks Köln 
leben etwa 3,9 Millionen Einwohner. Es gibt 
nur wenige Regierungsbezirke In der Bun­
desrepublik Deutschland mit einer höheren 
Einwohnerzahl. Die Bevölkerung wohnt ,n 
Städten und Gemeinden von sehr unter­
schledhcher Größe. Während die Groß­
stadt Köln mit rund 920 000 Einwohner fast 
die Mllhonengrenze erreicht, werden für die 
kleinste Gemeinde ledig'iCh rund 3 800 Ein­
wohner gezählt. ZWiSChen diesen beiden 
extremen POSItlOnel1 sind fast alle Größen­
klassen vertreten. 

Der WIrtschaftsraum Köln ISt neben den 
Wirtschaftsräumen Aachen und Bonn der 
bedeutendste Im Regierungsbezirk und hat 
Intematlonalen Rang. So leben In diesem 
Raum über zwei Mllhonen Menschen auf 
einer Fläche von rund 2 500 Quadratkilo­
metem. Es finden Sich hier Wichtige Groß­
betnebe vor allem In den WIrtschaftszweI­
gen Chemie, MIneralölverarbeitung, Ma­
schlnen · und Fahrzeugbau sowie Elektro­
technik. Im EInzugsbereich der Stadt Köln 

Il8Qen Chemie' und Petrochemlebetnebe, 
Raffinenen und Hersteller von Kunststoff­
produktIOn In einer Dichte Wie nur an weni­
gen Stellen Europas, - mit allen Vorteilen, 
aber auch allen potentiellen Gefahren für 
die Umwelt, die Sich daraus ergeben kön­
nen. 

Mittlerlunktion im Vordergrund 

Der Regierungspräsident mit seiner gebün­
delten AufgabenvIelfalt hat eine regionale 
Mlttlerfunktlon zwischen landesregierung 
und Behörden vor Ort Insbesondere den 
Trägem kommunaler Selbstverwaltung. 

Die Aufgaben des Regierungspräsidenten 
ergeben Sich aus dem Landesorganlsa­
tlonsgesetz, In dem es heißt: .Der Regie­
rungspräSident ISt der allgemeine Vertreter 
der landesregierung In SeInem BeZirk. Er 
hat die EntWICklung auf allen Lebensberei­
chen In seinem Beljrk zu beobachten und 
den zuständigen obersten Landesbehör­
den darüber zu berichten. Der Regierungs­
präSident ISt zuständig für alle Aufgaben 
der Landesverwaltung, die nicht ausdrück­
lich anderen Behörden übertragen Sind." 

Regierungspräsident Köln ISt Dr. Franz-Jo­
sef Antwerpes. Seine Behörde ISt geghe­
dert In sechs Abteilungen mit Jeweils fünf 
biS sieben Dezernaten. Innerhalb der Ab­
teilung 2, geführt von AbteIlungsdirektor 
Joachlm Wltt, fallen dem Dezernat 22 .,ZiVI­
le Verteidigung, Katastrophenschutz. Feu­
erschutz" die Aufgaben einer Landeskata­
strophenSChutzbehörde als obere Auf­
sichtsbehörde zu. Leiter des Dezema­
tes 22 ISt Regierungsdirektor Dr. RÜdlger 
Thamm. 

Die Rechtsgrundlagen 

Bel der Darstellung der Aufgaben einer 
Landeskatastrophenschutzbehörde ste­
hen die Rechtsgrundlagen als erstes im 
Bhckpunkt der Betrachtung. Im wesentli ­
chen stützt sich die AufgabensteIlung auf 
ein Landes- und ein Bundesgesetz ab. 

Aufgabenträger des friedenSmäßIgen Kata­
strophenSChutzes ISt das Land. Im Kata­
strophenschutzgesetz Nordrhein-Westfa­
len (KatSG NW) vom 20. Dezember 1 977 
Sind die Aufgaben und Organisation des 
friedensmäßigen Katastrophenschutzes 
geregelt. Es beinhaltet Insbesondere die 
Vorbereitung und Durchführung der Ab­
wehrmaßnahmen SOWie Inhalt und Umfang 
der Katastrophenhilfeleistung. 

DI8 Schutzvorkehrungen fur den VerteidI­
gungsfall hegen In der Verantwortung des 
Bundes Im Rahmen des ZiVilschutzes. 
Hierfür hat der Bund bereits 1968 das Ge­
setz über die Erweiterung des Katastro­
phenSChutzes (KatSG) geschaffen. Danach 



nehmen "die Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes ihre Aufgaben 
auch hinsichtlich der besonderen Gefahren 
und Schäden wahr, die im Verteidigungsfall 
drohen. Sie werden zu diesem Zweck ver­
stärkt, ergänzt sowie zusätzlich ausgerü­
stet und ausgebildet". 

Das KatSG Wird weitgehend von den Län­
dem in Bundesauftragsverwaltung vollzo­
gen, WObei der Bund die Maßnahmen steu­
ert und finanziert. 

Katastrophenschutz und erweiterter Ka­
tastrophenschutz bilden heute ein ein­
heitliches, sich gegenseitig ergänzendes 
Hilfeleistungssystem mit der Aufgabe, Ge­
fahren und Schäden im Frieden und auch in 
einem hoffentlich nie eintretenden, aber 
nicht ganz auszuschließenden Verteidi­
gungsfall abzuwehren. 

Aufsichtsfunktion 
gesetzlich festgelegt 

Im KatastrophenSChutzgesetz NW ISt 
mehrfach Bezug genommen auf die Aufga­
ben der Regierungspräsidenten im Bereich 
der Gefahrenabwehr. So heißt es im Para­
graphen 2: 

"Örtliche Katastrophenschutzbehörden 
sind die Großen kreisangehörigen Städte 
( ... ), Kreiskatastrophenschutzbehörden 
sind die Kreise und kreisfreien Städte, Lan­
deskatastrophenschutzbehörde sind die 
Regierungspräsidenten. Der Innenminister 
ist oberste Katastrophenschutzbehörde. " 

Die örtliche und sachliche Zuständigkeit 
bestimmt Paragraph 3: 

"Für Aufgaben des örtlichen Katastrophen­
schutzes Sind die kreisfreien Städte, die 
Großen kreisangehörigen Städte, denen 
der Innenminister die Aufgabe des Kata­
strophenschutzes übertragen hat, sowie 
die Kreise für die übrigen Gemeinden zu­
ständig. 

Für Aufgaben des überörtlichen Katastro­
phenschutzes sind die Kreiskatastrophen­
schutzbehörden der Kreise zustandig. 

Die weitergehenden Aufgaben des Kata­
strophenschutzes obliegen den Landeska­
tastrophenschutz\>ehörden. " 

Klar umrissen ist auch die AufsIchtsfunktion 
des Regierungspräsidenten im Absatz 2 
des Paragraphen 4: "Der Regierungspräsi­
dent führt die Aufsicht über die Kreiskata­
strophenschutzbehörden. Er ist gleichzeitig 
obere AufsIchtsbehörde über die örtlichen 
Katastrophenschutzbehörden. " 

Der Paragraph 5 des KatSG NW geht ein 
auf das "Unterrichtungs- und Weisungs­
recht" . Hier heißt es unter anderem: "Die 
Aufsichtsbehörden können sich jederzeit 
über die Wahmehmung der Katastrophen­
schutzaufgaben untenrichten. Die Auf­
sichtsbehörden können Weisungen ertei-

len, um die gesetzmäßige Erfüllung der Auf­
gaben des Katastrophenschutzes zu si­
chem." 

Ein verstärktes Weisungsrecht ist im Para­
graphen 6 des KatSG NW festgelegt: "Im 
Einzelfall können die Aufsichtsbehörden 
den beteiligten Katastrophenschutzbehör -
den allgemeine und besondere Weisungen 
erteilen, soweit dies zur wirksamen Kata­
strophenabwehr erforderlich ist." 

Der Teil IV des KatSG NW "Durchführung 
der Abwehrmaßnahmen" sagt Im Paragra­
phen 21 "Befugnisse der Katastrophen­
schutzbehörden und der Aufsichtsbehör­
den im Emstfall" unter anderem aus, daß 
die Aufsichtsbehörden die Leitung der Ab­
wehrmaßnahmen an Sich ziehen können, 
"wenn der Erfolg der Abwehrmaßnahmen 
sonst nicht sichergestellt erscheint". 

Breites Aufg enfeld 

Welche Gesamtaufgaben stellen sich nun 
dem Dezemat 22 "Zivile Verteidigung, Ka­
tastrophenschutz, Feuerschutz", das die 
FunktIOn einer Landeskatastrophenschutz­
behörde wahrnimmt. 

Nach dem Geschäftsverteilungsplan des 
Regl8rungspräsidenten gliedert Sich das 
Dezemat in fünf Sachgebiete: 
Sachgebiet 1: "Planung und Aufbau der zi- . 
vilen Verteidigung" 

Sachgebiet 2: "Katastrophenschutz" 

Sachgebiet 3: "Haushaltsangelegenhei­
ten" . 

Sachgebiet 4: "Feuerschutz und Rettungs-
wesen" .' 

Sachgebiet 5: "Kampfmittelräumdienst" 

Das Sachgebiet "Katastrophenschutz", 

das hl8r näher beleuchtet werden soll, hat 
drei Tätigkeitsbereiche: 

1. Vorbereitung aller Maßnahmen zu Orga­
nisation, Einsatz und Verwendung der 
Katastrophenschutz-Einheiten sowie 
deren Führung. 

2. Überwachung der Katastrophenabwehr 
des Regierungspräsidenten Köln und 
der zwölf Hauptverwaitungsbeamten 
(HVB) der kreisfreien Städte und Kreise 
des Bezirks. 

3. Koordlnierung aller Ausbildungsmaß­
nahmen oberhalb der Standortebene. 

Katastrophenschutzleitung­
Bezirk koordiniert 
Abwehrmaßnahmen 

Im Aufgabenkatalog des Sachgebiets ist 
als erstes die Organisation des Katastro­
phenSChutzes auf der Ebene der eigenen 
Behörde genannt. In Ausnahmefällen kann 
der Regierungspräsident im Rahmen der 
von ihm gebildeten KSL-Bezirk nach Para­
graph 21, Absatz 2, des KatSG NW die 
Leitung der Gefahrenabwehr an sich ZI8-

hen, wenn der Erfolg der Abwehrmaßnah­
men sonst nicht sichergestellt erscheint. 
Die KSL-Bezlrk ISt nach dem bundesein­
heitlichen Modell einet Katastrophen­
schutzleitung (KatS-DV 1 (0) gegliedert 
und Im Hauptgebäude des Regierungsprä­
sidenten untergebracht. Hier werden ent­
sprechende Räume bei Bedarf eingerich­
tet. 

Einblick in die Einsatzbereitschaft und den 
Ausbildungsstand der Mitglieder der KSL­
Bezirk gibt eine jährllohe Übung. "Die Ko­
sten für die Schulung und Fortbildung der 
Stabsmitglieder an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in Bad-Neu­
enahr/Ahrweiler und an der Katastrophen-
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Der Wirtschaftsraum K61n ist der bedeutendste im Regktrungsbezirk. Unser Bild zeigt das Industrie­
gebiet In K~n-WesseUng. (Foto: Verkehrsamt Stadt Köln, Freig.Nr. RPO 30 F 848) 

schutzschule des Landes ,n WeseI, die der 
Bund seit längerem nicht mehr trägt, wer­
den Inzwischen vom Land NW übernom­
men", sagt Katastrophenschutzdezement 
Hans Schröder, bei dem das .,llvilschutz­
Magazin" zu Gast 1St. 

FührungsmiHel 
"Katastrophenschutzplan" 

ArbeItsgrundlage und WIChtIgeS Führungs­
mittel für die KSL-Bezlrk ist der Katastro­
phenschutzplan-Bezirk, der jährlich den 
veränderten Gegebenhetten angepaßt 
Wird. Er gliedert sich In die Hauplgrup­
pen: 

1. Alarmplan 

2. Organisation der KSL 

3. Stärkenachweisung des örtlichen Ka­
tastrophenschutzes 

4. Unterbringung und Betreuung von Ge­
schädigten 

5. RegIOnale (überörtliche) Katastrophen­
hIlfe 

6. Katastrophenhilfe der Bundeswehr 
und der Stationlerungsstr9ltkräfte . 

7. Versorgung der Katastrophenhl~s-
dienste (Bezugsquellen) 

8. Gefahrenobjekte 

9. Hilfskräfte und Mittel 

10. Unterlagen über Bereiche und Anlagen 
mit besonderer Zuständigkeit Im Kata­
strophenschutz 

Der KatastrophenSChutzplan Wird ergänzt 
durch Sonderschutzpläne für besondere 
Gefahrenobjekte, die als Behördenpläne Im 
Zusammenwirken von Betrieben, Gewer­
beaufsicht und Katastrophenschutz aufge­
stellt werden. Sie enthalten Im wesentli­
chen neben einer Objektbeschreibung so-

16 ZS·MAGAZJN 9187 

wie den Angaben über die zu treffenden 
Sofortmaßnahmen Im Katastrophenfall 
91ne Übersicht über die Melde- und Alar­
mierungswege. 

Zusätzlich liegen der KSL-BeZIrk noch alle 
Katastrophenschutzpläne der zwölf Haupt­
verwaltungsbeamten des Regierungsbe­
ZirkS Köln vor, denen wiederum ein Exem­
plar des Katastroplnenschutzplans-Bezirk 
zur Verfügung steht. Daneben wurde 
schon 1960 91n handlicher "Taschenalarm­
plan für den Katastrophenschutz" als 
Nachschlagewerk erstellt, der das Alarmle­
rungsverfahren aufzeigt und alle für die Ka­
tastroplnenhllfe In Betracht kommenden 
Dezernate des RP SOWie Behorden, Hi~sor­
ganisatlonen, Werkfeuerwehren etc. aus­
weist. Der Taschenalarmplan wird halbjähr­
lieh aktualisiert. 

Hilfsorganisation 
tragen Fachdiens 

Ein weiterer Schwerpunkt Im Aufgabenka­
talog des Sachgebietes "Katastrophen­
schutz" ist die Organisation der Katastro­
phenschutz·Fachdlenste In den vier kreis­
fr9len Städten und acht Kreisen des Regie­
rungsbeZirks Köln. 

Als Fachdlenste stehen zur Verfügung: 

Brandschutzdienst 

Bergungsdl9f1st 

Instandsetzungsdienst 

Sanitätsdienst 

ABC-Dienst 

Betreuungsdfenst 

Vetennärdlenst 

- Fernmeldedienst 

Versorgungsdienst 

- Führung 

Die Fachdlenste werden getragen von den 
HIlfsorganisationen Arbeiter-Samanter­
Bund, Deutsches Rotes Kreuz, Johannlter­
Unfall-Hilfe, Malteser-Hilfsdienst, Techni­
sches Hilfswerk, FreIWillige Feuerwehr so­
wie den Katastrophenschutzbehörden so­
weil noch Regieelnhellen bestehen. Die 
Einhetten Sind nach der Stärke- und Aus­
stattungsnachw9lsung (STAN) auf die 
kreisfreien Städte und Kreise verteilt. 

Gesamtstärke der Einheiten 
und Helfer 

Im Regierungsbezirk Köln steht ein Ge­
samtpotential von 1 165 Elnhetten mit rund 
25 500 Helfern und Führungskräften für 
den Katastrophenschutz zur Verfügung; 
davon gehören 44 Einheiten (Sanltäts-, Be­
treuungs-, Lehr- und Ausblldungs-, Was­
seraufbereltungszüge) mit rund 1 100 Hel­
fem zum fnedensmäßigen Katastrophen­
schutz des Landes NW als reglOl1aler Kata­
strophetnschutz des Regierungsbezirks. 
Hinzu kommen die nach dem Gesetz über 
die Erweiterung des KatastrophenSChutzes 
(KatSG) vom Bund aufgestellten und fi­
nanzierten Verstärkungs- und Ergänzungs­
einheiten und Einrichtungen. Die Zahl der 
Helfer dieses erweiterten Katastrophen­
schutzes ,m RegierungSbeZirk Köln beträgt 
rund 24400 in 1 121 Einhetten. In dieser 
Zahl sind 9 664 Helfer aus 387 Ergän­
zungS91nhelten enthalten, für die der Bund 
bis heute keine Haushaltsmittel bereitge­
stellt hat. 

Aufsichtsfunktionen 

Wie schon dargelegt, fallen dem Regie­
rungspräsidenten Köln nach dem KatSG 
NW die Aufgaben einer oberen Aufsichts­
behörde zu. Diese Vielfältigen Aufgaben 
und die teilweise damit verbundene Proble­
matik sollen hier an einigen Beispielen auf­
gezeigt werden. 

Die Aufsichtsfunktion beginnt schon bei der 
Planung der Gefahrenabwehr der krelsfr9l­
en Städte und Kreise des Regierungsbe­
zirks. Die dem Dezernat 22 vorliegenden 
Katastrophen- und Sonderschutzpläne der 
zwölf Hauptverwaltungsbeamten der Regi­
on werden ,m Aufbau und Inhalt gepnüft. 
Ergeben sich Änderungen, Wird dies mit 
dem HVB besprochen. Oberstes ZIel ist es, 
91nen wirkungsvollen Katastrophenschutz 
In den Kommunen zu schaffen. Auch Wird 
darauf geachtet, daß die Pläne fortge­
schrieben werden und sie somit ständig auf 
dem neuesten Stand Sind. 

Zusätzlich Sind alle Gemeinden Im Regie­
rungsbezirk angehalten, für ihren Bereich 
Katastrophenschutz- oder Taschenalarm­
pläne aufzustellen. Mit dieser Vorsorge­
rnaßnahme soll sichergestellt werden, daß 



in einem Notfall, noch bevor sich die "Kata­
strophenschutzleitung HVB" gebildet hat, 
erste koordinierte Hilfsmaßnahmen von der 
betroffenen Gemeinde eingeleitet werden 
können. 

Zusammenarbeit vor Ort 

Um sich einen Überblick über die Situation 
vor Ort zu schaffen und ihrer Aufsichts­
pflicht nachzukommen, besuchen Mitar­
beiter des Katastrophenschutzdezernats 
mehrmals jährlich die kreisfreien Städte 
und Kreise des Regierungsbezirks und 
sprechen mit den Leitern und Sachbearbei­
tern der für den Katastrophen- und Zivil­
schutz zuständigen Ämter. Dies ist sehr 
fruchtbar für beide Seiten. Alle Themen 
werden angesprochen, und oft kommt es 
zu regen Diskussionen. 

Bei diesen Besuchen wird u. a. auch ge­
prüft, ob die Katastrophenschutzstäbe voll 
besetzt sind, ob die Räumlichkeiten der 
KSL den Anforderungen entsprechen und 
die Kornrnunika\ionsmittel der FernmeIde­
zentrale HVB ausreichen. Eine Checkliste 
erleichtert dabei die Arbeit. 

In unregelmäßigen Abständen treffen sich 
die Leiter der Katastrophen- und Zivil­
schutzärnter der Kommunen im Regie­
rungspräsidium mit den Mitarbeitem des 
Dezernats 22. Hier steht die Information 
und der Austausch von Erfahrungen im 
Vordergrund. 

Neue Wege 

Erfahrungen sammeln will das Dezernat 22 
auch bei einer neuen Art von Stabsrahmen­
übungen der Katastrophenschutzleitungen 
der Kommunen. Bis vor kurzem stellte die 
jährlich einmal übende Katastrophen­
schutzlertung den Stab und den Leitungs­
dienst gleichzeitig. "Dabei schmorten na­
turgemäß die Kommunen im eigenen Saft", 
sagt Katastrophenschutzdezement Hans 
Schröcer. "Alle Stabsmitglieder wußten 
meist schen vorner, was lief." Für 1987 
wurde dies geändert. Jetzt wird ein Stab 
HVB beauftragt, für einen anderen Stab 
eine Übung vorzubereiten, von deren Inhalt 
der zu übende Stab nichts weiß. Erst am 
festgelegten Übungstag kommen die 
Stäbe zusammen, und der den Leitungs­
und Schiedsrichterdienst übernehmende 
..fremde" Stab gibt die Lage bekannt und 
spielt Einlagen ein. 

Für Hans Schröcer ist dies die effektivste 
und realistischste Art einer Stabsübung. 
"Es ist wirklichkeitsnah wie bei einer echten 
Katastrophe. Am Tag des Geschehens 
müssen Entscheidungen getroffen werden, 
eine Vorbereitung gibt es nicht", meint er. 

In diesem Jahr finden insgesamt sechs 
Übungen dieser Art im Regierungsbezirk 

Eine Stabsrahmen­
übung der Stadt Köln . 
Meist sind die Mitar­
beiter des Katastro­
phenschutzdezernats 
des RP bei diesen 
Veranstaltungen Be­
obachter. 

statt, bei denen die Mitarbeiter des Dezer­
nates 22 fach- und sachkundige Beobach­
ter sind. Schon die erste Übung sei, so 
Schröcer, "sehr aufschlußreich" gewesen. 
Dem Innenminister wird nach Abschluß des 
Pilotprojekts ein Erfahrungsbericht vorge­
legt. 

~usbildungs- und 
Ubungspläne liegen vor 

Eine weitere Aufgabe der Landeskata­
strophenschutzbehörde ist die Überprü­
fung der von den Einheitsführem der Fach­
dienste über die HVB's jährlich vorzulegen­
den Ausbildungs- und Übungspläne. "Die 
hierfür zur Verfügung stehenden Mittel sol­
len sinnvoll eingesetzt werden, und wir wol­
len natürlich, daß dabei was rumkommt", 
sagt Hans Schröcer. "Ebenso nehmen wir 
oft an den Übungen der Einheiten teil und 
informieren uns dabei über den Stand der 
Ausbildung und den Zustand der Einsatz­
fahrzeuge und Ausstattungen. Zeigen sich 
Mängel, werden sie mit den Einheitsführem 
bzw. dem zuständigen HVB besprochen 
und Wege aufgezeigt, wie der Stand zu ver­
bessem ist." 

GroBe Einsatzübun­
gen geben dem Re­
gierungspräsidenten 
einen Einblick in die 
Lejstungsfähigkert der 
Hilfsorganisationen. 

Mangelnde Ausbildung 

Verstär1<t hat sich das Katastrophen­
schutzdezemat in der letzten Zeit der Aus­
bildung der Helfer mit Sonderfunktionen 
wie ABC- und Sanitätshelfer aller Fachdien­
ste angenommen. - Drei Helfer je Zug 
müssen neben der fachspezifischen Schu­
lung eine zusätzliche Ausbildung in den ge­
nannten Diensten haben. 

Dies wurde in den meisten Einheiten bis 
jetzt noch nicht vollzOgen. "In enger Zu­
sammenarbeit mit der Katastrophen­
schutzschule des Landes NW, Wesei, wol­
len wir es schaffen, daß bis Mitte nächsten 
Jahres jeder Zug des Brandschutzdienstes 
drei ausgebildete ABC-Helfer hat", sagt 
Katastrophenschutz-Sachbearbeiter Kurt 
Wirths. "Weil die Schule den großen Nach­
helbedarf in diesem Bereich nicht decken 
kann, wird teilweise auch auf Standortebe­
ne ausgebildet." 

Besonders widmet man sich auch der Or­
ganisation und Ausbildung des ABC­
Dienstes. Aufgeschreckt durch die Ereig­
nisse in Tschemobyl und den sich häufen­
den Chemieunfällen im In- und Ausland 
wurde u. a. eine Bestandsaufnahme des 
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Waldbrände - hier eine Übung - überschreiten oft die Kreisgrenzen. 
Dann koordiniert der Regierungspräsident die angeforderte Hilfe. 

Verstärkt sollen im Regierungsbezirk Köln die ABC-Züge zur friedens­
mäßigen Gefahrenabwehr herangezogen werden. 

gesamten ABC-Dienstes Im Regierungs­
bezirk erstellt. Soll und Ist wurden gegen­
übergestellt und die Fehlbestände über das 
Land an den Bund gemeldet. Ziel Ist es, 
den ABC-Dtenst möglichst schnell voll ein­
satzbereit zu machen, um Ihn einzubinden 
In die friedensmäßige Gefahrenabwehr. 

Verbesserung des Melde- und 
Informationssystems 

Schon seit längerem laufen Bemühungen, 
die Vorsorge- und EInsatzmaßnahmen Im 
Bereich des chemischen Gürtels um Köln 
zu verbessern. Hierzu gehört auch das Mei­
de- und Informationssystem. 

Die Meldewege, die nach der bestehenden 
gesetzlichen Regelung im wesentlichen auf 
das grobe Einteilungsraster "Schadens­
ereignis unterhalb/oberhalb der Katastro­
phenschweIle". abstellen, tragen der Not­
wendigkeit rechtzertiger Informalion der 
KatS-Behörden bei eskalierenden Ereignis­
sen zu wenig Rechnung. HIerbe Ist zu be­
rücksichligen, daß sich Unfälle im Chemie 
bereich praktisch ohne Vorlaufzeit ereignen 
und deshalb besonders gravierende Fol­
gen haben können. Wichtig ISt auch, daß 
001 Anscheinsgefahren, deren Ungefähr­
lichkeit den Betreibem kraft Sachkenntnis 
sehr schnell klar ist und bei denen sie an 
sich keine Veranlassung zwr Abgabe einer 
Information haben, die betreffenden 
Dienststellen, die nach allen Erfahrungen 
mit besorgten Reaktionen aus der Bevölke­
rung bombardiert werden, sofortige und 
präzise Auskunft geben können. 

Arbeitskreis gebildet 

Der Regierungspräsident Köln hat im Rah 
men des Im Jahre 1985 einberufenen Ar­
beltskreises ,Kölner Chemiegürtel", der 
Sich die Verbesserung des Melde- und In­
formationssystems bei Störfällen und Be­
tnebsstörungen zur Aufgabe gesetzt hat, 
das zwischen der Bayer AG und der Stadt 
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Leverkusen seit einigen Jahren mit Erfolg 
praktizierte Meldesystem (siehe "Zivil­
schutz-Magazin" 7 -8/86) aufgegriffen und 
mit gewissen MeidlflZierungen den im Köl­
ner Chemiegürtel liegenden Gebietskör­
perschaften zur Übemahme empfohlen. 
Ähnliche Systeme sind auch von anderen 
großen Chemie-Konzemen entwickelt wor­
den. Der Vorteil dieses D1-D4-Systems 
liegt In der Beschränkung auf das Wesent-
1iche. 

Das System umfaßt folgende Stufen: 

1. VorsorglIche Mitteilung D 1 

Sie erfolgt bei Ereignissen, bei denen vor­
aussichtlich eine Gefahr außerhalb des 
Werkes objektiV zwar nicht besteht, die 
aber von der Nachbarschaft des Werks 
wahrzunehmen sind (Geräusche, Gerüche, 
optische Eindrücke) und möglicherweise 
für gefährlich gehalten werden können so­
wie Ereignisse, die offensichtlich bzw. nach 
den bisher gemachten Erfahrungen eine 
wahrscheinliche Entwicklung zur Stufe 02 
nehmen werden. 

2. Vorabmeldung D2 

Sie erfolgt be Schadensereignissen, be 
denen voraussichtlich etne Gefährdung von 
Gebieten außerhalb des Werkes nicht mit 
Sicherheit ausgeschlossen werden und er­
ste Maßnahmen nach Absprache erforder-
1ich werden können. 

Die Leltstelle für Feuerschutz, Rettungs­
dienst und Katastrophenschutz entsendet 
zumindestens einen Einsatzleiter des höhe­
ren eider gehobenen Dienstes, auf Anforde­
rung des Werkes jedoch auch weitere 
Einsatzkräfte zur Schadensbekämpfung. 
Nach einer fünfmlnütlgen Frist gibt die Leit­
stelle die Meldung an die Polizei, die Auf­
sichtsbehörde und gegebenenfalls weitere 
Dienststellen weiter. Während dieser Frist 
kann das Werk die Meldung nach 01 zu­
rückstufen. 

3. Vorabmeldung D3 

Sie erfolgt be Schadensereignissen, be 
denen voraUSSichtlich etne Gewährung von 

Gebieten außerhalb des Werkes bereits 
eingetreten eider wahrscheinlich ist und 
Maßnahmen gemäß der Vereinbarung er­
forder�ich Sind. 

Die Lettstelle veranlaßt sofort die Wamung 
der Bevölkerung in dem von einer verein­
barten Maßnahmenschablone überdeck -
ten Gebiet. Die Polizei sperrt das Gebiet ab. 
Die Feuerwehr erkundet schnellstmöglich, 
wie groß das tatsächlich gefährdete Gebiet 
ist. Das Werk unterstütz1 im vereinbarten 
Umfang unter Beachtung der einsatzbe­
dingten Möglichkeiten. 

4. Vorabmeldung D4 

Sie erfolgt bei Schadensereignissen, bei 
denen voraussichtlich eine Gefährdung von 
Gebieten außerhalb des Werkes bereits 
eingetreten eider wahrscheinlich ISt und 
Maßnahmen nach dem Katastrophen­
schutzgesetz erforderlich sind. Die Leitstel ­
le veranlaßt die gleichen Maßnahmen wie 
bei einer Vorabrneldung 03. Zusätzlich löst 
sie jedoch Katastrophenwamung aus. 

Frühzeitige Information 

Das Entscheidende bei diesem System ist, 
daß die zuständige Leitstelle für Feuer­
schutz, RettungSdienst und Katastrophen­
schutz schon bei 01 informiert wird und 
sich auf eine mögliche Eskalation des Er­
eigntsses und die zu treffenden Maßnah­
men vorbereitend einstellen kann. Bei der 
vorsorglichen Mitteilung 01 handelt es sich 
um eine inteme Information ohne jede Au­
ßenwlrkung. Erst ab Stufe 02 sind die 
Nachbarleitstellen und die Leitstelle des 
Regierungspräsidenten zu unterrichten. 

Das D1-D4-System umfaßt des weiteren 
die einvernehmliche Vereinbarung, einheit­
liche Informatlons- und Wamdurchsage­
texte zu verwenden. 

Ab Stufe 02 ist vereinbart 

vorsorgliche Informationen über WDR 2 
zu geben, wenn die Betnebsstörung 
Außenwirkungen hat, 

• 



diese Informationsdurchsagen nicht 
durch Sirenensignal anzukündigen, 

keine Lautsprecherwagen für die 
Durchsagen einzusetzen, 

die Beendigung der Betriebsstörung 
über WDR 2 bekanntzugeben. 

Ab Stufe D3 ist vereinbart 

Wammeldungen üoo'r WDR 2 abzuge­
ben, 

diese Meldungen durch Sirenensignal 
anzukündigen, 

parallel zur WDR-Meldung vor Ort 
durch Lautsprecherwagen zu warnen, 

nach Beendigung der Gefahr sowohl 
durch WDR 2 als auch vor Ort Entwar­
nung zu geben. 

"Das jetzt zur Verfügung stehende MeIde­
und Informationssystem ermöglicht es, 
schwierige Schadenslagen im chemischen 
Bereich von der Behördenseite her recht­
zeitig in den Griff zu bekommen", meint der 
Leiter des Oezemates 22, Regierungsdi­
rektor Dr. Thamm. 

Überörtliche 
Einsatzkoorclinierung 

Eine der wichtigsten Aufgaben des Regie­
rungspräsidenten in einer Großschadens­
lage ist die überörtliche Einsatzkoordinie­
rung der Katastrophenschutz-Einheiten. 
Sind bei einer Katastrophe mehrere Kreise 
betroffen, werden von der KSL-Bezirk Prio­
ritäten gesetzt sowie die Logistik und die 
von den verschiedenen Katastrophen­
schutzstäben HVB angeforderte Hilfe koor­
diniert. 

Um das gesamte Zusammenspiel zu prü­
fen und zu verbessem, werden vom Regie­
rungspräsidenten in unregelmäßigen Ab­
ständen Großübungen mit unterschiedli­
chen Schadenslagen angesetzt. Hierbei 
wird zum einen die Funktionsbereitschaft 
der eigenen Katastrophenschutzleitung 
überprüft, wo dann alle Fäden zusammen­
laufen, zum anderen können die Stä-

Verantwortlich beim 
Regierungspräsiden­
ten Köln für den Kata­
strophenschutz in der 
Region (von rechts): 
Katastrophenschutz­
dezem ent Hans 
Schröder, Abteilungs­
direktor Joachim Witt, 
Leiter des Dezer-
nats 22 Regierungsdi­
rektor Dr. Rüdiger 
Thamm, die Kata­
strophenschutt-Sach­
bearbeiter Gerhard 
Hohn und Kurt Wirths. 
(Fotos: Verkehrsamt 
Stadt Köln [2] , Sers 
[5D· 

be HVB der beteiligten Kreise oder kreis­
freien Städte und die eingesetzten Einhei­
ten ihre Einsatzbereitschaft beweisEln. 

Schwerpunkt Helferrecht 

Ein umfangreiches Arbeitsgebiet im Kata­
strophenschutzdezernat ist auch das Hel­
ferrecht. Es umfaßt den gesamten Rahmen 
der personellen Einbindung der Helfer in 
den Katastrophenschutz und beinhaltet 
u. a. die Organisationszugehörigkeit und 
die Verfügbarkeit der Helfer für Ausbildung, 
Übungen und Einsätze. 

Die sich hieraus ergebenden Probleme und 
deren Lösungen sind ein Schwerpunkt der 
Arbeit des Sachgebiets. 

Viele He~er haben sich nach Paragraph 8, 
Abs. 2, des KatSG für eine zehnjährige Mit­
arbeit im Katastrophenschutz verpflichtet 
und sind somit vom Wehrdienst freigestellt. 
Als Landesmittelbehörde ist der Regie­
rungspräsident Verteiler dieser jährlich rund 
100 Freistellungsplätze auf die Kreise und 
kreisfreien Städte der Region anhand der 
Einwohnerzahlen. 

"Dieses Verfahren ist anerkannterweise 
nicht sehr gerecht. Wir Sind deshalb einen 
eigenen Weg gegangen, um die Gerechtig­
keit etwas anzuheben. So lassen wir die 
stärkere Mitwirkung der einzelnen Hilfsor­
ganisationen Im Katastrophenschutz in die 
Aufteilung der Freistellungsplätze mit ein­
fließen", sagt Katastrophenschutz-Sach­
bearbeiter Gerhard Hohn. "Es verstößt 
zwar etwas gegen die Vorschriften, hat sich 
aber sehr bewährt und nutzt dem Kata­
strophenschutz. Einwände dagegen wur­
den von keiner Seite erhoben", freut sich 
Hohn. 

Gezielt wird auch dort mit Freisteilungsplät­
zen geholfen, wo besondere Aktivitäten 
entstehen. So erhalten die ABC-Züge, die 
- wie schon erwähnt - in Zukunft ver­
stärkt zur friedensmäßigen Gefahrenab­
wehr herangezogen werden sollen, zusätz­
liche Freistellungsplätze, um dort die per­
sonelle Situation zu verbessern. 

Sanitätsdienst bald ohne Ärzte? 

Gerhard Hohn weist im'Gespräch noch auf 
ein besonderes Problem bei der Mitarbeit 
von Ärzten im Katastrophenschutz hin. 
"Nachdem am 1. Juli 1986 das Gesetz zur 
Veribesserung der Wehrgerechtigkeit und 
dler Verlängerung des Grundwehrdienstes 
in Kraft getreten ist, können ja keine Helfer 
mehr für den Katastrophenschutz freige­
stellt werden, wenn sie das 22. Lebensjahr 
vollendet haben. Ein Arzt beendet sein Stu­
dium aber meist erst im 28. Lebensjahr. 
Dies ist zwar bei der Voribereitung des Ge­
setzes diskutiert worden, eine Ausnahme 
von der Altersgrenze für Ärzte wurde aber 
vom Bundesverteidigungsminister und 
vom Bundesinnenminister nicht zugelas­
sen. Das bedeutet konkret für uns im Kata­
strophenschutz, daß wir keine Ärzte mehr 
für die Sanitätseinheiten bekommen, es sei 
denn, Idealisten aus dem Bereich der nie­
dergelassenen Ärzte oder Notärzte stellen 
sich freiwillig zur Verfügung. Dies ist ein 
Fakt, der uns sehr zu schaffen macht, denn 
der Bund und das Land hat eine Menge 
Geld in die Sanitätszüge gesteckt, und die­
se sind nur dann einsatzfähig, wenn sie je 
Zug mit zwei Ärzten (bzw. ein Arzt bei regio­
nalen Landessanitätszügen) besetzt sind." 

Das Problem sei nur unkonventionell anzu­
gehen, meint Hohn. ,,wir versuchen über 
die Kassenärztliche Vereinigung an die nie­
dergelassenen Ärzte heranzukommen, um 
sie in Gesprächskreisen auf kommunaler 
Ebene zu motivieren, dem Katastrophen­
schutz aufgeschlossener gegenüberzuste­
hen und mitzuwirken. Viel mehr kann nicht 
getan werden." Etwas Bittemis über diese 
schwierige Situation im Sanitätsdienst 
klingt mit in dem Nachsatz: "Es ist 
schwer!" 

Durch Partnerschaft zum Erfolg 

Der Beitrag versuchte einen Einblick zu ge­
ben in die Organisation und die breitgefä­
cherten Aufgaben einer Landeskatastro­
phenschutzbehörde. Zu umfangreich ist 
das gesamte Aufgabenspektrum, urn alle 
Tätigkeiten vertiefend darzustellen. Die ge­
schilderten Beispiele beleuchten einige 
Schwerpunkte der Arbeit im Sachgebiet 
"Katastrophenschutz" des Regierungsprä­
sidenten Köln und zeigen die Problematik 
sowie zum Tell auch Lösungen auf. 

Das Engagement der Mitarbeiter ist groß. 
Sie verstehen sich weniger als Aufsichts­
und Kontrollorgan über die für den Kata­
strophen- und Zivilschutz zuständigen 
Kommunen. Vielmehr wollen sie Partner 
sein beim Aufbau und der Entwicklung ei­
nes einsatzfähigen Katastrophenschutzes 
in ihrem Regierungsbezirk. Gemeinsam Will 
man den Bürger vor den vielfältigen Gefah­
ren unserer heutigen Umwelt wirksam 
schützen. güse 
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Bundesverband für den Selbstschutz 
Zwischen Nord- und Ostsee 

Kiel. _Selbstschutz Ihre Sicherheit -
damit Hilfe kein Zufall bleibt", unter die­
sem Motto startete die BVS-Dlenststelle 
Itzehoe gemeinsam mit der Feuerwehr, 
DLRG und PoliZei einen SIcherheitswett -
bewerb In Hömerklrchen, um die Bürger 
über den Zivll-, Katastrophen- und 
Selbstschutz zu informieren. 

Der BVS beteiligte sich auch In Elms­
hom an den VerkehrssIcherheItstagen 
mit einem Film- und Informationsstand. 
Parallel dazu fand In Keillnghusen Im 

Rahmen des .Tages der Kellinghusener" 
eine Ausstellung statt. Filmwagen und 
Info-Stand sowie ein gemeinsam vom 
BVS, der Polizei und dem DRK durch­
gefuhrter SIcherheitswettbewerb waren 
hier Möglichkeiten für den Bürger, sich 
über Hilfeleistungen zu Informieren bzw. 
seine eigenen Fähigkeiten In der Selbst­
und NächstenhIlfe zu testen. 

Es folgten Einsätze In Glückstadt und 
Brunsbüttel; hier hatten die Bürger Ge­
legenheit, neben allgemeinen Informatio­
nen zum Zivilschutz, auch Informationen 
zur Lebensmittelbevorratung zu erhal­
ten. So errechnete z. B_ ein Computer 
Individuell, was jeder einzelne, aber 
auch die ganze Familie an LeIbensmit­
teln fur einen Zeitraum von 14 Tagen 
benötigt, um In Notzeiten bei Versor­
gungsschwlengkeiten eine gewisse Zeit 
überbrücken zu können. 

Gleiche Aktionen wurden im Haus des 
Kurgastes In Fnednchskoog, wo sich 
viele Urlauber aufhielten, durchgeführt. 

Am 2. Juli 1987 wurde vom Bürgermei­
ster der Stadt Heide, Dr. Benske, In der 
Fußgängerzone die BVS-Ausstellung 
"Zivilschutz mit dem Bürger - für den 
Bürger" eröffnet, die an sieben Tagen 
von zahlreichen Helder Bürgem und Gä­
sten besucht wurde. 

Bürgermeister Dr. 
Benske und BV$­
DienststeHenleiter 
Ingram Bonny bei der 
Ausstellungseröffnung 
in Heide. .~ 

Von Heide ging die A,.sstellung nach 
Büsum, wo sie Im Rahmen einer Selbst­
schutzwoche unter der Schirmherr· 
schaft von Bürgermeister Horst Neu­
mann gezeigt wurde. An dieser Selbst­
schutzwoche, die den Abschluß der 
Sonderaktion des BVS bildete, beteilig­
ten Sich neben der Gelmelnde auch die 
Polizei, Wasserschutzpolizei, Feuerwehr, 
das Jugendlotkreuz aus Nordhastedt, 
das THW und die DLRG. 

Höhepunkt der Selbstschutzwoche war 
ein Sicherheitswettbewerb, bei dem die 
Teilnehmer an elf Stationen ihr theoreti­
sches und praktiSChes Wissen und 
Können In der Selbst-und Nächstenhil­
fe überprüfen konnten. 

Quer durch Niedersachsen 

Hannover. Sein 25jähnges Dienstjubi­
läum Im öffentlichen Dienst und gleich­
zeitig beim BVS konnte der Leiter der 
Landesstelle NIedersachsen, Edgar 
Sohl, begehen. 

Sachgebietsielt.' Delis (rechts) uberTelcht 
Landesstel~nleiter Sohl ein Geschenk der 
Mitarbeiter. 

_ .. - - ... .. -
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Während einer kleinen Feierstunde in 
der Landesstelle In Hannover konnte 
Sohl die vl8len Glückwünsche der zahl­
reich erschl8nenen haupt-und ehren­
amtlichen Mitarbeiter entgegennehmen. 

In seiner Laudatio ließ Sachgebietsleiter 
Witold Delis noch einmal den Werde­
gang Sohls Revue passieren. Zunächst 
als ehrenamtlicher Helfer, dann ab 1962 
als hauptamtlicher Mitarlbelter, schaffte 
Sohl sich kontlnul8rllch die BaSIS für sel­

ne heutigen Aufgaben als Landesstel 
lenlelter. 

Im Namen aller Mitarlbelter wünschte 
Delis abschließend Sohl, der SeIt 1974 
die Geschicke der Landesstelle NIeder­
sachsen leitet, alles Gute für die Zu­
kunft. 

Blickpunkt 
Nordrhein-Westfalen 

Paderborn. Ein SicherheItswettbewerb 
in Delbrück-Westenholz zog viele Inter­
essenten an. Insgesamt waren an zehn 
StatIOnen biS zu 100 Punkte zu holen, 
WObei dl8 Bestielstung von 99 Punkten 
gleich viermal erreicht wurde. So mußte 
zum Schluß das Los entscheiden. 

Den Hauptpreis, ein Fahrrad, holte Sich 
Kann Streubühr aus Westen holz. SI8 lö­
ste die Aufgaben von BVS, Polizei, 
THW, Feuerwehr, DRK, JUH, DLRG 
und ADAC am besten und fuhr am 
Schluß mit Ihrem Preis glücklich nach 
Hause. 

• 

Köln. Mit seiner Aktionswoche Im Clty­
Center Chorweiler unter dem Motto _Si­
cher in den Ul1aub - gut vorlbereitet" 
hätte sich der BVS keinen besseren 
Zeitpunkt aussuchen können. Mehr als 
2 000 Bürger machten von der Möglich­
keit Gebrauch, sich zu Informieren. Ne­
ben Info-Ständen und Straßenaktionen 
bot der BVS zahlreiche praktische Vor­
führungen. Kein Wunder, daß die Reso­
nanz entsprechend war - zahlreiche 
Besucher meldeten sich spontan zur 
Teilnehme an Selbstschutz-Grundlehr­
gängen an. 

• 

Oberhausen. Das 60jähnge Bestehen 
der DLRG, BeZirk Duisburg, war ein An­
laß für die BVS-Dienststelle Oberhau­
sen, Ihre Ärlbelt zu präsentieren und 
über den ZIVil· und Seibstschutz zu In­
formieren. 



Die Veranstaltung auf der Regattabahn 
in Duisburg-Wedau stieß auf reges In­
teresse. Mehr als 300 Besucher, unter 
ihnen auch der Oberbürgermeister der 
Stadt Duisburg, Josef Krings, und wei­
tere Gäste, ließen sich ausführlich über 
die Arlbeit und Ziele des BVS informie­
ren. Bei dieser Gelegenheit sprach 
DLRG-Bezirksleiter Franz Heckhausen 
BVS-Dienststellenleiter Werner Loechel 
seinen besonderen Dank für die gute 
Zusammenarlbeit aus. 

• 

Rheinberg. Den hohen Stellenwert des 
Katastrophenschutzes betonte der 
Oberkreisdirektor von Wesei, Dr. Horst 
Griese, aus Anlaß eines "Katastrophen­
und Selbstschutztages" in Rheinberg. 
Veranstaltungen dieser Art seien beson­
ders wegen ihrer Eigenart "zum Anfas­
sen" für die Bevölkerung wertvoll. 

Der BVS war mit einem Filmwagen und 
Informationsständen präsent. Die Mitar­
beiter erläuterten den Bürgern die Not­
wendigkeit der Vorsorge für Notzeiten. 

Ein großer Erfolg wurde nicht zuletzt der 
Sichemeitswettbewerlb unter dem Motto 
"Damit Hilfe kein Zufall bleibt". Hier fiel 
besonders die hohe Punktzahl des Sie­
gers Ulrich Behrens auf, der t 90 von 
200 möglichen Punkten errang und da­
mit ein wertvolles Fahrrad gewam. 

Zum erstenmal fand In Rheinberg übri­
gens auch ein Sichemeitswettbewerlb 
für Helfer des Katastrophenschutzes 
statt - ein Experiment, das sich, wie 
man zum Schluß feststellen konnte, ge­
lohnt hat. 

Daneben nutzten auch die Hilfsorgani" 
sationen die Möglichkeit zur Selbstdar­
stellung. Die Rettungshundestaffel We­
sei mit ihren Vorführungen in luftiger 
Höhe emielt besonders großen Beifall . 

• 

Recklinghausen, BVS-Fachlehrer Hel­
mut Scholkowski wurde als Dank für 
seine 50. Blutspende die mit Bril~nten 

besetzte Ehrennadel des DRK verliehen. 
Die Auszeichnung wurde ihm in einer 
kleinen Feierstunde durch den Stadtdi­
rektor der Stadt Datteln, Walter Sauer, 
übergeben, der bei dieser Gelegenheit 
als Dank des Dattelner DRK eine Arm­
banduhr überreichte. Blutspende, sagte 
Sauer, sei praktizierte Nächstenliebe. 
Scholkowski habe durch sein Vema~en 
ein helVorragendes Beispiel gegeben. 

Auch die BVS-Dienststelle Recklinghau­
sen, zu deren aktivsten Mitarbeitern 
Scholkowski gehört, gratulierte dem 
Fachlehrer. Scholkowski, so hieß es in 
den Grußworten, zeichne Sich durch 
hohe Fach- und Sachkompetenz sowie 
durch die Fähigkeit aus, auf Menschen 
zuzugehen und sich auf sie einzustellen. 

• 

Bergisch Gladbach. "Alle machen 
Fehler! Ich auch!" Unter diesem Motto 
eröffnete Bürgermeister Franz Heinrich 
Krey die diesjährigen Verkehrssicher­
heitstage in Bergisch Gladbach. Über 
20 Vereine und Verbände versuchten 
das Sichemeltsbewußtsein der Bevölke­
rung zu wecken. 

So war auch die BVS-Dienststelle Le­
verkusen mit Info-Stand und Filmwagen 
vertreten. Starker Andrang herrschte bei 
den praktischen Vorführungen. Über 
850 Besucher zählten die BVS-Mitarlbei­
ter an beiden Veranstaltungstagen. Im­
mer wieder mußten Fragen - insbe-

Stadtdirektor Walter Sauer (3. v. I.) zeichnet Helmut Scholkowski (4. v. I.) m;t der DRK· Ehrennadel 
aus. (Foto: Meisteremstj 

sondere zum Thema "Ablöschen bren­
nender Kleidung" - beantwortet wer­
den. 

Auch die Stadt Bergisch Gladbach als 
Veranstalter war vom Interesse der Be­
völkerung begeistert und plant eine Wie­
demolung im Jahre 1988. 

Aktuelles aus Rheinland-Pfalz 

Ludwigshafen. 28 Betriebsleiter aus 
den Landkreisen Bad Dürkheim, Ger­
mersheim und Südliche Weinstraße so­
wie der Stadt Landau, nahmen an einer 
Informationsveranstaltung bei der BASF 
teil. Die Einladungen erfolgten durch die 
jeweiligen Landräte bzw. des Oberlbür­
germeisters der Stadt Landau auf Anre­
gung der BVS-Dienststelle Ludwigsha­
fen. 

Die Gäste wurden durch Direktor Dr. 
Peine, Abteilung "Arlbeitsschutz, Arlbeits­
Sicherheit, Umweltschutz", begrüßt. 

Ein Vortrag gab einen Einblick in die 
Einsätze der Werkfeuerwehr der BASF 
bei Schadensfällen. Eine Werksrundfahrt 
schloß sich an. 

Ziel und Zweck dieser Veranstaltung 
war es, den Betriebsleitern die Sicher­
heitsmaßnahmen der BASF beispielhaft 
aufzuzeigen. 

BVS-Dienststellenlelter Diehl bot zum 
Abschluß der Veranstaltung allen Be­
triebsleitem zum Aufbau eines betrieb-

Die Betriebsleiter aus den landkreisen bei der 
Werkfeuerwehr der BASF. (Foto: Heinrk:h) 

lichen Katastrophenschutzes das ko­
stenlose Ausbildungsprogramm des 
BVSan. 

• 

Frankenthal ln der Zeit vom 4. bis 
12. Juli 1987 stand auf dem Platz vor 
dem Rathaus in FrankenthaI die BVS­
Ausstellung "Zivilschutz m~ dem Bürger 
- für den Bürger". 

Bereits zum zweiten Male innemalb von 
acht Jahren erklärte sich die Stadt Fran­
kenthal bereit, eine größere Selbst­
schutzaktion zusammen mit der BVS­
Dienststelle Ludwigshafen durchzufüh-
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Bürgermeister Peter 
Popitz (links) bei der 
Eröffnung der Aus­
stellung. (Foto: Preis) 

ren. Bürgermeister Peter Popitz eröffne­
te sowohl die Ausstellung als auch die 
Selbstschutzwoche und führte bei sei­
ner Eröffnungsrede u. a. aus: "Die tägli­
chen Meldungen über Massenverkehrs­
unfälle, Wald- und Gebäudebrände, 
Hochwasser, die technischen Unglücke 
oder die Rheinvergiftungen durch Che­
mieunfälle haben uns gezeigt, wie 
schnell Gefahren entstehen können." 
Ziel der Selbstschutzwoche sei es, das 
Bewußtsein der Bürger für die Notwen­
digkeit eigener Initiativen zu wecken, so 
Popitz. 

Um dIeS zu erreichen, wurden beglei­
tende Aktionen, wie Filmvorführungen 
und Demonstrationen aus dem Selbst­
schutz-Grundlehrgang, unmittelbar ne­
ben dem Ausstellungszelt, unter den 
Rathausarkaden, durchgeführt. 

Hinzu kamen Informationsveranstaltun­
gen für Behörden, Betriebe und Archi­
tekten sowie ein Selbstschutz-Grund­
lehrgang für die Bevölkerung. 

Parallel zu der Selbstschutz-Aktion hatte 
die Fachgebietsleitenn für Frauenarbeit, 
Perlick, eine Arbeitsgemeinschaft für die 
Frauenfachbearlbeiterinnen der BVS­
Dienststellen aus Rheinland-Plalz Im 
Rathaus der Stadt Frankenthai durchge­
führt sowie eine Informationsver<lnstal­
tung für Vorsitzende von Landfrauenver­
bänden. 

Saarland-Rundschau 

Saarbrücken, Um sich einen Überblick 
über die Arbeit des BVS Im Saarland zu 
verschaffen, besuchte Ud. Ministerialrat 
Hans Grundmann, SaarländiSChes In­
nenministerium, die BVS-Landesstelle. 

Landesstellenleiter Christian Koch erläu­
terte zunächst den derzeitigen Stand 
der Öffentlichkeitsarbeit und der Selbst­
schutzausbIldung des Verbandes, WObei 
er in beiden Bereichen eine deutliche In­
tensivierung herausstellen konnte. So 
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werde, auch dem Wunsch des Innenmi­
nisteriums entsprechend, eine verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit für die Bevölkerung 
und damit für den Selbstschutz in 
Wohnstätten betrieben. Hier gehörten 
neben den Informationsveranstaltungen 
auch Straßenaktionen, die durch Fllm­
vorführungen und praktische Demon­
strationen bei dem Bürger ein gutes 
Echö fänden. 

Diese Veranstaltungen, so Koch, wür­
den In Zukunft vermehrt durchgeführt, 
um einer möglichst großen Bevölke­
rungsschicht die Notwendigkeit des Zi­
vilschutzes, insbesondere aber der Vor­
sorge und Eigenhilfe deutlich zu ma­
chen. Dem Bürger müsse hlerlbei gleich­
zeitig die Zweckmäßigkeit der Vorsorge­
maßnahmen für Alltagsgefahren ins Be­
wußsein gebracht werden. Es sei des­
halb erfreulich, daß dies nunmehr auch 
vermehrt in den Selbstschutz -Grund 
lehrgängen und den verschiedenen In­
formationsvorträgen herausgestellt wer­
de. Bei dem Bürger würden heute fast 
alle Veranstaltungen -ZivilSChutz mit 
dem Bürger - für den Bürge~', einen 
wesentlich besseren Anklang finden. 

Grundmann zeigte sich von der Arlbeit 
und den Initiativen des BVS im Saarland 
sowie den derzeitigen Konzeptionen für 
die Öffentlichkeitsarbeit und die Ausbil­
dung beeindruckt. Er freute sich auch 
darüber, daß es dem BVS ebenfalls ge­
lungen ist, die Gemeinden in ihrem Be­
mühen erfolgreich zu unterstützen, 
Selbstschutzberater für die einzelnen 
Wohnbereiche zu gewinnen. Hier soll­
ten, so Grundmann, beide Selten Ihre 
Anstrengungen noch weiter verstärken. 

Bei den Gesprächspartnem bestand 
Übereinstimmung darüber, daß im Rah­
men der gegebenen Schwerpunkte vor­
nehm�ich die Information und Ausbil­
dung der Bevölkerung möglichst in allen 
Gemeinden im Vordergrund zu sehen 
ist. Gerade in dieser Hinsicht Sind im 
Saarland bereits entsprechende Maß­
nahmen eingeleitet worden, die gute Er­
gebnisse erwarten lassen. 

Südwest aktuell 

Karlsruhe. Das Amt für Zivilschutz der 
Stadt Karlsruhe ubersandte der Redak­
tion einen Beitrag, in dem Sich Selbst­
schutzberater Rudolph kritisch mit den 
Aufgaben der Selbstschutzberater aus­
einandersetzt und für einen Erfahrungs 
austausch mit anderen Städten und Ge­
meinden plädiert. 

Rudolph führte hierzu aus: 

"Ende 1979 erfolgte In der örtlichen 
Presse von Karlsruhe der Aufruf für die 
ehrenamtliche Tätigkeit des Selbst­
schutzberaters. Heute - sieben Jahre 
später - zählt Karlsruhe rund 1 00 
Selbstschutzberater. Hinter den Zahlen 
steht die ganze Entwicklung des Selbst­
schutzes In Wohnstätten. Dies bringt 
auch Überlegungen nach dem ,zu ge 
henden Weg' mit Sich und eng damit 
verbunden die Problematik, die das 
Thema ,Selbstschutz' beinhaltet. 

Wie schWierig und gegensätzliCh dieses 
Thema In der Öffentlichkeit behandelt 
wird, ist in den eigenen Reihen weitge­
hend belkannt. Wenn von Außenstehen­
den die Meinung vertreten wird, daß ein 
Schutz der ZIVIlbeVÖlkerung Im VerteIdi­
gungsfall nicht Sinnvoll bzw. möglich ISt, 
so zeigt dies bei genauer Betrachtung, 
daß einer solchen Argumentation das 
notwendige Grundwissen fehlt oder sie 
auf falschen Uberlegungen fußt. 

Doch Wir Selbstschutzberater, die Im 
Notfall für die Öffentlichkeit bereitstehen 
wollen, dürfen von diesem Prozeß nicht 
unberührt bleiben, sondern müssen uns 
In unserem Interesse damit auselnan 
dersetzen. So findet bei uns in Karlsru­
he neben der fachichen und pralktl­
schen Ausbildung auch diese Proble­
matik Eingang In unseren Zusammen 
künften. Die oft geführte Kntlk am ZIVil­
schutz sehe ich daher eher als ein Be­
dürfniS nach bleibendem Fneden als an 
der Arbeit des Zivilschutzes, welche Ja 
auch die des Selbstschutzberaters bein­
haltet. 

Aber wie kann der Auftrag zum Schutze 
des Friedens verdeutlicht werden? Doch 
nicht nur, indem man den Selbstschutz­
berater mit den Aufgaben seiner Tätig­
keit für den Verteidigungsfall vertraut 
macht und Ihn zu Friedenszeiten ,auf 
Halde' setzt. Wie glaubhaft stellen Wlr 
uns dann noch' dar? Ist nicht auch des­
halb ein Engagement mit Aufgaben Im 
Katastrophenschutz zum JetZigen Zelt 
punkt gefordert? Dies würde nicht nur 
ein Unterstreichen seines freiWilligen 
Handeins bedeuten, sondern auch eine 
Motivation In Seiner Aufgabe, die sein 
Erscheinungsbild besser formt und 
festigt. 

Hieraus resultiert die Bitte an alle 
Selbstschutzberater in Städten und Ge-



meinden, eine Reflexion ihrer Tätigkeit 
zu üben. Schreiben Sie doch Ihre Erfah­
rungen, die Sie mit der Tätigkeit als 
Selbstschutzberater bisher gemacht ha­
ben an: 
Selbstschutz-Beratungsstelle . 
beim Städt. Amt für Zivilschutz, 
7500 Karlsruhe, Postfach." 

• 
Stuttgart. BVS-Landesstellenleiter 
Wo~gang Raach vertieh Postoberamts­
rat Wolfgang Haußer in einer kleinen 
Feierstunde die BVS-Ehrennadel. 

In seiner Laudatio hob Raach Haußers 
persönliches Engagement und das her­
vorragend fachliche Können des Geehr­
ten hervor und bezeichnete HauBer als 
den "Motor" des Katastrophenschutzes 
der Oberpostdirektion Stuttgart. "Sie 
haben", so Raaeh, "die Vorbildfunktion 
der Deutschen Bundespost im Behör­
den-Selbstschutz und Katastrophen­
schutz gegenüber anderen Behörden in 
ganz besonderer Weise geprägt und 
den Gedanken des Selbstschutzes in­
tensiv gefördert." 

BVS·landesstelienleiter WoHgang Raach 
zeichnet Wolfgang HauBer mit der BV$-Ehren­
nadel BUS. 

Abteilungsleiter Nienhaus von der OPD 
Stuttgart würdigte in einem Rückblick 
auf die Tätigkeit von Haußer, der Ende 
Juni in den Ruhestand trat, dessen her­
vorragende Verdienste um den Kata­
strophenschutz/Selbstschutz im OPD- . 
Bereich. 

In seinen Dankesworten wollte HauBer 
die Ehrung des BVS als Anertkennung 
der Leistungen aller freiwillig im Kata­
strophenschutz mitwirtkenden Postbe­
diensteter verstanden wissen. Ein letz­
tes Mal zeigten dann auch die Einsatz­
kräfte den fachkundigen Zuschauern 
und ihrem scheidenden Bezirtkskata­
strophenschutzleiter im Rahmen einer 
Übung ihr Können in den Fachdiensten 
Brandschutz, Bergung und Sanitäts­
dienst. 

Friedrichshafen, Bei der "Internationa­
len Bodenseemesse" (IBO) in Friedrichs­
hafen präsentierte sich unter mehreren 
hundert AussteIlem auch der BVS mit 

·seiner Fahrbaren Zivilschutz-Ausstel­
lung. 

Während der zehn Tage dauernden 
Messe gelang es den BVS-M.itarbeitern, 
die Besucher nicht nur durch Broschü­
ren und eingehende Gespräche rund 
um den Zivilschutz zu informieren, son­
dern auch mit der Selbstschutz-Praxis 
zu konfrontieren. Auf einem Platz im 
Freigelände der Messe zeigte der BVS 
interessierten Besuchem einen Teilbe­
reich des BVS-Ausbildungsprogramms. 
Durch den Messe-Rundspruch angeregt 
und aufgefordert, verfolgten über 
1 000 Besucher die insgesamt vier 
Selbstschutz-Demonstrationen. 

Bayern heute 

Schwa bach. Unter der Schirmherr­
schaft von Oberbürgermeister Hartwig 

Reimann und mit Unterstützung der 
Wirtschaftsschule veranstaltete die BVS­
Dienststelle Nürnberg in Schwabach ei­
nen Sicherheitswettbewerb. 

Neun Stationen mußten im Stadtbereich 
bewältigt werden. Mehrere Informations­
stände des BVS, der Feuerwehr und 
des Katastrophenschutzes belebten die 
Veranstaltung. • 

Zum Abschluß des Wettbewerbs ehrten 
Bürgermeister Kurt Kestler und BVS­
Dienststellenleiter Erhard Hosemann die 
Sieger. 

• 

Starnberg. Vor über 100 Vertretem aus 
Politik und Verwaltung sowie der im 
Landkreis ansässigen Katastrophen­
schutz-Organisationen hob der neue 
Leiter der Abteilung "Zivile Verteidigung, 
Brand- und Katastrophenschutz" im 
Bayerischen Staatsministerium des In­
nem, Ministerialdirigent Dr. Erich Haniel, 
die Notwendigkeit des Zivilschutzes zur 

Sicherung unserer allgemeinen Lebens­
bedingungen hervor. Dr. Haniel betonte 
anläßlich der Eröffnung der BVS-Aus­
stellung "Zivilschutz mit dem Bürger -
für den Bürger" in Stamberg, angesichts 
der Menschheitsbedrohung, nicht nur 
durch kriegerische Handlungen, son­
dern auch durch Unfälle im Bereich der 
Industrie, müsse der Schutzraumbau in 
der Bundesrepublik erheblich verstärkt 
werden. Der Ministerialdirigent erinnerte 
hiertbei an den Reaktorunfall U1 T scher­
nobyl und den Chemieunfall in Basel. 

Das in der BVS-Ausstellung konzentrier- . 
te Darstellen der Vorsorgemaßnahmen 
des Staates, aber auch jener Vorsorge­
maßnahmen, die der einzelne Bürger 
treffen könne, begrüßte Dr. Erich Haniel. 

Zur Eröffnung der vier Tage dauernden 
Veranstaltung auf dem Stamberger 
Kirchplatz hatten alle Katastrophen­
schutz-Organisationen ihre modemsten 
Fahrzeuge und Boote ausgestellt 

1 500 Passanten, unter ihnen viele Ur­
laubsgäste, besuchten die Ausstellung. 

Nachruf 

Am 3. Juni 1987 verstarb im Alter von 
76 Jahren der ehemalige ehrenamtliche 
Mitarbeiter der BVS-Dienststellen Fürth, 
Ertangen und Nümberg 

Erich Beier 

nach kurzer, schwerer Krankheit. 

Beier hatte viele Aufgaben im BLSV / 
BVS wahrgenommen. So war er Ausbil­
dungsleiter der Dienststellen Fürth und 
Ertangen und von 1960 bis 1961 
Dienststellenleiter in Fürth. Als Fachleh­
rer und Redner hatte er viele Veranstal­
tungen an den BVS-Schulen und im 
Dienstbereich durchgeführt. 

Bereits 1960 wurde ihm die BLSV -Eh­
rennadel vertiehen. 1977 wurde er mit 
der "Verdienstmedaille der Bundesrepu­
blik Deutschland" ausgezeichnet. 

Durch sein unermüdliches Engagement 
für die Ziele des BVS ertangte Beier die 
ungeteilte Wertschätzung all seiner Kol­
legen. 

Wir werden sein Andenken in Ehren hal­
ten. 
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Technisches Hilfswerk 

I Niedersachsen ~ I 
Innenminister 
lobte THW-Jugendarbeit 

Celle. Daß auch In der Jugendarbeit die 
Zelt niemals stIlIsteht. Ist eine alte Tatsa­
che und für den Ortsbeauftragten des 
THW Hude-Bookholzberg. Ingolf 
Czwlnk, Grund genug, mit seinem en· 
gagierten Jugendleiterteam regelmäßig 
Fortbildungsseminare zu besuchen. 

Kürzlich hatte Landes)ugendlelter An· 
dreas REllmchen wieder zu einer sol­
chen Fortbildung nach Celle Ellngeladen. 
In ZWEll Wochenendveranstaltungen zum 
Erwerb des amtlichen Jugendgruppen­
leiterausweises ging es Im Fachgebiet 
_Gruppenpädagogik" darum, Spiel und 
Werkideen für eine große Teilnehmer­
zahl zu entwickeln und diese gleich bei 
Ellnem eigens zu diesem Zweck arran· 
gierten großen Kinderfest Im Celler 
Stadtpark zu erproben. 

Das Jugendleiterteam ließ Sich nicht 
zweimal bitten, lud Kollegen aus dem 
Ortsverband mit dazu und entschied 
sich für Holzbasteleien So entstanden 
Nistkästen, nützliche Papierkörbe und 
Holzsouvenirs. 

Just als der erste Nistkästen fertigge­
steIlt war, erschien NIedersachsens ln­
nenmlnlster W,lfned Hasselmann am 
Stand der THW-Jugend. Für die Huder 
gab es überhaupt kein Vertun: Mario 
Czwlnk, )ungster Sprolß der "THW-Fami­
lIe", überreichte stolz das kleine Bau· 
werk für die Vogelwelt im Garten des 
Ministers In dessen Heimatort Nlenhofl 
landkreiS Celle. 

Minister Hasselmann bedankte sich in 
der ihm eigenen fröhlichen Art und ver-

Innen minister HasseI­
mann (2. '0'. 1.) freut 
sich über den Nist­
kasten von Junghetfer 
Mario Czwink, rechts 
Vater Ingott Czwink. 

(Foto: Reimchen) 

säumte auch nicht, die ArbeIt der THW­
Jugend bei seiner Festansprache ge­
bührend zu loben: ". Bel dem heuti­
gen technischen Interesse der Jugendli­
chen erfüllt Ihr eine Wichtige Aufgabe. 
Wenn es Euch nicht schon gäbe, müßte 
man Euch erfindeni" A. R. 

Flutlichtanlage für Reitturnier 

Hameln. "Bel Dunkelheit muß der Par­
cours taghell SElln '" Diese Aufgabe wur­
de anläßllch eines Reitturniers den Fern­
meldem des THW-OV Hameln gestellt 

Mit gerälemäßlger Unterstützung be­
nachbarter Ortsverbande Installierten dl9 
Helfer eine Flutlichtanlage mit 26 Halo­
genscheinwerfern von je 1 000 bzw. 
1 500 Watt Leistung auf de<m Turnier­
platz In FIschbeck bei Hameln. Die Tra­
versen mit zwei oder Vl9r Schelnwerfem 
wurden mit Hilfe eines Hubwagens auf 
die acht Meter hohen Masten am Ran­
de des Platzes so montiert, daß eine 
BlendWIrkung für die Pferde ausschied. 
Der Strom wurde über eine 6O-kVA-Lei­
tung dem Netz entnommen und über 
einen selbst gebauten VerteIlerkasten 

mit zwölf abgesicherten Steckdosen 
den lichtmasten über die SO·m·Kabel· 
trommeln der Geräteausstattung zuge­
führt. 

Die Ausleuchtung wurde von der T ur­
nierl9llung und den Zuschauem als opti­
mal beurteilt Die Tumlerpferde zeigten 
nach anfänglicher Scheu durch den Hel· 
Iigkeitswechsel beim Spnngen hervorra· 
gende Leistungen, 

Die Helfer haben In der Ausleuchtung 
von T umierplätzen bereits Ellnschläglge 
Erfahrungen, Seit Jahren wurde das 
REllttumler In Schieder·Schwalenberg 
erfolgreich bedient Die notwendigen 
Montagevorrichtungen erstellten dl9 Hel­
~er fachgerecht In Eigenarbeit; die Ein­
sätze stehen unter fachlicher leitung 
durch den Elektro·Netzmelster Peter 
Strösau, der Im Ortsverband die Funk· 
tlon des Funkmelsters der Femmelde­
gruppe wahmlmmt. 

Um von der Stromversorgung aus dem 
Netz-unabhänglg zu werden, baut der 
Ortsverband derzeit aus einem zuge­
wendeten Maschinensatz ein 6O-kVA­
Aggregat mit schallisoliertem Gehäuse 
um, Dl9ses Aggregat ist auch für den 

Material aus mehre­
ren Ortsverbänden ist 
für die Fluttichtanlage 
notwendig. 

(Foto: Siebke) 

Katastrophenelnsatz vorgesehen, um Im 

Bedarfsfall Einnchtungen wie Kranken· 
hauser, Grolßküchen, Siedlungen usw. 
bei Stromausfall mit Energie zu versor· 
gen. W, S. 

THW-Jugend 
zur Kriegsgräberpflege 
in LommellBelgien 

Goslar. Grab an Grab, Kreuz an Kreuz, 
unendlich lange Reihen, die am HOrizont 
zusammenlaufen. Das ISt der Soldaten· 
fnedhof ,n der belglschen Stadt Lom· 
mel, auf dem 39 000 gefallene Soldaten 
Ihre letzte Ruhe fanden. Eine Gedlenk­
stätte, die zum Frieden mahnt und die 



Gruppenfoto der Jugendgruppe mit Küchen­
personal, Fahrern der Bundeswehr, Lommeler 
RatsmHgliedern und Vertretern des VdK. 

(Foto: Richter) 

die sonst so abstrakten Zahlen des To­
des durch die Reihen der Kreuze mate­
riell faßbar macht. "Wir wollen in Frieden 
leben, Krieg darf es nie wieder geben", 
war dann auch das Resümee eines Ar­
beitseinsatzes von 27 Jugendlichen des 
THW aus Goslar, Northeim und Hude­
Bookholzberg. 

Aus Goslar waren dabei Markus Kirch­
ner, Niels Müller und Carsten Jüngst 
sowie THW-Jugendbetreuer Wilfried 
Richter. Im Auftrag der Deutschen 
Kriegsgräberfürsorge fuhren sie nach 
Belgien, um einen Teil ihrer Ferien für 
die Pflege der Kriegsgräber zu opfern. 
Neben Lommel, wo deutsche Soldaten 
aus den beiden Weltkriegen begraben 
sind, wurde auch auf dem Ehrenfriedhof 
im nahe gelegenen Eupen gearbeitet. 
Wurden in Lommel in erster Unie Pfle­
gearbeiten wie Unkraut jäten, Rasen­
kanten abstechen und Humusboden 
umlagern durchgeführt, so mußten auf 
dem Ehrenfriedhof in Eupen die Funda­
mente von 39 Grabsteinen, die abge­
sackt waren, saniert werden. Eine kno­
chenharte Arbeit bei teilweise sengen­
der Hitze. 

Die Goslarer Jugendlichen hatten sich 
ebenso wie die weiteren Mitglieder der 
Gruppe verpflichtet, 30 Stunden in der 
Woche im Dienst für die Kriegsgräber -
pflege zu erfüllen. Zwangsläufig war bei 
der Arbeit die Auseinandersetzung mit 
dem Krieg und das Nachdenken über 
die unbekannten Opfer, die teilweise 
nicht älter waren als die Jugendlichen, 
die nun die Gräber pflegten. Neben der 
Arbeit wurde zu Ehren der gefallenen 
Soldaten und aller Opfer der Kriege am 
Mahnmal der Stadt Lommel ein Kranz 
niedergelegt. 

Insbesondere für die Restaurierung der 
Grabsteine in Eupen waren Sorgfalt und 
Fachkenntnisse notwendig. Mit 'einem 
THW-Lastwagen war für die nötige 
technische Ausrüstung gesorgt. Zu-

Höhe festzustellen, um schließlich mit 
Gesteinsbohrern und Trennschleifern 
Fundamente abzutragen, wo sie zu 
hoch waren, oder zu ergänzen und fe­
ste Verbindungen zwischen Grabstein 
und Fundament herzustellen. 

Als Ausgleich für die schweißtreibende 
Arbeit gab es für die Jugendlichen ein 
umfangreiches Freizeitprogramm mit 
Fußball, Grillabenden, Schnitzeljagd, Ba­
devergnügen, Lagerfeuer und Stadt­
bummel durch Brüssel. Weiter wurden 
"Radio 2000" und das Altersheim von 
Lommel besucht. Am Ende der Reise 
standen Dankesworte für den Einsatz 
der Jugendlichen, die teilweise schon 
zum zweiten Male dabei waren. Auch 
im kommenden Jahr, beim 35. Jugend­
lager in Lommel, will die Goslarer THW­
Jugend wieder dabei sein. W. R. 

Niedersachsens erste 
THW-Geschäftsführerin 
ins Amt eingeführt 

Hannover/Meppen. Am Freitag, dem 
26. Juni 1987, wurde Regina Lemke, 
Niedersachsens erste und bundesweit 
zweite THW -Geschäftsführerin offiziell in 
ihr Amt eingeführt. Aus diesem Anlaß 
hatte LandeSbeauftragter Leiser zu einer 
kleinen Feierstunde ins THW·Heim des 
Ortsverbandes Meppen eingeladen. 

Im Namen der Kreis- und Ortsbeauf­
tragten dankte Gastgeber KB/OB Aloys 
Büring vor den versammelten Gästen 
Frau Lemke für die bisher geleistete 

Bei der Amtseinfüh­
rung (von links): 
HaKGHw Knoop, 
Stadtdirektor Simon, 
Frau Lemke, OB 
Büring, Frau Keck 
und LB Leiser. 

nächst mußten Grassoden rund um die • 
Grabsteine abgestochen werden, dann 
galt es, Abweichungen in Richtung und 

gute Arbeit. Anschließend gab Leiser ei­
nen ausführlichen Überblick über die 
Aufgabenteilung im hauptamtlichen und 
ehrenamtlichen Bereich des THW. 
Grundlage müsse eine gute Zusammen· 
arbeit zwischen den einzelnen Gliede­
rungen sein, und die sei gerade im 
Ernsland gegeben. 

Nach Dankesworten und der Bitte um 
eine gute Zusammenarbeit durch Regi· 
na Lemke schloß sich Oberkreisdirektor 
Brümmer spontan den guten Wünschen 
an, wobei er besonders den Einsatz des 
THW beim Hochwasser und Eisregen 
im Emsland zu Beginn des Jahres lobte. 

Auch der Meppener Stadtdirektor Si­
mon und Amtsleiter Schröder vom 
Landkreis Cloppenburg überbrachten 
ihre Glückwünsche zum Amtsantritt ver· 
bunden mit Blumensträußen und kleinen 
Präsenten. Die Feier fand dann ihren 
Abschluß bei einem gemütlichen Bei· 
sammensein. A. B. 

Ehepaar erhielt htichste 
THW-Auszeichnungen 

Leer/Ostfriesland. Zwei verdienten An­
gehörigen des THW Niedersachsen, 
dem Ehepaar Hermann und Garreline 
Alting, wurde am Samstag, dem 8. Au­
gust 1987, eine hohe Ehrung zuteil. Aus 
der Hand von Landesbeauftragten Eck­
hard Leiser erhielt der schwer erkrankte 
Ortsbeauftragte für Leer das THW-Eh­
renzeichen in Gold. Seiner Frau über­
reichte Leiser als erster Helferin in Nie· 
dersachsen das THW-Ehrenzeichen in 
Silber. 

Die Übergabe der Auszeichnungen fand 
im kleinen Kreis im Wohnzimmer des 
Ehepaares statt. Hermann Alting ist seit 
einem Schlaganfall nahezu gelähmt, ver· 
folgt aber mit aller Energie sein großes 
Ziel - den Neubau für den THW·OV 
Leer - weiter. Seine Frau Garreline un~ 
terstützte ihn von seinem THW-Eintritt 
1959 aD in seiner ehrenamtlichen Arbeit 
und trat dem THW offiziell 1969 bei. Als 
"Mutter der Kompanie" sorgt sie sich 
seitdem um das leibliche Wohl der rund 
100 Leeraner Helfer. Ein von ihr initiier-
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ter Frauen-Bastelkreis trifft sich regel­
mäßig, und die jährlichen Ortsverbands­
feste tragen ihre Handschrift. 

Trotz der Pflegebedürftigkeit ihres Gat­
ten und auf dessen ausdnücklichen 
Wunsch hin nimmt sie weiterhin regel­
mäßig an jedem Freitagsdienst teil. R. B. 

Endlich mal wieder ein 
Schornstein 

Hameln. Nachdem in den letzten Jah­
ren die Sprengobjekte für die Weiterbil­
dung der THW-Sprengmeister immer 
weniger wurden, stellt sich die Frage, 
wie diese Spezialisten für den Emstfall 
Erfahrungen sammeln sollen. Jetzt bot 
sich endlich einmal wieder ein Schorn­
stein an, der von einer stillgelegten und 
abgerissenen Molkerei übriggeblieben 
war. Nach Abwicklung des umfangrei­
chen "Papierkrieges" um die Genehmi­
gung zum Sprengen durch das THW, 
schritt der Bergungszug des Ortsver -
bandes Hameln zur Tat und bereitete 
den Schomstein für die Sprengung vor. 

Der Kamin war ca. 30 m hoch und mit 
einem Kühlmantel ausgestattet, der sich 
erst zeigte, nachden die Fallschlitze ein­
gebracht waren. Durch Anlegen einer 
gestreckten Ladung wurde dieser Im 
Augenblick der Sprengung zerschlagen, 
so daß der Schornstein ohne weitere 
Probleme in die vorausbestimmte Rich­
tung fiel. Eine große Staubwolke hüllte 
die Umgebung für Minuten ein, übrig 
blieb ein Haufen Steine. Das Wahrzei­
chen der fnüheren Molkerei in Rehren 
a. O. im schönen Auetal war einer Be­
bauung im Rahrnen der Neuplanung 
gewichen. 

Die exakte Sprengung ist dem Hamel­
ner THW-Sprengmeister Michael Upe­
nek gutzuschreiben. Vor Ort becbachtet 
wurden die Sprengarbeiten von Beauf­
tragten des Gewerbeaufsichtsamtes in 
Hildesheim und des THW-Landesver­
bandes Hannover. Da sich die Spren-
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gung in Rehren a. O. wie ein Lauffeuer 
herumgesprochen hatte, verfolgte eine 
große Menschenmange das nicht gera­
de alltägliche Ereignis. Die Presse be­
richtete davon mit eindrucksvollen Foto· 
serien. W. S. 

Nordrhein-Westfalen 

THW Essen jetzt mit Computer 
ausgerüstet 

Essen. Um die Verarbeitung der Daten­
vielfalt im größten Ortsverband des 
THW in der Bundesrepublik zu vereinfa­
chen, wurde auf Initiative des Kreisbe­
auftragten Dieter Schermuly über die 
THW-Helfervereinigung e. V. ein Com­
puter gekauft. Der "neue Mitarbeiter" 
hilft bei der Planung und Organisation. 
Somrt sind die Helferdaten, diverse 
Brieftexte, die Einsatz- und Alarmpläne 
und die Beladung der Fahrzeuge abge­
speichert. M. G. 

"Tag der offenen Tür' in Essen 

Essen. Am Samstag, dem 11. Juli 
1987, war es soweit: Unter dem Motto 

. "Was passiert, wenn was passiert?" 
fand eine Einsatzübung sämtlicher Es­
sener Fachdienste des Katastrophen­
schutzes statt. Die Koordination lag bei 
der Stadt Essen. Für das THW zeichne­
ten Rainer Kann und Dieter Schermuly 
verantwortlich. 

ASB, DRK, JUH, MHD, DLRG, THW, 
BVS und die Stadt Essen mit dem 
Brandschutzdienst dokumentierten die 
Bandbreite humanitärer Leistungsfähig­
keit des Katastrophenschutzes auf ins­
gesamt 15 Aktionsflächen. 

Die Resonanz in der Öffentlichkeit war 
beachtlich. Durch Werbemaßnahmen 

THW-HeHer demon­
strieren den Einsatz 
der Sauers{offlanz8. 

und Pressemitteilungen kamen an die­
sem sonnigen Samstag zum Katastro­
phenschutz -Teilzentrum 11 in Essen-Ber­
geborbeck über 6000 interessierte Bür­
ger, um die Hilfsorganisationen einmal 
live vor Ort zu erleben. 

Das umfangreiche Aktionsprogramm 
begann mit einer Hubschrauberlandung. 
Gegen 11.30 Uhr landete der SAR­
(Search and Rescue)-Hubschrauber der 
Bundeswehr zur raschen Rettung von 
"Schwerverletz1en". 

Dieser Rettungseinsatz war Bestandteil 
eines perfekt simulierten Autounfalles. 
Mehrere Rettungsorganisationen muß­
ten vor Ort zusammenarbeiten, um 
schnelle Hilfe für die "verletz1en" zu ge­
währleisten. Es wurde angenommen, 
daß einer der" Verletzten" unverzüglich 
mit dem Hubschrauber in eine weiter 
entfernte Klinik gebracht werden mußte. 

Eine besondere Anziehungskraft für die 
Bürger stellte die Simulation der Gas­
explosion eines Dreifamilienhauses dar. 
Hier zeigte das THW das Bergen ver­
schütteter Personen aUs dem Tnümmer­
feld und die Feuerwehr das Ablöschen 
eines Großbrandes. 

Am Übungsturm demonstrierte' ein Ber­
gungszug des THW die Bergung von 
Personen aus höher gelegenen Stock­
werken. Neben dem Rollgliss-Gerät 
kam hier eine schnell aufgebaute Seil­
bahn zum Einsatz. Besonderen Zu­
spruch fand die Aktionsfläche "Sauer­
stofflanze" und "Trinkwasser-Aufberei­
tungsanlage" bei den Besuchem. 

Auch Bürgermeister Hanns Sobek zeig­
te besonderes Interesse an dem moder­
nen Bergungsgerät. 

Für die Nachrichtenübermittlung der 
Einheiten des Katastrophenschutzes er­
richteten die Femmeldezüge ein unab­
hängiges Fernmeldenetz. Elektrogrup· 
pen des Instandsetzungsdienstes de­
monstrierten durch den Bau von Freilei­
tungen, wie sie bei Unwetterkatastro­
phen die örtliche Stromversorgung 
rasch gewährleisten. 

Parallel zu den THW Aktivitäten präsen­
tierten alle anderen Hilfsorganisationen 
ihr Leistungsspektrum und informierten 
interessierte Bürger über ihre humanitä­
re Tätigkeit. 

Zur Abrundung des Programmes spiel­
ten der Musikzug des THW-OV Oelde 
und der Musikzug der Johanniter-Unfall­
Hilfe. 

Auch für die kleinen Besucher kam kei­
ne Langeweile auf. Sie konnten sich 
beim Ponyreiten oder T orwandschießen 
vergnügen. 

Durch die Einsatzbereitschaft aller Betei­
ligten wurde dieser "Tag der offenen 
Tür" zu einer gelungenen Veranstaltung. 

. M.G. 



I Hessen ~ I 
Neue Garagen 
für den THW-OV Lauterbach 

Lauterbach. Einen neuen Garagentrakt 
konnte THW·Landesbeauftragter Hans· 
Albert Lossen dem THW ·OV Lauter· 
bach übergeben. Die gute Zusammen· 
arbeit von ehren· und hauptamtlehen 
Kräften sei beim Bau dieser Garage 
wieder einmal deutlich geworden. sagte 
Lossen in seiner Rede. Dank der ausge· 
zeichneten Unterstützung durch die 
ehrenamtlichen THW·Helfer und der 

Rudolf Günter nimmt aus der Hand von THW­
Landesbeauftragten Lossen die Ernennungs­
urkunde zum Kreisbeauftragten entgegen. 

(Foto: Hartmann) 

hervorragenden Zusammenarbeit der 
beteiligten Behörden sei im Ortsverband 
Lauterbach in relativ kurzer Bauzeit das 
neue Bauwerk entstanden. Lossen 
dankte allen Beteiligten hierfür. 

Anschließend überreichte Lossen Orts­
beauftragten Rudolf Günter die Emen­
nungsurkunde zum Kreisbeauftragten. 

H.-G. H. 

Neue Unterkunft des THW 
In Wembach eingeweiht 

Ober-Ramstadt. Nach zweijähriger 
Umbauzeit war es soweit: Der THW-OV 
Ober-Ramstadt weihte Mitte Mal seine 
neue Unterkunft im Stadtteil Wembach­
Hahn ein. Viele waren der Einladung ge· 
folgt, und so begnüßte THW-Ortsbeauf­
tragter Heinrich Vormittag Ersten Stadt­
rat Manfred Fischer, Stadtverordneten­
vorsteher Franz Ritscher, Mitglieder des 
Magistrates und der Stadtverordneten­
versammlung, den THW-Landesbeauf­
tragten Hans-Albert Lossen, Geschäfts­
führer Heinrich Ganß, THW-Bundes­
sprecher Peter Merck, Abordnungen 
befreundeter THW-Ortsverbände, Stadt­
brandinspektor Herbert Lüdde, den 

• 

Wehrführer der Wembacher Wehr, Ge­
org Karg, den Vorstand des Ober-Ram­
städter DRK, Peter Ehrhardt, sowie Ver­
treter der Technischen Einsatzleitung , 
des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz und der örtlichen Vereine. 

Vormittag erinnerte daran, daß der Orts­
verband vor 19 Jahren gegnündet wur­
de. Damals war er in einer fl,hemaligen 
Kohlenhandlung untergebracht, und der 
Fuhrpark bestand aus einem kleinen 
Pritschenwagen. Die unzulängliche Un­
terbringung; die trotz zahlloser Instand­
setzungen nicht verbessert werden 
konnte, veranlaßte das THW, sich nach 
einer neuen Unterkunft umzusehen. Die­
se wurde dann auch in Wem bach-Hahn 
gefunden. In über 5 000 Arbeitsstunden, 
die zusätzlich zum normalen Ausbil­
dungsbetrieb geleistet wurden, gelang 
es den Helfern des THW, ein 

""Schmuckstück" zu schaffen. Vormittag 
dankte allen Helfern, besonders jedoch 
deren Familienangehörigen für das Ver­
ständnis. 

THW-Landesbeauftragter Lossen lobte 
in seiner Festrede das Engagement des 
Ortsverbandes. Als Anerkennung für be­
sondere Verdienste um das THW über.­
reichte der Landesbeauftragte dem 
1 . Vorsitzenden des THW-Fördervereins, 
Detlev Brehm, die THW-Ehrenplakette. 

Zur Vervollständigung des in Wembach­
Hahn stationierten Bergungszuges über­
gab Lossen an THW-Ortsbeauftragten 
Vormittag einen neuen MannscHafts­
kraftwagen . 

Gnüße und Glückwünsche überbrachten 
Erster Stadtrat Manfred Fischer, die 
Vorsitzenden Ober-Ramstädter und 
Wembacher Vereine sowie Vertreter der 
im Magistrat vertretenen Parteien. 

H.-G. H. 

I BadenWürttemberg IJ I 
THW beim Rock-Konzert 
"Genesis" 

Mannheim. Ein Rock-Konzert der Su­
perlative mit der Gnuppe "Genesis" hatte 
nund 70 000 Fans aus der Bundesrepu­
blik nach Mannheim gelockt. Über 500 
Mann hatte die Polizei bei dieser Frei­
luft -Massenveranstaltung im Bereich 
des Mannheimer Maimarkt -Geländes 
zusammengezogen, um die Ordnung zu 
gewährleisten. A1bspernungs-, Verkehrs­
und Sichenungsmaßnahmen waren in 
noch nie dagewesenem Ausmaß zu be­
wältigen. Um genügend Kapazitäten frei 
zu haben, bat das Polizeipräsidium 
Mannheim auch die Helfer des THW-OV 

Mannheim um Hilfe im Bereich des 
Fernmelde- und Bergungsdienstes. 

Seite an Seite mit der Polizeieinsatzzen­
trale und den Rettungsdiensten versa­
hen die Femmelder in den Fahrzeugen 
ihren Dienst, und mit Gerätekraftwagen 
sicherten bis weit nach Mittemacht 
Mannheimer THW-Helfer durch Be­
leuchtungsmasten den Abmarsch der 
Zuschauer auf freiem Gelände. Bedingt 
durch die schlechte Wittenung und auf­
geweichtes Gelände mußte auch ein 
Fahrzeug-Bergedienst durchgeführt 
werden. Mit Eifer waren die Helfer bei 
der Sache, und die Koordination mit der 
Polizei und den Rettungsdiensten, die 
mehrere hundert Fälle zu betreuen hat-
ten, funktionierte bestens. O. S. 

Mannheimer Berufsfeuerwehr 
zu Gast beim THW 

Mannheim. Wie wichtig kontinuierliche 
Kontakte zwischen den einzelnen Kata­
strophenschutz-Organisationen sind 
zeigte sich jetzf bei einem Besuch der 
Fühnungsspitze der BenufsfeuelWehr 
Mannheim im Katastrophenschutz-Zen­
tnum des THW-OV Mannheim. Zu Gast 
waren auf dem 17 000 Quadratmeter 
großen THW-Gelände Branddirektor 
Hans Noß, sein Stellvertreter, Wieser, 
sowie Beamte des Direktions- und des 
Leitungsdienstes. 

Ortsbeauftragter des THW, Manfred 
Stiegei, hieß die FeuelWehr im Namen 
der anwesenden THW-Fühnungsmann­
schaft und des Geschäftsführers des 
THW-Mannheim und des Rhein-Neckar­
Odenwald-Kreises, Richard van Haze­
brouck, willkommen. Die Gäste infor­
mierten sich über die Organisation des 
THW, über den Ablauf bei Alarmienun­
gen und die Einsatzkosten des THW. Es 
wurde deutlich, daß eine einsatzfaktisch 
sinnvolle Arbeit nur durch Kenntnis der 
Möglichkeiten, die jeder hat, durchzu­
führen ist. 

So nutzfen Branddirektor Noß und seine 
Mannschaft die Gelegenheit vor Ort, 
den umfangreichen Geräte- Und Fahr­
zeugpark zu besichtigen und sich die 
Spezialgeräte erläutern zu lassen. Mittel­
punkt waren die Pumpen-Notstrom­
Gnuppe und das schwere Bergungs­
Räumgerät. Im Übungsbereich wurde 
der Radlader mit Sonderfunktionen wie 
Meissel und Bedienungsfemsteuenung 
vorgeführt. Rege Fachdiskussionen und 
Einzelgespräche zwischen den Speziali­
sten nundeten dieses Treffen im 
THW-Zentnum ab. 

Beide Seiten waren sich einig, daß sol­
che Treffen und Vorfühnungen künftig 
wiedertholt werden sollten, denn nur 
Hand in Hand sind oftmals Einsatzfälle 
zu lösen. Dies ist nicht nur im Sinne der 
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Demonstration des 
Radladers auf dem 
Gelände des THW-
Zentrums. (Foto: Sand) 

Berufsfeuerwehr Mannheim und der 
ehrenamtlichen THW -Helfer, sondern 
bedeutungsvoll für die Millionenbevölke­
rung des Rheln-Neckar-Raumes bei Ka­
tastrophen. O. S_ 

THW-Jugend auf dem Rhein 

Perl. Romantisch und aufregend war 
für die 15 THW-Jungens aus dem saar­
ländischen Perl das Fenenlager am Alt­
rhein bei Sandhofen, Zu Gast beim 
THW-OV Mannhelm hatten die Jugend­
lichen mit dem Betreuerehepaar Enka 
und Günter Muller Ihre Zelte auf dem 
Wasserübungsplatz des THW und der' 
Berufsfeuerwehr an der Dehusfähre auf­
geschlagen. Für neun Tage schnupper­
ten die 12- bis 18jahngen Mannheirner 
Luft. 

Mit 8!nem I-Zug-Fahrzeug und einem 
Kombi waren sie täglich mit dem THW­
Ortsbeauftragten und weiteren ehren­
amtlichen He~em auf Achse, um die 
Kurpfalzrnetropoie zu erkunden. Da 
machte man eine Stadtrundfahrt mit 
Besuch des Fernmeldeturms. da ließ 
man Sich den Hafen zeigen, da machte 
man einen Spaziergang durch den 
LUisenparl< und blickte Im Planetanum 
in die Sternenwelt. Ausflüge, z. B. nach 
Sinsheim Ins Technlk- und Automu-

THW-Jugend aus dem Saaf1and zu Gast im 
THW-Zentrum. Mitte: OB SUgeL (Foto: Sand) 
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saum, gehörten ebenso dazu. Mit 
einem Großponton fuhren die Jungens 
auf dem Rhein und bis zur Neckar­
schleuse bei Feudenhelm. 

Nachdem man kräftig dank der Koch 
kunste Erika Mullers am Lagerleuer ge­
SpeiSt hatte, wurde auch die Fnesenhe,­
rner Insel erkundet. Bei einem Gnll­
abend In der Seckenhelrner Unterkunft 
des THW-Ortsverbandes konnten die 
Gäste noch Demonstrallonsfilrne des 
THW -OV Mannhelffi sehen und Gedan­
ken über die THW-Arbelt Im Allgemei­
nen und bei den Mannheimer Helfern Im 
Besonderen austauschen, 

Bis In die Nacht feierte man und staunte 
über das Mannheirner Katastrophen­
schutz-Zentrum mit seinem Fahrzeug­
und SpeZialelnsatzfahrzeug,-Park, 

Der Abschied fiel nicht leicht, denn die 
Gastfreundschaft hatte dazu beigetra­
gen, daß die Saarfänder mit vielfältigen 
Eindrücken heimkehrten. Mit dem Fe­
nenlager wollen die ehrenamtlichen 
THW-Helfer die Kontakte zu anderen 
Ortsverbänden über Landesgrenzen hin­
weg pflegen und eine engere Verbun 
denhelt - die auch bei einem gemein 
samen Einsatz In einem' Katastrophenfall 
dienlich ISt - helVorrufen Außerdem 
will man schon jetzt zum THW-Bundes­
wettkampf 1989 In Mannhelm einladen, 
denn dann werden In der Kurpfalzrne­
tropoie über 5000 THW-Helfer aus der 
9anzen Bundesrepublik erwartet. O. S. 

• 

Unwetter machte Mannheimer 
THW mobil 

Mannheim. Statt Ol8nst In der THW­
Unt8!rl<unft In Mannheim-Seckenheim 
oder Ausbildung Im Untemchtsraum 
gab es Großeinsatz für mehrere THW­
Bergungszüge bei 8!nem Unwetter über 
dem Rhein-Neckar-Raum. Besonders 
betroffen waren mehrere Stadtt8!1e von 
Mannheim. 

018 Berufsfeuerwehr wurde laufend zu 
Wassereinbrüchen gerufen. Bald war 
die Kapazität der Wehr ausgenutzt, so 
daß die Helfer des THW-OV Mannhelm 
zum Einsatz gerufen wurden, 63 Mann 
waren schließlich mit 14 Fahrzeugen 
und Pumpenhängem an 27 Schadens­
steIlen bis welt nach MIttemacht Im Ein­
satz, um mit Wasser vollgelaufene Keller 
leerzupumpen oder lIefliegende Woh-
nungen zu slchem. 

Knietief Fahrstuhlöl mit Wasser vermengt -
ein Einsatz bis nach Mitternacht. (Foto: Sand) . 
Außer Pnvathäuser waren am 7. Juli 
1987 auch mehrere Geschäftshäuser 
betroffen, und bei einer Elektronlc-Firma 
waren 200 Uter Spezlalöl aus einem 
Fahrstuhlschacht ausgelaufen. Hier war 
man mit SpezIalgeräten der Berufsfeuer -
wehr mehrere Stunden im Einsatz, um 
das Öl abzuscheiden und in Containem 
abzutransportleren_ Mit Hilfe von Not­
stromaggregaten wurden die Pumpen 
angetneber1; mit Besen und Schaufeln 
versuchten die Helfer, dl8 letzten Was­
serreste aus den Kellerräurnen heraus­
zuschaffen. Uberall gingen die betroffe­
nen Bewohner den THW-Helfem zur 
Hand, so daß gegen 3.00 Uhr morgens 
der letzte Trupp einrücken konnte. O. S. 

Tag der offenen Tür im 
Katastrophenschutzzentrum 
Ludwigsburg 

Ludwigsburg. Am Samstag. dem 
15. August, öffnete das Katastrophen-

• 



Der aus drei Tauch­
pumpen gebUdete 
Springbrunnen steUte 
einen vielbewunder­
ten Blickfang dar. 

(Foto: Götz) 

schutzzentrum Ludwigsburg seine Tore 
zu einem Tag der offenen Tür. Beteiligt 
waren der ABC-Zug, der BVS, das 
DRK, der MHD und der Ortsverband 
Ludwigsburg des THW. Bei schönem 
Wetter konnten sich die Helfer über 
zahlreichen Besuch freuen. 

Vom BVS wurde ein Sicherheitswettbe­
werb veranstaltet, an dem jedermann 
teilnehmen konnte. Von den Teilneh­
mem mußte u. a. eine brennende "Per­
son" mit einer Decke gelöscht, ein "Ver­
letzter" in die stabile Seitenlage ge­
bracht und eine UnfallsteIle abgesichert 
werden. Wer alle acht von den einzel­
nen Organisationen betreuten Stationen 
meisterte, bekam einen Preis. 

Informiert wurden die Besucher auch 
über die Aufgaben der einzelnen Orga­
nisationen. Das THW hatte Fahrzeuge 
und Gerät ausgestellt. Neben dem aus­
gefahrenen Uchtmast des Beleuch­
tungs- und Notslromkraftwagens 
schossen aus einem Becken drei Fontä­
nen in die Höhe. 

Der Femmeldezug hatte zwei Telefax­
Geräte in Betrieb, der Bergungszug 
baute eine Seilbahn auf, um die Ber­
gung Verletzter aus star1< vertrümmer­
tem Gelände zu demonstrieren, vom In­
standsetzungszug wurde der Bau eines 
Brunnens vorgeführt und die THW-Ju­
gendgruppe hatte mit Hilfe von zwei 
Dreiböcken eine große Schaukel aufge­
baut. 

Kostenlose Blutdruckmessung war beim 
MHD. möglich, und der ABC-Zug führte 
Filme vor. Ein THW-Helfer zeigte seine 
große Sammlung von Fahrzeugmodellen 
des Katastrophenschutzes. Für musika­
lische Unterhaltung sorgte am Nachmit­
tag die Stadtkapelle Markgröningen .. 

Besonders erfreulich war, daß unter den 
Besuchem auch Bundestagsabgeord­
neter Gunter HuonkerJSPD), landtags­
abgeordneter Claus Weyrosta (SPD) so­
wie der stellvertretende Landrat Bernd 
Aker begrüßt werden konnten. D. G. 

1 

Polizei blickte 
hinter THW-Kulissen 

Heidelberg. Um einen umfassenden 
Einblick in die Arbeit des THW 7U erhal · 
ten, trafen sic~ die Revierführer und 
Sachbearbeiter der Polizeidirektion Hei· 
deiberg dieses Mal zur turnusgemäßen 
DIenstbesprechung Im THW-Zentrum 
Heidelberg·Wieblingen. Nach der Be· 
grüßung durch den THW-Bereichsge· 
schäftsführer des Neckar-Odenwald· 
kreis, Richard van Hazebrouck, bedank· 
te sich Polizei rat Friedrich für die Ein­
ladung und die Möglichkeit, sich vor Ort 
beim THW umfassend zu informieren 
und einmal hinter die "Kulissen" 
schauen zu können. 

Im Anschluß wurde den Beamten durch 
die Kreisbeauftragten des THW Rhein· 
Neckar, Bretzer und Barendt, die THW­
Ortsverbände mit ihren vielfältigen Ein­
satzmöglichkeiten im Bereich der Poli ­
zeidirektion Heidelberg vorgestellt. Das 
THW hält für die Gefahrenabwehr zum 
Schutz der Bevölkerung irf, Rhein-Nek­
kar ·Odenwaldkreis ein Potential von 
1 000 aktiven, ehrenamtlichen Heifern 
mit 125 Einsatzfahrzeugen, Anhängem, 
Maschinen und Spezialfahrzeugen be· 
reit. Die Bandbreite der Einsatzmöglich­
keilen des THW wurde in einer an· 
schließenden Fahrzeug· und Geräte-

Im THW-Zentrum 
wurde den Polizeibe-
amten ein umfassen­
der Oberblick gebo-
ten. (Foto: sand) 

schau deutlich . Besonderes Interesse 
weckte bei den Gästen der zwölf T on­
nen schwere Mu~ifunktionsradlader 
ZL 1801. 

Beeindruckt waren die Führungskräfte 
der Polizei auch von den Ausbildungs­
möglichkeiten der in Eigenregie von 
Zugführer Eberhard und seinen THW­
Helfem erbauten Atemschutz-Übungs· 
strecke. 

Abgerundet wurde die Geräteschau mit 
dem Dekontaminations-Mehrzweckfahr­
zeug des ABC-Zuges des THW-OV Hei­
deiberg und dem mit Rettungsgeräten 
ausgerüsteten Ver1<ehrshilfsdienst-Kom· 
bi sowie des Gerätekraftwagens des 
Bergungsdienstes. 

Nach der Vorführung des neuen THW­
Films "Übung macht den Helfer" hatten 
die Polizeibeamten Gelegenheit, mit den 
Führungskräften des THW über mögli­
che Einsätze zu diskutieren. 

Polizeioberrat Danner dankte abschlie­
ßend dem THW für die freundliche Auf­
nahme und den interessanten und ein-
drucksvollen Nachmittag. O. S. 

Katholischer 
Arbeitnehmerbund beim THW 

Mannheim. Im Rahmen der Öffentlich­
keitsarbeit hatte der THW-OV Mann­
heim den Katholischen Arbeitnehmer· 
bund (KAB) Mannheim·Almenhof zu ei­
nem Informationsabend eingeladen. Un­
ter der Leitung der Mannheimer Be­
zir1<sbeirätin Gertrud Lang, die diesen 
Kontakt vermittelt und im Rahmen der 
KAB-Informationsabende zu diesem 
Treffen geladen hatte, ließen sich die 
KAB-Mltglleder vom Ortsbeauftragten 
das THW-Zentrum in Mannheim-Sek­
kenheim zeigen und einige Fahrzeuge 
vorführen. 

Darüber hinaus erläuterten die THW· 
Helfer die Einsatzbereiche und Ausbil· 
dungsmöglichkeiten beim THW sowie 
den Aufbau eines Ortsverbandes. Eine 
eindrucksvolle Diaserie ließ die Arbeit 
der ehrenamtlichen Helfer lebendig wer­
den. O. S. 
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Tagung des 
THW-Landesverbandes zum 
Thema Öffentlichkeitsarbeit 

Sulzbach-Rosenberg. Der THW Lan­
desverband Bayern hatte In Zusammen­
arbeit mit dem Ortsverband Sulzbach­
Rosenberg und Ortsbeauftragten Hans 
Herkommer alle 27 Ortsverbande der 
Oberpfalz und Niederbayems zu einem 
Seminar für Öffentlichkeitsarbeit eingela­
den. Jürgen Delle aus München ver· 
stand es, die VIelschichtigkelt der Öl­
fentllchk9ftsarbeit In Stadt und Land In­
formativ darzustellen. 

Ortsbeauftragter Herkommer konnte 
dazu als Gäste den Leiter des Kata­
strophenschutzamtes beim Landratsamt 
Amberg-Sulzbach, Regierungsamtsrat 
Erich Hiltl. von der PolizeidIrektion Am­
berg den Pressespr9fCher, Polizelhaupt­
kommissar Franz Schelbl, für die Stadt 
Sulzbach·Rooonberg , Hauptamtsiefter 
Gerd Ge,smann, den Geschäftsführer 
des THW In Amberg. Karl Zimmermann, 
und S9inen Ortsbeauftragten Walter 
Brandler begrüßen. Durch die Vielen 
Wortbeiträge der Führungskräfte des 
THW wurde das Tagessemlnar sehr be­
lebt. 

Schwerpunkt war zu Beginn der T a­
gung eine Darstellung der Öffentlich­
k9ftsarbelt In allen 27 Ortsverbanden der 
Oberpfalz und von Niederbayem. Es 
gab Viele Anregungen zu hören; In 9fner 
späteren Zusammenfassung versuchte 
der Referent, eine einheitliche linie als 
Grundlage zu schaffen. 

"Öffentllchk9ftsarbeit muß geiemt wer­
den. Viele fühlen sich dazu berufen. we­
nige schaffen es", sagte Deile. Der Bür­
ger erkenne an. wenn gute Öffentlich­
keitsarbeit geieistet Wird . 

Feststellungen der einzelnen Redner 
gelten sicher für alle: Die Helfer selbst 
Sind die besten Multiplikatoren, Ihre 
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sinnvolle AufgabensteIlung kommt beim 
Bürger an, gute Kontakte zur Bevölke­
rung und zu den Ämtern Sind wichtig. 
die Zusammenarbeit mit anderen Kata­
strophenschutzeinheften muß gesucht 
und praktiziert werden. 

Über Leistungsvergleiche wurde aus­
führlich berichtet. wie z. B. über die 
überörtliche Ausscheidung der Instand­
setzungszüge In Sulzbach für die Ober­
pfalz. Erörtert wurde auch die Zusam 
menarbelt mit dem Bundesverband fur 
den Selbstschutz. 

"Der motivierte Helfer ISt ein Meinungs 
bildner in seiner Urngebung", sagte ein 
DIskussIonsredner. Die Resonanz aus 
der Öff9fltlichk9ftsarbelt Wlrke umge 
kehrt Wleder aktIVierend auf die Arbeit 
der THW-Verbande. 

Das Gesarntzlel der Öffentllchk9ftsarbelt 
Intem wurde Wie folgt zusammengefaßt: 
Durch umfassende Information und Ka­
meradschaftspflege sowie Anerkennung 
seiner persönlichen Leistungen soll beim 
Helfer ein Höchstmaß an MotivatIOn und 
IdentifikatIOn mit den Zielen des THW 
err9fcht sowie seine Bereitschaft zur 
Ubemahme von Verantwortung geför­
dert werden. 

Beim "externen GesamtzIel" komme vor 
allem hinzu, daß die Aufgabe und Arbeit 
des THW transparent gemacht Wird, um 
andere zur Mitarbeit zu bewegen. 

Br9ften Raum nahm Im TagesS9fmlnar 
9fne Aussprache über die Fachz9ftung 
des THW auf Bundes- und landesebe­
ne ein. Die Kntenen einer Ubemahme 
von Artikeln der Ortsverbande wurden 
festgelegt. "Das THW -Journal ISt nicht 
für den Helfer gedacht, sondern für die 
Öffentlichkeit und deren Repräsentan­
ten", sagte der Referent. 

Der Pressespr9fCher der PoI,z9fdirektion 
Amberg, Fran~ Schelbl, lobte die Offen­
heit der Aussprache und bestätigte zur 
Freude des Landesverbandes, daß Ihre 

Die SeminarteIlnehmer stellen sich dem Foto­
grafen, rechts Gerd Geismann, Franz Schelbl, 
Walter Brandler (4. 11. r.) , JOrgen Delle und 
Hans Herkommer. (Foto: Hittt) 

Fachblätter auch bei der Landespoliz9f 
gem gelesen werden. 

Für Landrat Dr Hans Wagner. den 
landkreiS und das Landratsamt dankte 
Ench Hiitl für die ausgez9fchnete Zu­
sammenarbeit. Medienarbeit sei für alle 
Kräfte des Kataslrophenschutzes von 
besonderer Bedeutung. 

Das Seminar wurde mit 9fnem Dank für 
die konstruktive Mitarbeit geschlossen. 
Im Jahr 1988 will die Landesleitung JE> 
ein Seminar in Süd- und Nordbayern 
anbieten. E. Hiitl 

Nachruf 

Am 2. August 1987 verstarb plötzhch 
und unerwartet Im Alter von 63 Jahren 
unser Gründer. jahrzehntelanger Orts­
SOWie Kr9fsbeauftragter, unser guter 
Kamerad 

Walter Senger 

Senger war 9fn Mann der ersten Stunde 
beim THW und führte durch S9in Enga­
gement den Ortsverband zu S9inem 
heutigen Ansehen bei der Bevölkerung 
Im Raume Lohr a. Main und ,m Bereich 
des landkreises Main-Spessart. 

Für S9ine uneigennützigen L9fstungen 
zum Wohle der Bevölkerung Im Bereich 
des Ortsverbandes und welt darüber 
hinaus wurden Ihm zahlr9fche Ehrungen 
zufell 

Als höchste Anerkennung fur sein 
Schaffen Im Sinne der Nächstenliebe 
wurden Ihm das Verdienstkreuz am 
Bande des Verdienstordens der Bun­
desrepubhk Deutschland, das THW-Eh­
renzeichen in Gold sowie das Einsatz­
zeichen für Humanitäre Hilfe des THW 
,m Ausland verllelhef1. 

Mit Walter Senger verloren der Ortsver­
band ein Vorbild und die Bevölkerung 
einen Helfer In j€>der Situation. Die Helfer 
des THW-Ortsverbandes Lohr a. Maln 
trauern um Walter Senger. Sie werden 
ihm ein ehrendes Angedenken bewah­
ren und sein Werk fortsetzen. 



Warndienst 
Übersicht über den Warndienst 

Die Bundestagsabgeordneten der SPD­
Fraktion aus dem Innenausschuß be­
suchten jüngst das BZS. Unter dem 
Vorsitz des Präsidenten des Bundesam­
tes für Zivilschutz, Dusch, und im Bei­
sein des Abteilungsleiters KN des Bun­
desministers des Innern, Ministerialdiri­
gent Beyer, hatten die Abteilungsleiter 
des Bundesamtes und der Direktor 
THW Gelegenheit, in einem Kurzvortrag 
die Aribeit ihrer Abteilungen vorzustellen. 

Für die Abteilung WD ist dazu folgender 
Vortrag vorbereitet worden, der über 
Aufgaben, Aribeit, Struktur und Aribeits­
ziele nach dem neuesten Stand unter­
richtet. 

Abteilung Wamdienst (WO) 

Die Aufgaben des Wamdienstes im Zi­
vilschutz ergeben sich aus dem Zivil­
schutzgesetz. Die folgenden Bestim­
mungen dieses Gesetzes sind für die 
Aufgabenerfüllung von besonderer Be­
deutung. 

1. Der Warndienst hat die Aufgabe, die 
Bevölkerung vor den Gefahren zu 
warnen, die ihr in einem Verteidi­
gungsfall drohen. (Dies ist die eigent­
liche Zivilschutzaufgabe des Warn­
dienstes.) 

2. Die Gemeinden sind verpflichtet, die 
für die Wamung der Bevölkerung er­
forde~ichen örtlichen Einrichtungen 
bereitzuhalten, einzubauen, zu unter­
halten und zu betreiben. (Aus dieser 
Bestimmung ergibt sich die Bundes­
auftragsverwaltung in einem Teil des 
Wamdienstes.) 

3. Der Wamdienst hat den Vorausset­
zungen des Artikels 63 Abs. 2 des 

Von links nach rechts: 
Oie MdB Graf, lambi­
nus, Diller, Warten­
barg, Cr. Nöbel, der 
Präsident des BZS, 
Dusch, der Abtei­
lungsleiter der Abtei­
lung KN im SMI, Min­
Dir. Beyer, sowie im 
Vordergrund die LeI­
ter der Abteilungen 
Verwaltung und Wam­
dienst im BZS, leiten­
der Regierungsdirek­
tor Hasse und leiten­
der Baudirektor Cr. 
Maske. 

I (Foto: Hllberath) 

IV. Genfer Abkommens zu entspre­
chen. (Aus dieser Bestimmung er­
wächst dem Wamdienst völkerrecht­
licher Schutz.) 

4. In Bundesverwaltung stehende Ein­
richtungen und Anlagen des Warn­
dienstes werden auf Anforderung der 
zuständigen Landesbehörde vom 
Bund auch im Frieden eingesetzt. 
(Diese Bestimmung entspricht einem 
Gebot volkswirtschaftlicher Vemunft.) 

Im Rahmen der Zuständigkeiten des 
BZS schafft und erhält die Abteilung WD 
die fachlichen Voraussetzungen für die 
Erfüllung dieser Aufgaben. 

Die Abteilung WD arbeitet mit rund 
30 Bediensteten in sechs Referaten. Die 
Referate widmen sich im weitesten Sin­
ne organisatorischen, helferibezogenen 
und verwaltungsspezifischen Aufgaben. 

Das Warndienst-System 

Eine Wamung soll jederzeit kurzfristig 
möglich sein; dazu ist es erforde~ich, 
ein Warnsystem zu schaffen, zu unter­
halten und stets fortzuentwickeln, das 
optimal • 

die Gefahren erfaßt,' 

die Gefahreninfomnationen aus- und 
bewertet und 

von Gefahren bedrohte Bevölkerung 
warnt. 

Dieses System besteht innerhalb der 
bundeseigenen Verwaltung aus zehn 
Warnämtern in den Bundesländern, vier 
Wamdienst-Vemindungsstellen in 
NATO-Luftwaffenkampfführungsanlagen 
sowie - in der Bundesrepublik ver-
teilt --40 Warndienst-Leitmeßstelien als 
Infomnationskonzentratoren und 

1 560 WD-Meßstelien zur Erfassung der 
Gamma-Ortsdosisleistung bis hinab zur 
natü~ichen Umweltstrahlung. 

Im Wamdienst sind hauptamtlich rd. 
330 Bundesbedienstete und rd. 1 760 
freiwillige Helfer tätig. In Bundesauf­
tragsverwaltung wird die Unterhaltung 
der angeschlossenen Alamnmittel si­
chergestellt; das sind insgesamt rd. 
66000 Elektrosirenen, 490 Hochlei­
stungssirenen und 50 elektronische Si­
renen. Für die Informationsgewinnung 
und -weitergabe ist der Wamdienst auf 
eine enge Zusammenaribeit besonders 
mit der NATO-Luftverteidigung, dem 
Territorialheer, dem Katastrophen­
schutz, den Warndienstorganisationen 
der NATO-Nachbarstaaten, dem Deut­
schen Wetterdienst, den Rundfunkan­
stalten sowie den Bundesländem ange­
wiesen. 

Die Aufgaben der Abteilung WO 

Die ständigen Aufgaben der Abtei'­
lung WD erstrecken sich im wesentli­
chen auf 

die Helfer- und FührungskräfteausbIl­
dung einschließlich der Vomereitung, 
Durchführung und Auswertung von 
Übungen und Überprüfungen der 
Einsatzbereitschaft, 

die Bearibeitung helferrechtlicher Fra­
gen, 

die Beschaffung, Unterhaltung, In­
standsetzung und Veribesserung vor­
handener Technik in den Bereichen 
des Fernmeldewesens ebenso wie in 
den Bereichen der Strom- und Not­
strom- sowie Wasserversorgung, der 
Lüftungstechnik und Abwasseribesei­
tigung, 

die Arbeitssicherheit, die Bauunter-
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hallung und die Technik der Sirenen 
sowie 
die Erstellung und Aktuahslerung von 
Dlenstvorschnffen für alle BereJCt19 
der Zusammenarbeit mll anderen 
D>en&tstellen, aber auch für Inteme 
Betnebsabläufe. 

Neben diesen ständigen Aufgaben ste­
hen In der Abteilung WD z. Z. mehrere 
SchwerpunktarbelIen an. Hierzu zählen 

der beschleunigte Aufbau der neuen 
Wamdlenst-Meßstellen, 
die Einrichtung eines rechnergestütz­
ten Warndienst-Infonnationssystems 
(WADIS) und seine EInbindung In 
das Meß- und Informationssystem. 
des BMU zur LJberwachung der Um­
weltradioaktlVltät, 
die Einführung eines mobilen nuklid­
speZIfischen Meßsystems für die 
Wamämter 

SOWlS 

die Durchführung eines Pilotprojek­
tes I~ den Bundesländern Rhein­
land-Pfalz und Saa~and mit dem 
Ziel, ein zukunffsonentlertes Warnsy­
stem zu schaffen, das sich haupt­
sächlich auf den Rundfunk abstützt. 

Im Rahmen des Pilotprojektes werden 
z. Z. speZiell untersucht: 

die Ubeoobenssicherl>elt des heuti­
gen Rundfunksystems unter Emst­
fallbedlngungen, 
die Möglichkeit moderner Funktech­
nIken für das Gefahrenerfassungs­
und das Warnsystem, 
der Erre<chbarke<tsgrad der Bevölke-

"NATEX'S7" 

Allgemeines 
, 

Übungsbezelthnung: WarndlenstObung 
"NATEX '87" 

ÜbungszIele 

Durchführung von Warnmaßnahmen 
vor Gefahren In ZusamrTlenarbelt mit 
KatS·Einhelten und Einrichtungen 
der Führung des KatS 
Zusammenarbeit mit dem DWD 
Zusammenarbet mit Rundfunkan­
stalten 
Führung e<ner Dienststelle Im Einsatz 

Übungszwecke 

Ubung von Warnung und Entwar­
nung sowie der damit zusammen­
hängenden Verfahren 
LJben des Führens einer Dienststelle 
Im Einsatz 
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rung bei dem Einsatz dieser Techni­
ken sowie 
die Frage nach der Notwendigke<t 
von AlternatlVWammltteln, z. B. netz­
stromunabhängiger, möglichst funk­
gesteuerter Slre<nen. 

Die Einnchtungen des Wamdienstes 
stehen bereits Jetzt nach dem Zivil­
sthutzgesetz auch für friedensmäßige 
Aufgaben zur Verfügung; genutzt wer­
den In diesem Rahmen 

die Sirenen für Feuerwehrzwecke 
und 
die Warnämter für Messungen des 
Umweltbundesamtes und des Deut­
schen Wetterdienstes. 

Erstmals eine fnedensmäßige Einsatz­
aufgabe erhielt der Wamdienst vom Ge­
setzgeber Im Strahlensthutzvorsorgege­
setz; er Ist danach zuständig für die 
Messung der Gamma-Ortsdosisleistung 
In Bodennähe. Der Wamdienst erfüllt 
auf diese Welse Im Meß- und Infonna­
lIonssystem des Bundes zur Uberwa­
chung der UmweitradlOakllvltät durch 
sein flächendeckendes Meßsteliennetz, 
seine vorhandenen Nachrichtenmittel 
und sein Personal Wichtige Bundesauf­
gaben, ohne daß Im großen Umfang 
NeUInvestitionen erforderlich werden. 

Bie langfristigen Arbeitsziele der 
Abteilung WO 

Das Bemühen des BZS ist auch In Zu­
kunft darauf genchtet, den für den Ver-

Wetter 

Übungsunterlagen werden aufgrund ei­
ner hlstonSChen Wettemge erstellt. Die­
se Wetterdaten werden von Wamamt V 
während der Ubung ze<tgerecht e<nge­
spielt. 

Vorbereitung 

Die Vorbereitung erfcllgt unter Berück­
sichtigung der Ubungsziele des KatS 
und des WD durch eine PrOjektgruppe. 

Durchführung 

Übungsleltung: Referat WD 2 

Übungsraum: Das Gebiet der Bundes­
republik Deutschland 

Zeitangaben: Nach den Dienstvorschrif­
ten des WD 

Übungszeitraum: 7. November 1987, 
8.00 Uhr biS 20.00 Uhr 

teidlgungsfall konzipierten und benötig­
ten Wamdienst Im RahrTlen seiner Mög­
lichke<ten noch mehr für fnedensmäßige 
Aufgaben der 

InfonnatlOnserfassung, 
Inforrnationsaus- und -bewertung 
sowie 
Informationsweitergabe 

einzusetzen. Belspielswe<se könnte das 
zukünftige WamdlenstlnforrnatlOnssy­
stem auch bei foodensmäßlgen großflä­
chigen Katastrophen durch se<ne bre<te 
Streuung biS auf die Kreisebe<ne in das 
Katastrophenmanagement einbezogen 
werden. 

Ein zukünftiges Rundfunkwarnsystem 
rnit den Möglichkeiten eines Weckeffek­
tes durch Lautschalten von Empfängem 
wie beim heutigen ARI-Verkehrsfunksy­
stem sollte unbedingt auch für die 
Durchgabe von Katastrophenmeldungen 
genutz1 werden. ZleI muß es se<n, e<n 
Warnsystem zu schaffen, das friedens­
mäßig voll in die Notfallvorsorge Inte­
gnert Ist und dessen Mittel dem Bürger 
so vertraut und so nützlich werden, daß 
er in einem Emstfall ganz selbstver­
ständlich dieses System akzeptiert und 
nutzt. Voraussetzung dafür ist eine enge 
Zusammenarbeit mit den Bundesbehör -
den, zugleich aber auch mit den Bun­
desländern, in deren Zuständigkeiten 
solche geeigneten fnedensmäßigen Auf­
gaben liegen, in deren Trend es aber 
gelegentlich hegen kann, sich mit den 
Möglichkeiten ihres Haushalts eigene In­
forrnationssysteme aufzubauen. 

Übungsbeteiligung 

National: 

Eine Mitwirkung von Behörden und 
Dienststellen im Umfeld des WD ,n der 
Kemzelt von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Wird angestrelbt. Der Betrielb der Warn­
stellen soll nach Abstimmung mit den 
Bundesländem ebenfalls In dl8S8r Kem­
zeit erfolgen. 

International: 

Voraussichtlich Te<lstäbe der Wamdlen­
ste Dänemarks und der Niederlande. 

Fernmeldebereich 

Das Steuer-und Verständigungsnetz 
des WD wird betriebsmäßig bereitge­
stellt. 



Zuwachs neuer Aufgaben für 
den Wamdienst nach dem 
Strahlenschutzvorsorgegesetz 
vom 19. Dezember 1986 

Der BMU plant als Informationssystem 
des Bundes ein integriertes Meßsteilen­
netz zur Überwachung der Umweltra­
dioaktivität. Auf bestehende Einrichtun­
gen und Organisationen mit ihren Meß­
netzen und Meßeinrichtungen in Bund 
und Ländem soll dabei zurückgegriffen 
werden. 

Derzeit wird die Radioaktivität vor allem 
durch folgende vier Bundesinstitutionen 
überwacht: 

Deutscher Wetterdienst 
Luft 
Niederschlag 
Gamma-Ortsdosisleistung in der Luft 

Wamdienst 
- Gamma-Ortsdosisleistung am Bo­

den 

Bundesanstalt für Gewässerkunde 
- Oberflächenwasser der Bundeswas­

serstraßen 

Deutsches Hydrographisches Institut 
- Obertlächenwasser in Nord- und 

Ostsee 

Errichtet werden soll ein Informationssy­
stem, das die bestehenden Meßnetze 
des Bundes und die Meßeinrichtungen 
der Länder integriert und den schnellen 
und zeitgerechten Informationsfluß zwi­
schen den Stellen, die die benötigten 
Informationen bereitstellen (Meßstellen), 
und den Einrichtungen, die die Daten 
auflbereiten, bewerten und dokumentie­
ren (Leitstellen, Meßdatenzentralen), si­
cherstellt. Das System muß in der Lage 
sein, ohne MitwirKung des Verursachers 
die Anhaltspunkte zu liefem, ob eine 
Gefährdungslage in der Bundesrepublik 
Deutschland entstanden ist oder im Be­
griff ist zu entstehen (Frühwamung). 

Dabei ist der Bund zuständig für die 
großräumige Überwachung der Primär­
medien Luft, Niederschlag und Wasser 
sowie der Ablagerungen auf dem Bo­
den. Im Vordergrund steht hier die Er­
fassung von Meßdaten für eine schnelle 
und umfassende Information über die' 
sich entwickelnde Lage sowie über den 
aktuellen großräumigen Ve~auf der Um­
welt radioaktivität. Die Daten der Meß­
netze des DWD und des Wamdienstes 
laufen im Institut für AtmosphäriSChe 
Radioaktivität zusammen, da die von 
diesen Meßnetzen gewonnenen Daten 
in engem Zusammenhang zueinander 
stehen und deshalb miteinander in Be­
ziehung zu setzen sind. Nach Plausibili­
tätskontrollen der verschiedenen Meß­
werte untereinander und Auflbereitung 
der Daten werden die Daten an die 
Zßntralstelie des Bundes für die Über-

wachung der Umweltradioaktivität über­
mittelt. 

Meßstel1en des Wamdlenstes werden in 
das Informationssystem einbezogen. 

Der Aufbau von 1 560 sensibilisierten 
Meßstelien bis Ende des Jahres 1987 
ist vorgesehen. Darüber hinaus besteht 
die Absicht, das WD-Meßsteilennetz in 

Bundesamt tür Zivilschutz 

Standorte der 

Wamdienst-Meßsteilen 

. Freiburli . 

. Standort der Warndienst~stelle 
• Standort des Wamamtes 
,r Wolmgebtetsgrenzen 

< 

.!JJf:': 

. . .. . . 

: .. 
. " . 
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den nächsten Jahren auf voraussichtlich 
2 000 Meßstellen zu erweitern. 

Auf der anderen Seite bestehen Lan­
desrneßemnchtungen, die für eine Erfas­
sung und Messung der RadKJaktivität In 
den sonstigen Umwelt medien zuständig 
Sind. D~ von den Landesmeßsteilen ge­
wonnenen Daten werden In das Kom 
munikatIOnssystem eingegeben und 
über d~ Meßdatenzentralen der länder 
direkt an die Zentralstelle des Bundes 
weitergeleitet. Von dort werden sie nach 
SIchtung zur Aufbereitung an die ent­
sprechenden Leitstellen gegeben. Die 
aufbereiteten Daten fließen von den 
Leitstellen an die Zentralstelle des Bun­
des zurück. Das Kommunikationssy­
stem läßt einen InformatIonsaustausch 
jeweils In belden Richtungen zu, so daß 
auch die länder Zugnff auf die verarbei­
teten Daten der Bundesnetze haben. 

Von entscheidender Bedeutung fur die 
Beurteilung der UmweltradioaktivItät Ist 
d~ KenntniS der auf Grund von Fall-out 

und Wash·out hervorgerufenen Boden­
kontamination. wobei hier neben der 
GesamtaktivItät die Kenntnis der Nuklid­
verteilung der abgelagerten radioaktiven 
Stoffe Im Vordergrund steht. Nur an­
hand der Nukhdspektren und der dar­
aus zu gewinnenden Kenntnisse hin­
Sichtlich Halbwertszeit, MigratIonsver­
mögen oder Mobilität In der Nahrungs­
kette lassen Sich verläßliche Prognosen 
hinSichtlich der AUSWirkungen auf den 
Menschen erstellen. 

. Wegen der Inhomogenitäten der Abla­
gerungen radioaktiver Stoffe auf dem 
Boden, die Im wesentlichen durch Nie­
derschläge bedingt Sind. wäre ein sta­
tionäres M ßsystem nur bei einer hohen 
Flächendichte der Meßstelien Sinnvoll; 
dies wäre mit hohen InvestlVen Kosten 
verbunden. Unter BerücksiChtigung des 
bestehenden flachendeckenden Garn­
ma-Ortsdoslsleistungsmeßnetzes des 
Warnd~stes erscheint es zunächst 
ausreichend, wenn rTIObile Mleßgeräte 
zur nuklidspeZIfischen Messung der auf 

Zwei verdiente Mitarbeiter verabschiedet 

Wegen Erreichens der Altersgrenze 
schied der Mitarbeiter In besonderer 
Funktion Leonhard Braun beim Wam­
amt IX aus. 

Im November 1960 hatte er Sich zur 
freiwilligen Mitarbeit Im LuHschutz -Wam­
d~t verpfliChtet. Bereits 1961 wurde 
er als ehrenamtlicher Mitarbeiter zum 
Wamgruppenführer bestellt. Er nahm 
SeItdem an allen nationalen und Intema­
tlOnalen Warndlenst -Übungen tell. 1971 
wurde er mit der Aufgabe des Leiters 
des Femmeldebetnebes betraut. 

Leonhard Braun erhielt 1985 die' Ehren­
urkunde und die Ehrennadel mit Gold­
kranz für 25jährige freiwillige Mitarbeit 
im Wamdlenst aus der Hand des PräSI­
denten des Bundesamtes für Zivil­
schutz. H.·G. Dusch, überreicht. Die 
Verabschiedung aus dem Kreise seiner 
ehemaligen Kollegen erfolgte jetzt Im 
Rahmen eines kameradschaHhchen Bei­
sammenseins. 

Aus gleichem Grund wurde Hans-Jür­
gen Weiß bei der letzten Ausbildungs­
veranstaltung der WD-Leltmeßstelle 92 
vor den Fenen verabschiedet. 

Im Novernber 1963 haUe er Sich zur 
Mitarbeit im LuHschutz -Wamdlenst bei 
der Warndlenst-Leltmeßstelie 92 In Karl­
stadt verpflichtet und begann dort als 
"Wachlelter'". Im Februar 1971 wurde 
H.-J. Weiß zum Auswerteleiter der WD­
Leitmeßstelie 92 emannt. 

1983 erhielt Herr Weiß vom Abtellungs­
leiter des Warndlenstes. Dr. Maske, Im 
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Bundesamt für ZIVilschutz die Ehrenur -
kunde für 20jähnge Mitarbeit und die 
Ehrennadel In Gold. 

Verabschiedung von 
leonhard Braun Im 
WamamtlX. 

Hans-Jürgen Weiß 
wird In der WO-LeH­
meRstelie 92 In Kart­
stadt verabschiedet. 

(Fotos: JAger) 

dem Boden gelagerten radioaktiven 
Stoffe vorgehalten werden. Diese Meß­
geräte können auf Fahrzeuge rTlQnt~rt 

IOOle Bodenkontaminationen aufneh­
men. Bei Kenntnis der Nuklidverteilung 
an verschiedenen Meßorten ISt bei 
gleichzeitiger KenntniS der Gamma­
OrtsdosIsleistung eine Bestimmung der 
abgelagerten AktiVität flächendeckend 
möglich, da davon ausgegangen wer­
den kann, daß sich die Nuklidverteilung 
qualitatiV nicht ändert. Wegen der not­
wendigen Verknüpfung der Gamma­
Ortsdoslslelstungsmeßdaten und der 
nuklidspeZIfischen Bodenoberflächenak­
tIvität kommt dem Warndienst auch die 
Aufgabe der Messung der Bodenkonta­
mination zu. Als Standorte für d~ mobi­
len Meßelnheiten Sind die Wamämter 
vorgesehen. Die Festlegung der erfor­
derlIChen endgültigen Anzahl der Meß­
stellen soll zu einem späteren Zeitpunkt 
erfolgen. Es ISt geplant, zehn Meßstellen 
zu beschaffen, deren ständige Einsatz­
fähigkeit zu gewährleisten 1St. 

• 

I 
Das Warnllmt w. ünscht beiden Ruhe­
ständlem einen frohen und langen Le­
bensabend bei guter Gesundheit. 



Deutsches Rotes Kreuz I 

Toxikologischer Rettungsdienstzug des DRK-Kreisverbandes Karlsruhe 

Schnelle Hilfe bei Giftunfällen 
Vielfältige Aufgaben - Umfangreiche Ausstattung 

Unser heutiger Lebensstandard ist ohne 
die mannigfaltigen Erzeugnisse der che­
mischen Industrie kaum noch denkbar. 
Diese werden in immer größerem Um­
fang auf der Straße, Schiene und zu 
Wasser transportiert. 

Nach einer Erhebung des statistischen 
Bundesamtes wurden allein im Jahre 
1984 in der Bundesrepublik Deutsch­
land 230 Mio. Tonnen Gefahrgüter -
d. h. explosive, entzündbare, giftige 
oder radioaktive Stoffe - befördert. Der 
Anteil der Gefahrgüter liegt also bereits 
bei ca. '13 des gesamten Frachtaufkom­
mens. 

Die Risiken für Unfälle liegen weitaus 
weniger in großen chemischen Indu­
striebetrieben, sondem vielmehr in klei­
nen Betrieben, bei denen manchmal et­
was sorgloser mrt Säuren und Laugen 
umgegangen wird. Allein im Raum 
Karlsruhe waren innerhalb eines Jahres 
drei Giftgasunfälle zu bekämpfen, bei 
denen durch unachtsames Hantieren 
mit Bleichlauge und Salzsäure Chlor­
gaswolken frei wurden. 

Da die Feuerwehren sich aufgabenge­
mäß nur auf den eigentlichen Scha­
densherd beschränken können und 
müssen, ist hier kaum ein Schutz für die 
Bevölkerung zu erwarten. 

Unter Berücksichtigung dieser Situation 
wurde im Rettungsdienstbereich Karls­
ruhe zur Unterstützung des teilweise 
überforderten Rettungsdienstes und der 
Notärzte eine toxikologische Notarztein­
satzgruppe gegründet. Diese Gruppe 
hat folgende Aufgaben: 

Untersuchung und Behandlung von 
Betroffenen. 

Sicherstellung eines fachgerechten 
Transportes. 

Durchführung medizinischer Versor­
gungsmaßnahmen unter spezieller 
Berücksichtigung des entsprechen­
den Giftnotfalles. 

Beratung der Technischen Einsatz­
leitung in allen Fragen der Auswir­
kung eines Stoffes am oder im 
menschlichen Körper. 

Ausarbeitung einer Sicherhetskon­
zentration zum Schutz der einge­
setzten Einsatzkräfta von Rettungs­
dienst, Feuerwehr und Polizei. 

Beratung der Kliniken und sonstiger 
medizinischer Stellen. 

Mithilfe bei der Identifizierung des 
Stoffes. 

Mithilfe bei Konzentrationsmessun­
gen abseits des Schadensgebietes 
(unter Berücksichtigung der beson­
deren Situation von Kindem und 
Kranken sowie alten Menschen). 

Die Einsatzgruppe besteht aus 20 Ein­
satzkräften. 

Jeder Trupp aus: 

1 Truppführer 
1 Notarzt 
1 Chemiker oder Physiker 
3 Rettungssanitäter 

Zusätzlich steht den Trupps ein Apothe­
ker als Logistiker zur Verfügung. Der 
Physiker soll bei Unfällen mit ionisieren­
den Strahlen den Chemiker ersetzen. 

Die einzelnen Funktionen sind wie folgt 
abgegrenzt: 

Einsatzleiter TOX 

Es handelt sich hier um eine Führungs­
kraft aus dem Rettungsdienst mit lang­
jähriger Erfahrung auf Notarzteinsatzsy­
steme. Der Einsatzleiter ist zuständig für 
Pflege, Wartung und Beschaffung des 
unkontaminierten Materials sowie für die 
Entsorgung der kontaminierten Gegen­
stände. Er sorgt für den Materialtrans­
port zur Einsatzstelle, bereitet zusam­
men mit Chemiker, Physiker, Arzt und 
Apotheker die vorhandenen und einlau­
fenden Informationen auf. Er ist die 

Schnittstelle zum Einsatzführungsdienst 
"B" des RettungSdienstes. 

Arzt 

Es handelt sich um einen langjährigen, 
erfahrenen Notarzt. Er ist zuständig für 
Behandlung, Sichtung und Überweisung 
der betroffenen Personen. Er erstellt, in 
Zusammenarbeit mit dem Chemiker 
oder Physiker, Informationsbögen für 
die niedergelassenen Ärzte oder Kran­
kenhäuser. 

Chemiker/Physiker 

Hier sind Chemiker der verschiedenen 
Fachrichtungen, organische bzw. anor­
ganische Chemie, die zum Teil in che­
mischen Großbetrieben oder in Ver­
suchslabcratorien der Universität Karls­
ruhe arbeiten, tätig. 

Die Physiker kommen ausnahmslos aus 
dem Bereich des Kemforschungszen­
trums Karlsruhe. Ihre Aufgaben beste­
hen in der Analyse der Meßergebnisse 
und der Zusammenarbeit mit der Feuer­
wehr, der Sicherheitsüt)erwachung der 
eingesetzten Kräfte, als Information für 
den Elnsatzfuhrungsdienst, Beratung 
des Arztes und, in Zusammenarbeit mit 
ihm, die Erstellung der Aufklärungsbö­
gen. 

Rettungssanitäter 

Alle Rettungssanitäter sind im Rettungs­
dienst hauptberuflich tätig und verlügen 
über langjährige Einsatzerfahrung im 
Notarztsystem. In letzter Zeit sind je­
doch auch ehrenamtlich Rettungssanitä­
ter hinzugekommen, die zum Teil eine 
Ausbildung zum Chemiker bekommen 
oder auf der Inneren Intensivstation ei­
nes großen Karlsruher Krankenhauses 
arbeiten. 
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Aufgabenverteilung 
der Rettungssanitäter: 

1. Rettungssanitäter 

Mithilfe bei der Erstversorgung von Pa­
tienten - Helfer des Arztes - Erstver­
sorgung der Patienten. Registrierung 
und Weiterleitung der Patienten zum 
Hauptverbandplatz bzw. Übergabe an 
RettungSdienst und Transport durch 
Rettungsdienst ins nächste geeignete 
Krankenhaus. 

2. Rettungssanitäter 

Verantwortlicher des Hauptverbandplat­
zes. Hier werden insbesondere die be­
reits oben erwähnten ehrenamtlichen 
Rettungssanitäter, die ausgebildeten 
Krankenpfleger sind, eingesetzt. Ihre 
Aufgabe besteht in der Übernahme, Re­
gistrierung und unter Umständen län­
geriristigen Versorgung der gasgeschä­
digten Patienten. Sie fordem die erior­
derlichen Fahrzeuge beim Einsatzfüh-
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rungsdienst über den Einsatzleiter TOX 
an. 

3. Rettungssanitäter 

Helfer des Chemikers bzw. Physikers. 
Hier werden die Chemiestudenten, die 
gleichzeitig eine Ausbildung als Ret­
tungssanitäter haben, eingesetzt. Die 
Aufgabe des 3. Rettungssanrtäters ist 
die Konzentrationsmessung mit einer 
Gasspürpumpe. Registrierung und Wei­
tergabe der ermittelten Werte an den 
Chemiker/Physiker und Einholen der 
Wetterlage. 

Apotheker 

Hier ISt ein niedergelassener Apotheker 
mit einer sehr großen Eriahrung im logi­
stischen Bereich und einer speziellen to­
xikologischen Eriahrung tätig. Auch er 
arbeitet ehrenamtlich im Notarztdienst 
des ORK mit. 

Schon bei relativ 
harmlos anmutenden 
Brandunfällen können 
in erheblichem Um­
fange giftige Stoffe in 
den Brandgasen ent­
halten sein. 

Die Karlsruher toxiko­
logische Notarztein­
satzgruppe hat die 
Aufgabe, die Kräfte 
des Rettungsdienstes 
bei Giftunfällen zu un­
te~tützen . 

Nur durch gezielte 
Konzentrationsmes­
sungen lassen sich 
die Grenzen eines Ge­
fahrenbereiches er­
mitteln und nur somit 
das gesamte Ausmaß 
eines Giftunfalls beur­
teilen. 

In dringenden Fällen 
kann die Einsattgrup­
pe zusammen mit 
dem Material auch 
per Hubschrauber 
transportiert werden. 

Im Leitstellenfahrzeug 
sind zwei Funkbe­
dienplätze eingebaut. 
Darüber hinaus gibt 
es einen Bespre­
Chungsplatz, der ins­
besondere für Lage­
besprechungen ge­
nutzt werden kann. 

In der mobilen Be­
treuungsstelle befin­
den sich Versor­
gungsmöglichkeiten 
für 10 bis 15 Patien­
ten. 

Seine Hauptaufgabe sind im Nachschub 
und der Ergänzung von Medikamenten 
und Verbandmateoal zu sehen. Er ist 
Verbindungsmann zu den einschlägigen 
Pharmaherstellem. 

Bedarfsweise kann der toxikologioche 
RettungSdienst durch Einsatzkräfte der 
Rettungsleitstelle, mit einem speziellen 
Einsatzfahrzeug oder Einsatzkräften des 
Rettungsdienstes, mit einem eigens da­
für konZIPierten Betreuungsbus verstärlkt 
werden. 

Einsatzleitfahrzeug 

Das Einsatzleitfahrzeug der Rettungsleit­
stelle Karlsruhe ist ein femmeldetechni­
sches Sonderiahrzeug, das die Anbin­
dung der Gruppe an die RettungsIelt­
steIle sicherstellt. Dies geschieht entwe­
der auf dem bekannten Funkweg oder 
durch spezielle FunklDrahtaufschaltun­
gen - zum Beispiel zwischen Notarzt 



der Toxgruppe und einer verglft~ngs­
zentrale. 

Mobile Betreuungsstelle 

Es handelt sich hierbei um einen a~en in 
Eigenarbeit umgebauten Röntgenbus, 
der In drei Teilbereiche untergliedert ist: 

- Medizinische Einheit 
Vier intensivbetreuungsplätze sowie acht 
normale Behandlungsplätze. 

- Betreuungsteil 
Es Ist eine komplette Küche zur Versor­
gung von 100 bis 150 Personen mit 
warmen Essen oder Getränken einge­
richtet. 

- Lageraum 
Hier können Einsatzbesprechungen der 
TEL durchgeführt werden; es sind Funk­
geräte im 2- und 4-m-Band fest instal­
liert. 

Material 

Das gesamte Matenal des toxikologi­
schen Rettungsdienstzuges Ist in luft­
transportfähigen Aluminiumkästen verla­
den und kann mit Fahrzeugen oder 
Hubschraubem zur EInsatzsteile ge­
bracht werden. 

Alarmierung 

018 Alarmierung der Gruppe geschieht 
in drei Stufen: 

Alarmstufe 1 
Telefonische Eleratung durch TOX-Not­
arzt und/oder Chemiker zur Giftbewer­
tung. 

Alarmstufe 2 
Einsatz der 1 . Gruppe vor Ort, speziell 
immer dann, wenn eine telefonische EIe­
ratung nicht eindeutig möglich ist oder 

wenn bereits mehr als funf Personen 
betroffen Sind. 

Alarmstufe 3 
Einsatz des kompletten Rettungsdienst­
zuges, Insbesondere dann, wenn mit ei­
nem länger andaUiSrnden Einsatz ge­
rechnet werden muß. 

Es muß beim heutigen Stand der Tech­
nik und Organisation des Rettungsdien­
stes möglich sein, nicht unkontrolliert 
eine große Anzahl betroffener, ängstli­
cher oder übervorsichtiger Personen In 
die nächsten Krankenhäuser zu trans­
portieren und somit die "Katastrophe" in 
die umliegenden Krankenhauser zu ver­
lagem. 

Alle Mitglieder des toxikologischen Ret­
turfgsdienstzuges erfüllen sowohl die 
einmal im Monat stattfindende Schulung 
als auch die, Gott sei Dank, wenigen 
Einsätze freiwillig und unentgeltlich in 
ihrer Freizeit. 

Erfolgreiche Wochenendausbildung in Wesel 

Im Rahmen der friedensmäßigen Kata­
strophenschutzausbildung fuhren 180 
Helferinnen und Helfer des DRK-Kreis­
verbandes Warendorf-Beckum für ein 
Wochenende auf den Übungsplatz der 
KatastrophenschutzSChule des Landes 
Nordrhein-Westfalen nach Wesel. 

Freitags starteten die Teilnehmer mit 
zwei Fahrzeugkolonnen von Telgte und 
Neubeckum aus, um auf dieser dreitägi­
gen Fortbildungsveranstaltung ihre 
Kenntnisse Im EIereich der Kraftfahrer­
Funk-, ABC- und Sanitätsausbildung zu 
vertiefen. Eleteillgt waren Einheiten aus 
den Orten Beckum, Neubeckum, Ahlen, 
TeIgte, Wadersloh, Enniger1oh, OeIde, 

Der Übung geht eine Besprechung voraus. 

Stromberg, Diestedde, Sassenberg, 
EIeeIen, Liesbom, Sendenhorst und Ost­
bevem. Als weitere Fachdienste nah­
men der Fernmeldezug Warendorf und 
die Küche des Eletreuungszuges Elek­
kumlNeubeckum an dieser Veranstal­
tung teil. 

Gegen 23.00 Uhr trafen die 42 Fahrzeu­
ge auf dem Übungsplatz in Wesel ein, 
und nach dem Aufstellen der Schlafze~e 

und Errichten der Stromversorgung 
konnten die He~erinnen und Helfer bei 
einem mittemächtlichen Imblß Erfahrun­
gen austauschen und Kontakte zu Mit­
gliedem anderer Einheiten knüpfen. 

Elereits um 7.00 Uhr begann am Sams-

tag ein umfangreicher Ausbildungstag. 
Der Unterricht wurde in Form einer Sta­
tionsausbildung durchgeführt, da so 
eine effektive Schulung der Rotkreuz­
HeIfer erreicht werden konnte. Das Kü­
chenpersonal des Eletreuungszuges 
BeckumINeubeokum war während der 
Veranstaltung nicht nur für die gesamte 
Verpflegung der Teilnehmer verantwort­
lich, sondern übte auch intensiv den 
Umgang mit Materialien und Gerät­
schaften. So wurde z. B. das Umrüsten 
der "Gulaschkanonen" auf feste Brenn­
stoffe geprobt, da in Katastrophenfällen 
nicht sichergestellt is~ daß jederzeit 
Gesflaschen für die Elefeuerung der 
Feldküchen zur Verfügung stehen. 

Auch das Anlegen des ABC·Schutzanz.uges muß geübt werden. 
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Im Bereich des Fernmeldedienstes war 
das HaupZiel der Ausbildung. Nachnch­
ten möglichst schnell und prilzlse zu 
uoormltteln. Da bei großen EInsatzen 
oder Katastrophen eil le Vielzahl von 
Funkgeräten Im Einsatz sind, ISt es un­
erläßlich, daß die einzelnen Funksprü­
che "kurz und bündig" abgesetzt wer­
den. Ansonsten würden der Funkver 
kehr lind die zur Verfügung stehenden 
Frequenzen in Kürze uberla,tet sern. 

Ber der KraftfahrerdusbridunQ wurden 
die Fahrzeugführer zunächst mit den 
verschiedenen Fahrzeugtypen vertraut 
gemacht, damit Im Ernstfall ein rei­
bungsloser Krankentransport von der 
Unglucksstelle zu den ullllieqcnden 
Krankenhäusern Sichergestellt 1St. Des 
weiteren wurden Uh"''9'faluten dur~h 
geführt. wobei Il. a. auch dre Spregel 
verhängt wurden und der Beifahrer den 
Fahrzeugführer In enge Parklucken ern­
welsen mußte. Die Tatsache, daß Im 
Bereich dieser Ausbildung keille "Krat­
zer~ zu verzeichnen waren, ist sicherlich 
ein kleiner Beweis dafül, daß Fahrer 
und Beifährer ein eingespieltes Team 
sind. 

Der Gebrauch und das Anleqen der 
Schutzmasken stand Im Mittelpunkt der 
ABC Ausbildung. Bel sommerlichen 
T ernperaturen war dies für die Helfer 
eine besondere Belastung. zumal auch 
noch eine Dichtigkeitsprüfung In einem 
mit Ubungsgas gefullten Raum auf dem 
Programm stand . 

Bel den werteren Stationen der AusbJl­
dw'9 wurden den T erlnehmem unter 
Anlertung der DRK·Ärzte Dr Konrad 
Happe aus T elgte und Dr Hllbert Kuhs 
aus Ennigerloh verschiedene Aufgaben 
aus dem Bereich der SanItätsausbil­
dung gestellt mit dem Ziel, bereits vor-

handene Kenntnisse zu festigen und 
neue mediZinische Erkenntnisse kennen 
zu lernen. Geübt wurde das nehtlge Er­
kennen von Verletzungen, die erforderli­
chen lebensrettenden Sofortmaßnah­
men und das Herstellen der Transport­
fähigkelt eines Verletzten. 

Ebenso stand auch die EIgensIcherung 
des Helfers mit Hilfsmitteln auf dem 
Programm, wre z. B. das nehtlge Anle­
gen einer SICherungsleine und das Ret­
ten von Verletzten aus unweqsamem 
Gelände. 

Nach der Mittagspause begrüßte der 
1. Vorsitzende des DRK·Kreisverbandes 
Warendorf Beckum, Oberkrelsdlrektor 
a D. Winfried Schulte. die Teilnehmer 
und wünschte der Veranstaltur'9 weiter 
hin einen guten Verlauf. 

Nach Abschluß der Ausbildung geqen 
18.00 Uhr vergaßen die Helferinnen und 
Helfer bei einem gemütlichen Gnllabend 
sehr schnell die Strapazen des Tages. 
Hier bot sich auch für die Leitenn der 
Frauenarbeit. Gerti Dembon, und Krers­
bereitschaftsführer Reinhard Hecht Ge­
legenheit, während einer kurzen Ab­
schlußbesprechung allen T erlnehmem 
fur Ihre DiSZiplin und für Ihr Interesse 
während der Fortbildungsveranstaltung 
zu danken. Dank galt auch der Küche 
für die hervorragende Verpftequng und 
dem MImtrupp des Jugendrotkreuzes, 
der mit seinen Helfern die einzelnen Un­
fallsItuatIonen realistisch dargestellt hat­
te. 

Nach Auskunft der Organisatoren soll 
auch Im nächsten Jahr wieder eine sol­
che FortbIldungsveranstaltung durchge· 
führt werden, die gleichermaßen bei 
Teilnehmern und Ausbildern großen An­
klang gefunden hat. 

Erstes Rotkreuz-Seminar in China , 
Zum erstenmal fand In Peklng ein Semi­
nar über humallltäres Völkerrecht und 
dre Grundsätze des Roten Kreuzes 
statt. Es wurde gemeinsam vom Inter­
nationalen Komitee vom Roten Kreuz 
(IKRK) und der Chinesischen Rotkreuz­
gesellschaft unter Mitwirkung der Uga 
und des Amenkanischen Roten Kreuzes 
durchgeführt. Das IKRK Ireß mehrere 
Publikationen ,n die chineSIsche Spra­
che übersetzen und erstellte ~us die­
sem Anlaß chineSische Fassungen von 
fünf IKRK-Filmen. 

Die IKRK-Deleqatlon unter Letung des 
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Generaldirektors Jacques Moreilion be­
teiligte Sich an lebhaften, Intensiven De­
batten mit über 1 00 Teilnehmern, die 
von der natIOnalen Gesellschaft eingela­
den worden waren, 30 davon aus den 
Streitkräften. 

Es ISt zu erwähnen, daß die Rotkreuz­
gesellschaft von China unter einer dyna­
mischen Führung Ihre AktIVItäten be­
trächtlich entWickelt und ihre Mitglieder­
zahl von 1 ,g Millionen Im Jahre 1985 auf 
nunmehr 3,8 Millionen gesteigert hat. 

Horst F. 

I KAK­
Präsident 
Sommaruga 
dankte EG 

Comello Somrnaruga besuchte kürzlich 
den HauptSItz der Europäischen Ge­
meinschaft (EG) In Brüssel. Es war der 
erste offlZrelle Besuch Dr. Sommarugas 
In seiner Eigenschaft als PräSident des 
Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz (lKRK) und sollte Zeichen des 
Danks für die entscheidende Unterstüt­
zung sein, die die EG den IKRK-Aktlo­
nen in der ganzen Welt zukommen läßt. 

Comelius Sommaruga, Präsident des Interna­
tionalen Komitees vom Roten Kreuz.. 

Die Barbelträge der Gemeinschaft 
schwankten Im Laufe der Jähre Je nach 
Bedarf, belrefen sich jedoch In den letz­
ten zehn Jahren insgesamt auf über 
100 Millionen Schweizer Franken. Zu­
sätzliche EG-Spenden stellten nahezu 
300 000 Tonnen Lebensmittel (ge­
schätzter Wert über 420 Millionen 
SchweIZer Franken) für HIlfsprogramme 
Im Ubanon, In Zentralamenka. Polen. 
Asien und Insbesondere Afnka berert. 

Jeder Mitgliedstaat der Gemeinschaft 
unterstützt das IKRK außerdem auch 
einzeln: Die Beiträge aller zwölf Natlorren 
zum letztjährigen Haushalt machten ins­
gesamt über 46 Millionen SchweIZer 
Franken aus. Horst F. Hamborg 



Arbeiter-Samariter-Bund O· '. , s • 
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ASB arbeitet in Arbeitsgruppe "Verbesserung der Leistungsfähigkeit des Katastrophenschutzes" mit 

Die Leistungsfähigkeit 
des Katastrophenschutzes überprüfen 

Erste Berichte liegen vor - Hilfsorganisationen erstellten gemeinsames Positionspapier 

Bund, Länder, Gemeinden und Hilfsor­
ganisationen haben sich nach dem Re­
aktorunfall in der Sowjetunion mit dar­
aus resultierenden Problemen der Kata­
strophenabwehr befaßt und sind zu der 
übereinstimmenden Auffassung gelangt, 
daß das Ereignis Anlaß zu einer umfas­
senden Überprüfung des Katastrophen­
schutzes· in der Bundesrepublik 
Deutschland gibt. 

Hierzu wurde eine Arbeitsgruppe "Ver­
besserung der Leistungsfähigkeit des 
Katastrophenschutzes" gebildet. In die­
ser Arbeitsgruppe arbeitet auch der 
ASB-Bundesverband mit. 

Bei der Sitzung dieser Arbeitsgruppe im 
Juni 1987 lagen bereits einige Berichte 
vor, die in einen abschließenden Ge­
samtbericht mit eingearbeitet werden. 
Einige Arbeiten stehen noch aus, so 
z. B. Auftrag an das Bundesland Saar­
land, eine Umfrage über die humanitä­
ren Hilfspotentiale zu starten. 

Aufgabe der Arbeitsgruppe ist es, die 
Leistungsfähigkeit des Katastrophen­
schutzes daraufhin zu überprüfen, in 
welcher Weise und .welchem Ausmaß 
die klassischen Aufgaben des Kata­
strophenschutzes sich durch die tech­
nologischen Entwicklungen verändert 
und erweitert haben und mit diesen 
Veränderungen und Erweiterungen im 
besonderen in den Bereichen der kom­
munalen Verwaltungen, der Feuerweh­
ren und der humanitären Hilfsorganisa­
tionen durch eine korrespondierende, -
qualitative und quantitative Verbesse­
rung des Katastrophenschutzpotentials 
Rechnung getragen werden muß. 

Die neuartigen technologischen Gefah­
ren gehen im wesentlichen von den ra-

dioaktiven und gefährlichen chemischen 
Stoffen aus und resultieren aus den 
Problemen bei deren Herstellung, lage­
rung und beim Transport. Im Hinblick 
auf radiologische und chemische Gefah­
renlagen und einen hierdurch drohen­
den Massenanfall von Verletzlen enthält 
das Katastrophenschutzpotential in den 
Ländern noch Mängel und Lücken, die 
beseitigt werden müssen. 

Die Untersuchung erfaßt auch die Orga­
nisation der verschiedenen staatlichen 
und kommunalen Behörden in den Krei­
sen und Gemeinden, die über Kenntnis­
se und technisches Hilfeleistungspoten­
tial verfügen und bisher nicht in ausrei­
chendem Umfang in der Planung des 
Katastrophenschutzes einbezogen wa­
ren. Hierzu gehört die UntersUChung 
des Informationstransfers auf allen Ebe­
nen der staatlichen und kommunalen 
Verwaltung. 

Zur Untersuchung des Teilgebietes über 
die Einheiten .und Einrichtungen im Ka­
tastrophenschutz in den Ländem hat 
das Innenministerium Baden-Würtlem­
berg ein Diskussionspapier bereits erar­
beitet. Die bisher erstellten Papiere der 
Arbeitsgruppe können beim Techni­
schen Referat des Bundesverbandes 
angefordert werden. Zu dem bisher er­
folgten Teilbericht der Arbeitsgruppe 
"Verbesserung der Leistungsfähigkeit 
des Katastrophenschutzes" haben die 
Hilfsorganisationen ein gemeinsames 
Positionspapier erstellt. Hieraus sind fol­
gende Punkte hervorzuheben: 

Grundlage für das weitere Vorgehen 
sind die Thesen der Hilfsorganisatio­
nen vom Juni 1986. 

Die Hilfsorganisationen fordem ge­
meinsam innerhalb der bestehenden 

Rechtsverhältnisse mehr konstrukti­
ve Partnerschaft im Rahmen des be­
stehenden Auftrages. 

Die Hilfsorganisationen werden die 
Ergebnisse ihrer Bestandsaufnah­
men zu gegebener Zeit vorlegen und 
daraus die notwendigen Analysen 
und SchlUßfolgerungen ziehen. Ein 
grundlegendes Ergebnis, zu dem die 
Bestandsaufnahmen beitragen, ist 
die aktualisierte Darstellung des Ein­
satzpotentials, damit übersehen wer­
den kann, welche Ressourcen ins­
gesamt in welcher Gliederung und 
Trägerschaft tatsächlich zur Verfü­
gung stehen. Dies könne nach Ab­
schluß der Bestandsaufnahme bei 
allen Hilfsorganisationen in einer ge­
meinsamen Tabelle aller Träger 
staatlich oder privat erfaßt und in 
noch festzulegenden Zeitabschnitten 
aktualisiert werden. 

Dabei kommt es nicht auf die einzel­
ne Sanitätstasche oder Wolldecke 
an, sondern nur darauf, welche Ein­
heiten und Einrichtungen und darü­
ber hinaus das gesamte verfügbare 
Einsatzpotential mit welchen perso' 
nellen und materiellem Bestand für 
welche Zwecke einsatzfähig sind 
oder nicht. 

Die Untersuchung eines sogenann­
ten Landeskatastrophenschutzdien­
stes kommt den Vorstellungen der 
Hilfsorganisationen unter der Bedin­
gung entgegen, als grundsätzlich 
von Gliederung, Ausstattung und 
personeller Grundlage her zueinan­
der passende und im gleichen Füh­
rungssystem einzubindende Einhei­
ten des Bundes wie der Länder er-
forderlich sind. W. M. 
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.. 100 Jahre ASB 
keine Sonde .... 
briefmarke 
wert? 

Als politisch gewollte Brüskierung emp­
findet der Arbeiter-Samariter-Bund 
(ASB) die abschlägige Antwort des Bun­
desminlstenums für das Post- und Fern­
meldewesen: Keine Sonderbriefmarke 
für den ASB, der 1988 auf hundertjähri­
ge aktive Sozialarbeit zurückblicken 
kann. 

Drei Jahre liegt der Antrag des ASB zu­
rück: Anläßlich der 100-Jahr-Feter in 
Berl,n im Jahre 1988 beantragte der 
ASB eine Sonderbriefmarke. Nach vie­
len Vertröstungen und etlichen "Man 
wisse noch nicht" kam Ende Januar 
1987 die Nachricht, daß der ASB leider 
nicht berücksichtigt werden könne. 

Es ist ja nicht so, daß der ASB kein 
Verständnis dafür aufbringt, daß bei 300 
verschiedenen Anträgen die Auswahl 
·nun mal nicht einfach ist. Worüber er 
Sich allerdings wundert, ist die Tatsa­
che, daß in den vergangenen 25 Jahren 
verschiedene soziale Einrichtungen bei 
der Verteilung berücksichtigt wurden, 
dem ASB eine solche Würdigung je­
doch nicht zukommen soll. Deshalb darf 
die Frage gestellt werden, ob die Ableh­
nung der ASB-Briefmarke Gedankenlo­
sigkeit oder sogar eine diskriminierende, 
polilisch gewollte, Brüskierung 1St. 

Zum Beispiel erhielten eine Sonderbrief­
marke: 
1961 50 Jahre pfadfinder-Bewegung 

in Deutschland 
1963 100 Jahre Internationales Rotes 

Kreuz 
1965 100 Jahre Seerettungsdienst 
1968 100 Jahre Gewerkschaften 
1969 Malteser Hilfsdienst 
1974 125 Jahre Diakonie 
1980 100 Jahre Deutscher Verein für 

öffentliche und private Fürsorge 
1982 100 Jahre CVJM (Christlicher 

Verein junger Männer) 
1986 100 Jahre Deutsche Skat -Kon-

gresse 

Für 1988 ist u. a. vorgeseheo: 125 Jah­
re Internationale Vereinigung des Roten 
Kreuzes und 150 Jahre Mainzer Karne­
val. Ein Jahrhundert Arbeiter-Sarnariter­
Bund darf sich also nicht in diese Uste 
einreihen! Dabei haben gerade die Ar­
beiter-Samariter eine äußerst wechsel-
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volle Geschichte hinter sich. Vor hundert 
Jahren begannen Arbeiter, eine Organi­
sation aufzubauen, die es bis dahin 
noch nicht gab. Unzureichende Schutz­
vorkehrungen In Fabriken und tagtägli­
che Arbeitsunfälle ließen Arbeiter zur 
Selbsthilfe greifen. Erste-Hllfe-Maßnah­
men wurden gelernt und weitergege­
ben. So entstand eine Organisation, die 
zunächst im Rettungswesen, im Laufe 
der letz1en hundert Jahre auch in ande­
ren sozialen Bereichen stark geworden 
ist. Ob Alten- oder Behindertenpflege, 
Katastrophenschutz oder Auslandshilfe: 
Der ASB hilft allen Menschen, die diese " 
Hilfe brauchen. 

Das Sanitäts- und Rettungswesen so­
wie soziale Dienste während der Kaiser­
zeit und der Weimarer Zeit aufzubauen, 
war unter damaligen Arbeltsbedingun­
gen wahrlich kein Leichtes. 

Erhebliche Nachteile mußten in Kauf ge­
nommen werden, wenn man nicht in 
monarchistisch und mllitänsch einge­
stellten Organisallonen Mitglied wurde, 
sondern bei emer Organisation wie dern 
ASB, dem "mllitänsches und .natlonales 
Klimbim", wie man damals sagte, 
gleichgültig war. 

Arbelter-Samanter waren Verfolgungen 
ausgesetz1, Viele mußten bei Hilfeeinsät­
zen ihre Leben lassen, das Vermögen 
wurde beschlagnahmt. Und all das soll 
nicht einmal mit einer Sonderbriefmarke 
gewürdigt werden? Eine Bundesinslitu­
tion, die hundert Jahre aktive Hilfe für 
Hilfsbedürftige geleistet hat, hätte wahr­
lich diese Anerkennung verdient. 

Die 600 000 Mitglieder des ASB Sind 
über die Entscheidung der Deutschen 
Bundespost außerordentlich verärgert. 

ASB arbeitet mit portugiesischer 
Ausbildungsorganisation zusammen 

Der ASB-Bundesverband hat neben sei­
nen zahlreichen Auslandskontakten seit 
einigen Monaten eine Zusammenarbeit 
mit der portugiesischen Ausbilderorgani­
sation APIS begonnen. Die APIS ist ein 
landesweiter Zusarnmenschluß der Er­
ste-Hllfe-Ausbllder In Portugal. Dte Mit­
glieder sind zum größten Teil gleichzeitig 
Mitglieder in einer der portugiesischen 
Hilfsorganlsallonen oder Angehörige der 
Freiwilligen Feuerwehr. Diese Organisa­
tion wird von keiner Seite finanziell un­
terstützt, sie finanZiert sich durch die 
sehr geringen Mitgliederbeiträge, durch 
Spenden und durch zu entrichtende 
Kursusgebühren der Teilnehmer. Die fi­
nanzielle Situation ist daher sehr prekär. 

Die Erste-Hilfe-Ausbildung in Portugal ist 
in Dauer und Inhalt ,n etwa vergleichbar 
mit der Ausbildung In der Bundesrepu­
blik Deutschland. Erhebliche Unterschie­
de und daraus resultierende Probleme 
bestehen jedoch in folgenden Punkten: 

- Es gibt keine getrennte bzw. gestuf-
te Ausbildung für Ersthelfer und Sa­
nitätspersonal. 

- Jeder Portugiese darf mit einer Er­
ste-Hilfe-Ausbildung im Kranken­
transport mitarbeiten. Daraus ergibt 
sich eine unzureichende Ausbildung 
des freiwilligen Sanitätspersonals 
und eine Überforderung der Sariitä­
ter bei der Versorgung vOn Verletz­
ten oder Erkrankten. 

- Jeder Laie mit einer Erste-Hilfe-Aus­
bildung kann ohne zusätzliche Quali­
fikation (wie z. B. durch eine Ausbil­
derschulung) Ausbilder werden. Es 
existiert lediglich ein Lehrbuch, das 
von der APIS herausgegeben wurde. 

Es gibt darüber hinaus kein einheitliches 
Ausbildungsmaterial. Jeder Ausbilder ist 
für die Beschaffung selbst verantwort -
lich. Zur Vermittlung des anatomisch­
physIologischen Grundwissens existie­
ren weder Folien (da keine Projektoren 
vorhanden sind) noch Wandkarten, die 
sich für die Ausbildung am besten eig­
nen würden. 

Auf der letzten Ausbildertagung der 
APIS hatte eine Ausbilderin des ASB­
Bundesverbandes Gelegenheit, die 
Lehrwerke und AusbIldungsmaterialien 
des Arbeiter-Samariter-Bundes vorzu­
stellen. Die künftige Zusammenarbeit 
soll in folgenden Aspekten intensiviert 
werden: 

- Kontinuierlicher Informationsaus­
tausch soll stattfinden. 

- Die APIS Wird Vertreter zu Ausbilder­
lehrgängen der ASB-Bundesschule 
entsenden, die somit wichllge Anre­
gungen für die eigene Ausbildung 
erhalten. 

- Da es in Portugal vor allem an Aus­
bildungsmaterial fehlt, hat der ASB­
Bundesverband seine Ortsverbände 
gebeten, ausgemusterte Lehrmate-
rialien zur Verfügung zu stellen. kö 



Johanniter-Unfall-Hilfe 

Mit dem 
MotorTad 
zum 
Einsatzort 

Schwarmstedt, Freitagnachmittag, 
16 Uhr. Für die meisten Menschen ist 
der Feierabend nicht mehr weit, viele 
genießen schon das Wochenende oder 
- besser noch - haben Urlaub. Zu 
Hause, im Schwimmbad oder auf gro­
~r Fahrt Richtung Norden oder Süden 
auf der Autobahn. Für die Besatzung 
von .,Akkon Haland 3-50" hat der Dienst 
vor einer Stunde erst begonnen: 
Dr. Manfred Ludwig und Rettungssani­
täter Thomas Brockhausen, das Team 
des Johannlter-Einsatzmotorrades. 

Im ersten Stock eines Gebäudes in 
Schwarmstedt. 30 Kilometer vor den 
Toren Hannovers, befindet sich über ei­
ner Diskothek mit dem klangvollen Na­
men "Dclce Vita" ganz in der Nähe der 
Nord-Süd-Autobahn A 7 (Hamburg­
Hannover) die JUH-Rettungswache, die 
an Wochenenden Stützpunkt für die 
Retter mit dem Motorrad ist. 

An "Dolce Vita", süßes Leben, Diskohits 
oder auch nur flotte Musik aus dem 
T ransistorradio kann die Motorradbesat­
zung an diesem Wochenendauftakt 
kaum denken. Schon zwölf Minuten 
nachdem sie sich über Funk und Tele­
fon bei Polizei9lnsatzzentrale und Ret­
tungsleitstelle angemeldet hatten, kam 
Alarm. "Akkon Haland 3-50, fahren Sie 
nach MeIlendorf, Landesstraße 190, an 
der Abzweigung nach Celle, Verkehrs­
unfall", lautete der Auftrag. 

Der erste Einsatz dauerte nicht lange. 
An der angegebenen UnfallsteIle waren 
zwei Personenwagen zusammengesto· 
ßen: Vorfahrt nicht beachtet. Einer der 
Fahrer hatte eine stark blutende Kopf­
platzwunde erlitten. Als Dr. Manfred 
Ludwig und Thomas Brockhausen mit 
eingeschalteten blauen Spnngleuchten 
und Sirenengeheul auf ihrer schweren 

BMW eintrafen, hatten Passanten die 
Wunde bereits notdürftig abgedeckt. 
Dr. Ludwig begutachtete die Verletzung 
kurz, untersuchte den Kreislauf des Pa­
tienten und fragte nach möglicher kur­
zer Bewußtlosigkeit oder Übelkeit -
kein Hinweis auf eine Gehimerschütte­
rung oder Schlimmeres. Wenige Minu­
ten später übergaben Arzt und Ret­
tungssanitäter den Verletzten in die Ob­
hut der Rettungswagenbesatzung, die 
ebenfalls zum Unfallort gerufen worden 
war . .,Akkon Haland 3-50 wieder ein­
satzbereit", meldete Dr. Ludwig, der 
Fahrer des Notarzt-Einsa,tzmotorrades, 
kurz darauf der Rettungsleitstelle über 
Funk. 
Knapp zehn Minuten später erreichen 
die Männer in ihren orange-signalfarbe­
nen. Overalls wieder den Stützpunkt in 
Schwarmstedt. "Eine gemütliche Tasse 
Kaffee wäre jetzt genau richtig", befin­
den die belden. Aber daraus wird 
nichts, zumindest nicht sofort. Bevor die 
Kaffeemaschine richtig anläuft, schrillt 
das Telefon . ..Autobahnpolizei Fallingbo­
stel. Auf der A 7, kurz vor der Raststätte 
Allertal in Fahrtrichtung Hannover, ein 
Auffahrunfall." Es wird eine Fahrt mit 
Hlndemlssen. Sie macht aber den Wert 
eines Motorrades im dichten Autobahn­
verkehr drastisch deutlich. "Stellen Sie 
sich mal vor, wir müßten hier mit unse­
rem Pkw mit Blaulicht durch", meint 
De. Ludwig zu Rettungssanitäter Brock­
hausen, als er die schwere Maschine 

. die letzten 900 Meter vor der Unfallsteile 
vorsichtig durch den Stau manövriert. 
Aber diese Erfahrung haben auch die 
anderen Motorrad-Teams der JUH 
schon mehrmals gemacht. Besonders 
der Abschnitt der Autobahn Hannover­
Hamburg, der im Einsatzgebiet der JUH 
liegt, ist für seine Unfallhäufigk9lt und 
die Staus berüchtigt. 

Vor der Raststätte haben Sich drei Wa­
gen ineinandergeschoben. Im dichten 
Kolonnenverkehr hatte der Fahrer des 
ersten Autos plötzlich abbremsen müs­
sen, die beiden nachfolgenden Pkw wa­
ren zu dicht aufgefahren. Eine junge 
Frau erlitt bei dem Aufprall ein soge­
nanntes Schleudertrauma, fühlte sich 
kurze Zeit benommen. Dr. Ludwig prüft, 
ob ein Wirbel verletzt sein könnte, dann 
helfen der Arzt und "sein" Rettungssani­
täter dabei, die Frau in den eintreffen­
den Rettungswagen zu bringen. 

Autobahneinsatz 

Noch zwei weitere Einsätze muß ,Akkon 
Haland 3-50" an diesem Samstag erle­
digen und liegt damit in etwa im Durch­
schnitt von Vergleichstagen. Um 20 Uhr 
ist für das Team zunächst einmal Fei­
erabend - aber schon 13 Stunden 
später sind die beiden Männer wieder 
einsatzbereit, für weitere elf Stunden. 
"Ganz schön stressig", meinen gele­
gentlich Kollegen von Dr. Ludwig, der 
hauptberuflich als Oberarzt für Anästhe­
sie im Allgemeinen Krankenhaus Celle 
arbeitet. Aber der 45jährige, der seit 
langem in der JUH aktiv mitwirkt, winkt 
jedesmal ab . .In der Woche habe ich 
welt mehr Streß. Und hier, an den Wo­
chenenden, kann ich das Angenehme 
sozusagen mit dem Nützlichen verbin­
den - die Freude am Motorracllahren 
und das Interesse an der NotfallmedI­
zin." 

Dr. Ludwig war es auch, der die Idee 
mit dem Motorrad in die JUH gebracht 
hat. Auf einem Ärztekongreß lemte er 
die "Erfindung" kennen und war spon­
tan begeistert. Die Vorteile, so Ludwig, 
liegen auf der Hand: Einmal ist das Mo-
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Mit modemen Hilfs~ 
mitteln für den Notfall 
ist da. Motorrad der 
JUH ausgetÜ. teL 

torrad eben wendiger und schneller, wie 
das BeiSPiel vom Einsatz im Stau zeigt 
- und außerdem liegen dl9 Kosten für 
ein Motorrad, seibst wenn es, ähnlich 
Wie ein Rettungswagen, mit modemsten 
HInsmitteln für den Notfall ausgerüstet 
ist, ertleblich niednger als für ein Auto, 
Schnelligkeit und Wendigkeit Sind auch 
für den Organtransport sehr Wichtig. 
HI9I" leistet das Motorrad ebenfalls her­
vorragende Dienste. 

Qualifizierte Hilfe 

.Das Wichtigste ist und bleibt die 
schnelle und qualifizl9rte Erstversorgung 
am Unfall- oder Notfallort" , betont 
Dr. Ludwlg . • Und da haben Wir mit un­
serem Motorrad ausschll9ßlich positIVe 
Erfahrungen gemacht." Nur eine Ein­
schränkung gibt es: 018 .Retter auf ZWei 

Infektionen 
- Gefahren 
für die 
Rettungs­
praxis? 
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Rädern" fahren nur bei Tageslicht. Denn 
bei Dunkelheit lauem, gerade wenn 
schnell gefahren werden muß, zusätzli­
che Gefahren. "Nachts kommen auch 
die Kollegen Im Pkw meist ganz gut 
durch", benchten sie. Und auch außer­
halb der Urlaubszeit ISt dl9 Situation auf 
den Straßen meist nicht so angespannt. 
Ab Pfingsten jOCIoch Wird es Imrrl9r en­
ger - Zelt für den Einsatz des Motorra­
des. Jedes Wochenende hat ein Arzt­
Sanitäter-Team Dienst. Dr. Ludwig 
wechselt Sich mit fünf weiteren Kollegen 
ab. 

Was sagt die Familie? "Die ist bei mir 
Wochenenddienst gewohnt. Das ist bei 
Ärzten normal", benchtet Dr. Ludwig ge­
lassen. Und wie ist das mit dem Ur­
laub? .Ich fahre nach Spanien", verkün­
det der MedIZiner und ergänzt: .MIt 
dem Motorrad natürlich .. ." 

Stroolnger/Duveneck 

Ein junger Mann bricht In der Wohnung 
seiner Eltem zusammen, krümmt Sich 
vor Schmerzen, bekommt keine Luft 
mehr. Die Eltem rufen den Rettungs­
dienst. Der Rettung~wagen kommt, 
fährt aber ohne den um sein Leben 
nngenden Mann wieder ab. Die beiden 
Sanitäter hatten Sich geweigert, den an 
AIDS Erkrankten zu transportieren. Sze­
ne aus einem sehr realistischen ameri­
kanischen Spielfilm über dl9 Erfahrun­
gen eines AIDS· Patienten mit seiner 
Umwelt. 

Aber auch bei uns macht sich eine un­
begründete AIDS-Hystene breit, die die 
Realität außen vor läßt. 

AIDS Wird durch die Infektion mit dem 
HIV-Virus übertragen. Nach dem heuti­
gen Stand der Forschung erfolgt eine 
Übertragung des Virus durch Blut, Kon­
takt mit vlrushaltlgem Blut und sexuellen 
Verkehr. 

Das Im Rettungsdienst tätige Personal 
wird natürlich Viel öfter mit Situationen 
konfrontiert, In denen Menschen bluten, 

als der "Normalbürger". Dennochist die 
Wahrscheinlichkeit, auf einen AIDS-Pa­
tienten bzw. HIV-lnflZierten Menschen 
zu treffen, äußerst genng. DIeS vor Au­
gen, muß dennoch j9de Eventualität be­
rücksIChtigt werden. 

Führen sie einen normalen Kranken­
transport durch, d. h. sie stützen und 
lagem den Patienten, so besteht für SI9 
kein zusätzliChes RISiko. 

Bei Notfalleinsätzen kann es zu direkten 
-Kontakten mit Blut kommerl. Deshalb 
sollten aus Gründen der Infektionsgefahr 
Einmalhandschuhe getragen werden. 
Das glEjiche gilt bei eigenen, auch noch 
so kleinen Verletzungen. 

Grundsätzlich Wird ,m Rettungsdienst 
die Beatmung nur mit den entsprechen­
den Beatmungshllfen vorgenomrrl9n. 
Die bestehenden Hygienevorschriften 
sind auch fur die AIDS-Vorsorge völlig 
ausreIChend. Natürlich Imrrl9r vorausge­
setzt, däß sie auch eingehalten werden. 
Besondere Deslnfektlonsmaßnahrrl9n 
slfld also Im Rettungsdienst nicht nötig. 
Alle handelsüblichen DeslnfektlOflsmlttei 
vemlchten das AIDS-Virus. Bisher sind 
keine Fälle gerrl9ldet worden, in denen 
Sich Ersthelfer oder Rettungssanitäter 
bei Hllfsmaßnahrrl9n InfiZiert hätten. 
Trotzdem sollten die folgenden, auch im 
neuen Merkblatt 5 der JUH .AIDS" be­
schrieben19n Sicherheits maßnahmen 
eingehalten werden, um Infektion19n zu 
vermeiden. 

Vorbeugungsmaßnahmen 

1. Versorgung blutender Wunden! 
Verletzungen 

Grundsätzlich ist der Kontakt mit Blut 
zu vermeiden. 

- Eigene (Bagatell-)Verletzungen Sind 
durch Einmalhandschuhe ZU schützen. 

- Bei der Versorgung stark blutender 
WundenlVerletzungen sind Einmalhand­
schuhe zu tragen. 

- Zum Schutz vor Eigenverletzungen 
bei Retten unter erschwerten Bedingun­
gen Sind Schutzhandschuhe zu tragen. 

2. Beatmung 

Grundsätzlich ISt davon auszugehen, 
daß Im Rettungsdienst vorwl9gend 
Maskenbeatmung angewendet Wird. 

- Bel AtemslIlIstand ohne gleichzeitige 
blutende GesIchtsverletzung besteht 
keine Gefährdung. 

- Bel Atemstillstand mit gleichzeitiger 
blutender GeSIchtsverletzung ISt der 
Kontakt mit Blut zu vermelden. Sollte 
die Mund-zu-NaselMund-zu-Mund-Be-



AIDS: Angriff auf die Polizei des Körpers 
Stark vereinfachtes Schema emer IJosartig verlaufenden Infektion 

@ Virus paßI wie ein Schlussei 
zu den Rezeptoren bestimmter 
Abwehrzellen (weiße BlutkorperrJlen) 

@ kann deshalb 
10 Abwehnelle elndnngen 

1f\Q~~!. __ 
~ ~ " -d~Gene-fre 

ri ~~.;7 
o .und ZWIngenAbwehrze!Ie @ Virus-Genefugen 

zur ProookllOn neuer AIDS-Viren. sICh ,n den Zellkern ein 
daoachstrill die Abwetvzelle 

atmung erforderlich sein, so sollte ein 
Hilfsmittel (kleiner Mundtubus/Maske) 
angewendet werden. 

aber gerade Eleschäftigte Im Gesund­
heits- und Rettungswesen betrifft: die 
Erkrankung an Hepatitis-S. Obwohl 

3. Intubation 

hier in der Bundesrepubhk Irn Vergleich 
zum Fernen Osten die Hepatills-B relatiV 
selten auftritt - ,n Nord-West Europa 
Sind Vier biS sechs Prozent der Elevölke­
nung mit dem Vinus InfiZiert -, stellt sie 
doch die bedeutendste EIerufskrankheit 
aller medizinischen Elenufe dar. Die In­
fektlonsrate beträgt immerhin 15 biS 
26 Prozent. Hepalitls B ISt eine Infek­
tionskrankhe�t' die ebenfalls hauptsäch 
lich durch Blut ilbertragen Wird. Immer­
hin zehn Prozent der Erkrankungen 
werden chronisch. Die Folge können 
schwere Leberschäden, Leberzirrhose 
und Leberkrebs sein. Daher ist die vor­
beugende Impfung all jener, die Sich be 
nufsbedlngt Infizieren können, dnngend 
notwendig. Im Rettungseinsatz ISt man 
ständig In Gefahr, bei der Elergung oder 
Elehandlung von Verletzten mit deren 
Blut in Elerühnung zu kommen. Handelt 
es sich um Hepatitis B-Vinusträger, so 
besteht die Möglichkeit der Infektion. 
Dieses Risiko kann nur durch eine Irnp­
fung venmieden werden. 

Nähere Informationen enthält der Ver 
waltungsleltfaden Nr 17 ,Gesundheitli-
che Vorsorge" msk 

Mit dem Intubationsbesteck sind dem 
Arzt gnundsätzllCh Einmalhandschuhe 
zur Verfügung zu stellen. 

4. Umgang mit Erbrochenem, Stuhl 
und Urin 

Johanniter gingen 
in die Luft 

Eine direkte Gefährdung ist nach dem 
gegenwärtigen Kenntnisstand nicht ge­
geben. 

5. Transport eines AIDS-Kranken 

Elesondere Maßnahmen sind bei strikter 
Eleachtung der Punkte 1 bis 4 nicht er­
forderlich. 

6. Desinfektion 

Nach dem gegenwärtigen Kenntnis 
stand besteht die beste Vorsorgemaß­
nahme in der strikten EInhaltung der 
Hygienevorschriften. Dies gilt nicht nur 
für den Rettungsdienst, sondern auch 
für die Ausbildung, wo die einschlägigen 
Vorschriften zur Reinigung/Desinfektion 
des Eleatmungsphantoms unbedingt zu 
beachten sind. Elesondere Desinfek-
1I0nsmaßnahmen sind nicht erforderlich. 

Gnundsätzllch kann also festgestellt wer· 
den, daß sauberes Arbeiten und die In­
fektionsübertragung verhindernde Maß­
nahmen völlig ausreichend sind. 

Die AIDS-Diskussion hat ein Problem 
völhg In den Hlntergnund gedrängt, das 

Idarwald-Kaserne, Rhaunen im Huns­
rück, eine wunderbare Landschaft, aber 
,am Ende der Welt": 9.42 Uhr, donnern­
des Getöse, In niedriger Höhe legen 
sich zwei Transporthubschrauber der 

Bundeswehr In die Kurve. Das ausge 
legte Landekreuz Wird schnell eingezo· 
gen. Unter einem Schwall aufgewirbel­
ten Blütenstaubs landen die belden 
Hubschrauber. Am Heck öffnen sich 

Bereit für den Katastrophenfall: ein Operationssaal im Reservelazarett. 
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Klappen. Heraus steigen die Teilnehmer 
der dMlSjähngen Landesärztetagung der 
Johannlter. Noch etwas benommen von 
dem halbstündlQe(l Flug ab Mannhelm­
Seckenhelm, ist nun ein Frühstück ,n 
der Kantine sehr willkommen. 

Die Idarwald-Kaseme Ist eines der .Re· 
serve-Lazarette" der Bundeswehr. Auf 
der Tagesordnung der 11 Landesärzte· 
tagung der Johannlter stand unter an­
derem ein Erfahrungsaustausch mit 
dem Gastgeber. Temtonal-Kommando· 
arzt Dr. Tegtmeyer, Oberleutnant Städle 
und Oberleutnant Kirchhof! bezogen 
deutlich PqsltlOn' Eine Zusammenarbeit 
zwischen der Bundeswehr und den ZIVI­
len Rettungsdiensten Ist erwünscht, und 
bei einer ziVIlen Katastrophe verspräche 
eine Intemallonale ZusammenalbeIl aller 

zMlen und mllltänschen Rettungsdl8nste 
eine optimale Katastrophenbewältigung. 

Hauptthema der Ärztetagung und 
Schwesternhelferinnen-Fortblldung war 
der Einsatz von Ketamln In der Notfall­
Rettung, ein Fachvortrag von Dr. Gor­
ga5.5, Solingen. Anhand einiger prakti­
scher Einsätze zeigte Dr. Gorgass dl8 
Vorteile von Ketamln als Narkose· oder 
Schmerzmittel gegenüber anderen an­
gewandten Narkotika auf 

Als Beobachter einiger ZIViler Katastro­
phenfälle sparte Dr Gorgass nicht mit 
Kntlk. Elel einem Massenanfall von Ver­
letzten sei es den Rettungsdiensten oft 
darauf angekommen, die vielen Verletz­
ten möglichst schnell Ins nächste Kran­
kenhaus zu bnngen. Dadurch SeI die 
Katastrophe vom Katastropheoort ein-

fach Ins Krankenhaus verlegt worden. 
Gorgass weiter: Es gebe eine riesige 
Menge Narkose- und Schmerzmittel, die 
In solchen Fällen )8 nach Vorzug des je­
weiligen Arztes vor Ort gespntzt wer­
den. So komme es zu schwer eln­
schätzbaren Situationen für die weiter­
behandelnden Ärzte. Ein bekanntes und 
wegen SeIner genngen NebenWirkungen 
gut einsetzbares Schmerzmittel wie Ke­
tamln SeI unbedingt anderen vorzUZI8-
hen. 

Für die Leitung und Durchführung die­
ser Arztetagung war auch diesmal wie­
der Landesarzt Dr. Hans-Wemer 
Schwenker verantwortlich. 

Werner Möhring 

Schwesterorganisation der JUH in Italien 
feiert zehnjähriges Bestehen 

Zehn)ähnges Elestehen feiert In diesem 
Jahr die Soccorso dell'Ordine dl San 
GlOvannl Italien (Sool1), die 1977 ge-
9ründet wurde. Ihre Satzung enthält 
dieselben Aufträge, die auch der Arbeit 
der JUH In der BundesrepublIk 
Deutschland seit 1952 zugrunde liegen. 
Gemeinsam kann man auf eine Sl)hr 
gute Zusammenarbeit zurückblicken. 
SoolT Ist InzwiSChen In italien aner­
kannt und hat beachtliche Leistungen 
erbracht. 

Ivn Abend des 6. Mai 1976 wurde die 
Region Friaul In italien von einem 
schweren Erdbeben heimgesucht. EIe­
reits kurz nach der Katastrophe schick­
te die JUH ein Team In das Italienische 
Erdbebengebl8t und half unermüdlich 
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bei den Aufräumungsarbeiten und dem 
WlElderaufbau. Während des Aufenthal­
tes ,n Itall8n entwICkelte sich zwischen 
der evangelischen Gemeinde T riest und 
der JUH eine enge und gute Zusam­
menarbeit. Hierbei wurde der Gedanke 
geboren, auch in Italien eine Schwester­
organlsallon aufzubauen. Nach Vielen 
organlsatonschen Vorleistungen war es 
dann am 12.6. 1977 soweit. Das 
Gründungsprotokoll der Soccorso 
dell'Ordine dl San GlOvannl Italien 
(Sool1) konnte unterzeichnet werden. 
Ihr Präsident wurde OIto Eletz -Güttner. 
Als Sitz wählt man wegen der günstigen 
geographischen Lage T nest. 

Zu den ersten Aufgaben der SoolT ge­
hörte der Fahrdienst für behinderte 

Wilhelm Grat Y. 
Schwen" überbringt 
die Glückwünsche der 
bundesdeutschen Jo­
hanniter (rechts Präsi­
dent 000 Betz-Gült­
ner und Vizeprä5ident 
Riccardo Sovrano). 

Menschen. Es wurden Viele AktMtaten 
unternommen, die SoolT bekanntzu­
machen. Die Or9anisallon wuChs zwar 
langsam, arbeitete aber sehr gut mit 
den örtlichen Untemehmen zusammen 
und konnte so Ihre Aufgabengebiete er­
weitem. 

1 981 kam Rlccardo Sovrano zur 
SooIT, der auf Grund seiner Erfahrun­
gen und organlsatonschen Kompetenz 
schon bald VIZepräsIdent wurde. Otto 
Eletz-Güttner und Rlccardo Sovrano ga­
ben der SoolT die nötigen Impulse, Ihre 
Arbeit zu IntensiVIeren und auszubauen, 
immer unterstützt von der Schwesteror­
ganlsallon In der BundesrepublIk 
Deutschland. Für Viele Johannlter ,n Ita­
lien Ist 1983 das Schlüsseljahr. Mit einer 
geräumigeren Unterkunft und mit Vielen 
neuen Helfem machte man einen gro­
ßen qualitatIVen Sprung. Erste Hilfe und 
Herz-Lungen-Wiederbelebungskurse ka­
men als neue Aufgaben hinzu. Der 
Kranken- und Sanitätsdienst wurde aus­
gebaut und die überregionalen AktiVItä­
ten IntensMert. was 1986 zu einem 
zweiten Standort In Este-Montagnana In 
der Region Padua führte. 

Zehn Jahre Sind für eine Hllfsorganlsa­
lIon noch eine recht kurze Zeitspanne. 
Die SoolT kann aber mit dem bisher 
Geleisteten zufneden sein. In der Zu­
kunft gilt es, die SoolT landeswelt aus­
zubauen, um In ganz Italien den Kran­
ken, Schwachen und Bedürftigen HI~e 
Ietsten zu können. msk 



Malteser-Hilfsdienst 

28. Bundesversammlung des MHD in Memmingen 

"Entwurf eines Rethlngsassistenten­
Gesetzes ist ein gangbarer Weg" 
Bayems Innenminister lang plädierte für ein gesetzliches Berufsbild für das Im Rettungsdienst eingesetzte Personal 

_Die Schaffung eines gesetzlichen Be­
rufsbildes für das Im Rettungsdienst ein­
gesetzte Personal Ist aus fachlichen und 
rechtlichen, aber auch gesundheits- und 
sozialpolitischen Gründen zwingend er­
forderlich. Eine gesetzliche Regelung 
darf aber nicht zur generellen ,Verlhaupt­
amtlichung' des Rettungsdienstes füh­
ren. Vielmehr muß Rettungsdienst wei­
terhin eine Aufgabe von haupt-und 
ehrenamtlichen Helfem bl",ben. Der 
vom Bundesgesundheltsmlnistenum ,m 
März dieses Jahres vorgelegte Entwurf 
eines RettungsassIstentengesetzes ist 
ein gangbarer Weg, um beiden Anliegen 
gerecht zu werden", erklärte Bayerns In­
nenminister August R. lang bei der Er­
öffnung der Bundesversammlung des 
Mal\eser-Hllfsdienstes In Memmingen 

Bayem habe den höchsten Anteil an 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern 
,m Rettungsdienst. Im letzten Jahr hät­
ten sie allein in der "landrettung" über 
3,1 Mio Einsatzstunden gel",stet. Die 
Mitarbeit der ehrenamtlichen Heifennnen 
und Helfer ,m Rettungsdienst sei unver­
zichtbar, meinte lang weiter. 

"Organisation und Ausstattung des Ret­
tungsdienstes wurden immer wetter ver­
bessert. Anderers",ts hat die Ausbildung 
des Im Rettungsdienst tätigen haupt­
amtlichen Personals damit nicht Schntt 
halten können. Zwischen dem medizi­
nisch-technischen Fortschritt und der 
fachlichen Ausbildung tat sich eine im­

mer größere Kluft auf. Auch die Ausbil­
dung auf der Grundlage des sogenann­
ten 520-Stunden-Programmes stellt kei­
nen einheitlichen Leistungsstandard SI­
cher. Da bei Vielen Einsätzen der Ret­
tungssanltäter den Notfallpatienten allein 
versorgen muß, gilt es, auf der ",nen 
Seite eine verbesserte und g~tzllch 
abgesicherte Ausbildung Insbesondere 
für das hauptamtliche Rettungsdlenst-

personal zu schaffen. Auf der anderen 
Selte muß dafür Sorge getragen wer­
den, daß dem Ehrenamt Im Rettungs­
dienst auch künftig sein Platz als gleich­
berechtigter Partner erhalten bl",bt", so 
der Innen minister. 

Der Entwurf eines Rettungsassistenlen­
gesetzes, der auf Bundesebene die 
grundsätzliche Zustimmung aller HIlfsor­
ganisationen getunden habe, regele die 
zweijähnge Ausbildung zum Rettungs­
assIstenten und den Schutz dieser Be­
rufsbezeichnung. Eine großzügige Uber­
gangsregelung emnögllche es vielen eh­
ren- und hauptamtlichen RettungssanI­
tätern, in den Genuß der Anerkennung 
als Rettungsassistent zu kommen, be­
tonte L<mg. 

"Entscheidend ist aber, daß neben dem 
Rettungsassistenten wie bisher ehren-

Bayerns Innenminister 
lang spricht vor den 
Delegierten der 
28. MHD-Bundes­
versammlung. 

amtliche Helfer mit einer 520-Stundl9n­
Ausbildung als ,Rettungssanlläter' im 
RettungSdienst einsetzbar bleiben. Es 
soll den Ländem vorbehalten bleiben, 
zu regeln, welche Personen mit welcher 
QualifikatIOn Im Rettungsdienst einsetz­
bar sein werden. Die Länder beabsichti­
gen, lediglich die Besetzung der in der 
Notfallrettung eingesetzten Rettungs­
und Notarztwagen mit je einem Ret­
tungsassistenten vorzuschreiben. Dane­
ben können auf diesen Fahrzeugen wei­
terhin auch nach dem 520-Stunden­
Programm ausgebildete Rettungssanitä­
ter Dienst tun. Für den nomnalen Kran­
kentransport bleiben Rettungssanitäter 
ohnehin unbeschränkt einsetzbar. " 

Nach langs Auffassung bleibt mit die­
ser Regelung für die Mitwirkung ehren­
amtlicher Helfer im RettungSdienst auch 
in Zukunft ein weiter Raum bestehen. 
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"Der Malteser-Hilfsdienst hat vom Frei­
staat Bayern seit 1981 mehr als 
400 ()()() DM für die Aufstellung von 
acht "Bayenschen Sanitätszügen" erhal­
ten. Bel den In Bayern Insgesamt 
54 Sanitätszügen handelt es sich um 
landeselnhelthch ausgestattete SanItäts­
einheiten, die bei einem Massenanfall 
von Verletzten, der von den Einrichtun­
gen des Rettungsdienstes nicht mehr 
allelne bewältigt werden kann, unter­
stützend Slngrelfen sollen. Die Aufstel­
lung dieser Sanitätszüge hat der FrSl­
staat Bayern seit 1981 mit Insgesamt 
ca. 3,2 M,o DM gefördert." 

Lang stellte weiter fest, daß sich der 
Katastrophenschutz In der Bundesrepu­
bhk Deutschland Im Vergleich mit dem 
Ausland keineswegs zu verstecken 
brauche. "Viele der bEll uns geschaffe­
nen Einnchtungen und OrganisatlOnsfor· 
men waren und Sind richtungsweisend 
für ähnliche Vorhaben In unseren Nach-

bar1ändem, aber auch ,m außereuropäi­
schen Ausland. Gleichwohl Sind auch 
bEll uns Verbesserungen notwendig. So 
befaßt sich seit Ende letzten Jahres als 
Folge des ReaktorunfallS In Tschernobyl 
Im Auttrag der Innenminlsterkonferenz 
eine BundlLänder-Arbeltsgruppe unter 
Eleteiligung der HllfsorganisatKlnen, der 
kommunalen Spitzenverbände SOWie 
des Deutschen Feuerwehrverbandes in­
tenSIV mit der ,Verbesserung der LSI­
stungsfähigkSlt des Katastrophenschut­
zes'." Lang bat um VerständniS dafür, 
daß weitreichende Änderungen naturge­
mäß nicht von heute auf morgen be­
schlossen und umgesetzt werden kön­
nen. 

Allen aktrven Heifennnen und Helfern Im 
Malteser-Hilfsdienst, aber auch ,n den 
übngen HilfsorganisatIOnen und Wohl­
fahrtsverbänden, sprach Lang den Dank 
und die Anerkennung der Bayerischen 
Staatsregierung aus. 

MHD fordert Verbesserung 
der Katasb ophenschutz­
Vorsorge 

Anläßhch der 28. Bundesversammlung 
des MHD vom 19. biS 20. September 
1987 In Memmlngen faßten die Dele­
gl8rten eine ResolutlOl1 zur Mitwirkung 
Im Katastrophenschutz folgenden Wort 
lauts: 

Die Katastrophenschutz(KatS)-Einhelten 
der HilfsorganlsatlOl1en bilden das Rück­
grat des Katastrophenschutzes In der 
Bundesrepubhk Deutschland. Sie haben 
Ihren EInsatzwillen In zahlrSlchen Kata­
strophenfällen beWI85en. Die Mltwir­
kungsbSldlngungen drotnen jedOCh zu ei· 
ner untragbaren Elelastung zu werden, 
und zwar Insbesondere aus folgenden 
Gründen: 
- Die KatS-Einheiten Sind zu einem 

großen T Sli nicht einsatzfähig . Vieler­
orts fehlt es schon an der Mlndest­
ausstattung. Die vorhandene Aus­
stattung ist Vielfach überaltert. 
Die Möghchkelten zur Ausbildung 
der Führungskrätte Sind Insgesamt 
unzureichend. 
Viele Helfer Sind aufgrund der man­
gelhatten Ausstattung der KatS-Ein­
heilen und weiterer Erschwernisse 
lustlos geworden, sie engagieren 
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sich mehr und mehr in anderen Akti­
Vitäten der HilfsorganisatIOnen. 
Seil Jahren werden dl8 Belange des 
KatastrophenSChutzes von den Re-

Auch MHO-Präsident 
Dieter Graf Lands­
berg-Vela" plädiert 
für eine Verbesserung 
des KatastrOphen­
schutzes. 

gierungElln, Behörden und Parteien 
vielfach unzureichend unterstützt. 
Der Katastrophenschutz ist kSin 
werbewirksames Thema. Nicht zu­
letzt deshalb steht die öffenthche 
MSinung nicht auf seiten des Kata­
strophenSChutzes. Mangelnde Infor­
mlertheit und Passivität kennzeich­
nen die Situation in der Elevölkerung. 
Es fehlt an den erforderlichen finan­
ziellen Mitteln. VI8Ie gute Ansätze in 
den zurückll8Qenden Jahren zur Ver­
bSlsserung des Katastrophenschut­
zes SCheiterten, weil letztlich das Vo­
tum derer den Ausschlag gab, die . 
über den Haushalt zu beschließen 
haben. 
Das FinanzlSrungsverfahren er­
schwert die Verwendung der ohne­
hin knapp bemessenen KatS-Mittel. 
Der Verwaltungsablauf des Kata­
strophenschutzes ist zu umständlich 
und bSldeutet für die ehrenamtlichen 
Führungskrätte eine ständige Über­
forderung. 

Der Maiteser-HI~sdlenst fordert deshalb 
zur Verbesserung der KatS-Vorsorge: 
1. Neuordnung des Verhältnisses ZWI­

schen Staat und HIlfsorganisationen 
im öffentlichen KatS mit dem Ziel, 
diese nicht nur durch die EIereitstei­
lung von KatS-Einheiten, sondern als 
beauttragte OrganisatlOl1en in echter 
Partnerschatt und unter Eleachtung 
des Subsidlaritätsprinzips mitwirken 
zu lassen. 

2. Abstimmung und VereinheitlIChung 
der Vorschnften und Maßnahmen 
von Bund, Ländern und Hilfsorgani­
sationen mit dem Ziel, Helfer und 
HIlfsmaterial kurzfristiger und flexibler 
einsetzen zu können, wann immer 
das Leben Slnes oder vieler Men­
schen bSldroht 1St. 



3, Bereitstellung der für eine sachge­
rechte Ausstattung und Ausbildung 
der KatS-Einheiten und ihrer Einsatz­
kräfte erforderlichen Mittel. Der MHD 
ist unverändert bereit, entsprechend 
seinen eigenen finanZIellen Mögüch­
keiten dazu seinen Beitrag zu lesten, 

4, Vereinfachung des Abrechnungsver­
fahrens sowie Zuweisung der öffenlli­
chen KatS-Mittel unmittelbar an die 
beauftragten Hilfsorganisationen, 

5, Verstärkte Bemühungen um mehr 
VerständniS und Akzeptanz In der 
Bevölkerung für die Notwendigkeit 

eines funktionierenden Katastrophen­
schutzes sowie entsprechendes Ver­
antwortungsbewußtsein bei den poli­
tisch Veranlwortlichen in Bund, 
Ländern und Kommunen, Der MHD 
ist bereit, auch dazu seinen Beitrag 
zu leisten, 

Erste-HiHe-Wissen unter 'Beweis gestellt 

Beim 6, Bundesleistungswettbewerb 
des Maljeser-Hilfsdienstes, der in die­
sem Jahr in Straubing ausgetragen wur­
de, überprüften 18 Sanitätsgruppen Ihr 
theoretisch und praktisch erworbenes 
Erste-Hilfe-Wissen, Unter der Schirm­
herrschaft des bayerischen Slaatsmini­
sters für Umwellfragen, Alfred Dick, der 
den Malteser-Hilfsd~nst als eine Organi­
satIOn darstellte, die einen großen 
D~nst an Staat und Gesellschaft leISte 
und mit seiner Arbeit ein Beispiel geleb­
ter Selbst- und Mitverantwortung gebe, 
wurde der Wettbewerb am t 2, und 
13, September durchgeführt, Der 
Staatsminister betonte in seinem Gruß­
wort, daß die Malteser einen wesenlli­
chen Beitrag zur Ausbildung in den Be­
reichen der Krankenpflege, der Kata­
strophenabwehr und vor allem der Er­
sten Hilfe leisteten, 

In einem 1 Q-Stationen-Parcours, In dem 
verschiedene Notfälle :- vom Verkehrs­
unfall bis hin zur Messerstecherei - zu 
diagnostizieren waren, hatten die Helfer 
dann unvel2tiglich die richtigen Erste­
Hilfe-Maßnahmen zu ergreifen, Sieger 
des Wettbewerbs wurde die Samtäts­
gruppe Karlsbach aus der Diözese Pas­
sau, gefolgt von Traunstein aus der Erz­
diözese München-Freising und Nettetal 
aus der Diözese Aachen, 

Der Präsident des Malteser-Hilfsdien­
stes, Dieter Graf Landsberg-Velen, hob 
bei der Siegerehrung das Leistungsni­
veau der angelrelenen Teams heraus, 
die dien gestiegenen Wettbewerbsanfor­
derungen gerecht wurden. Erstmals 
wurde ein Kreativitätsparcours durchge­
führt, der unter dem Motto "Malteser im 
Jahre 2()(x)" stand, In drei verschiede­
nen Gruppen konnten d~ T eilnehrner ihr 
künstlerisches Geschick zur Geltung 
bringen, 

Rechts: Die siegreiche Sanitätsgruppe aus 
Kartsbach (Diözese Passau) erhält vom Bayer!­
sehen Staatsminister für landesentwicklung 
und Umwettfragen, Alfred Dick, den Sonder­
preis. Das Team erreichte 1176 von 1400 mög­
lichen Punkten. 

Unter den kritischen 
Augen der Schieds­
richter hatten die Hal­
ferinnen und Helfer 10 
Erste-Hilfe-Stationen 
zu bewältigen. 

Pro Station hatten die 
Gruppenmitglieder 20 
Minuten Zeit, die ver­
schiedenen Notfälle 
zu diagnostizieren, 
um dann unverzüglich 
die ric:httg&n Erste­
Hilfe-Maßnahmen zu 
ergreifen. 
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Eine 
Ambulanz 
für 
die 
Annen 

Noch im Frühjahr glich das Erdgeschoß 
des Conventes In der Rua do Perdoes 
einem dunklen, muffigen Gewölbekeller, 
in dem sich Flecermäuse so richtig 
wohlfühlten. Heute sind Maurer und 
Fliesenleger dabei, die letzten Arbeiten 
zur Fertigstellung der künftigen Ambu­
lanz zu verrichten. In Kürze steht die 
Einweihung an. Dann werden ,Unsere 
Partner" in Salvador über eine Ambu­
lanz veri~gen, in der Allgemelnmecizi­
ner, Gynäkologen, Kinder- und Zahn-

• meciziner sowie ein Apotheker einen 
kostenlosen Gesundheitsdienst für die 
Armen anbieten werden. Für viele der 
Elewohner rund um das Colegio in Devi­
no Mestre wird es die erste mecizini­
sche Eletreuung in ihrem Leben sein. 

Die Elehandlung ist kostenlos, damit ins­
besondere die Elewohner aus Salvadors 
Favelas einen Arzt aufsuchen können. 
Denn vom Salario. mlnimo - dem Min­
destlohn -, der bei galoppierender 
Geldentwertung umgerechnet nicht ein­
mal DM 130, - pro Monat ausmacht, 
können die Kosten für die GesundheIts­
vorsorge nicht gezahlt werden. Eine So­
zialversicherung für die Amnen gibt es 
nicht, weil die Eleiträge ohnehin den ge­
samten Arbeitslohn verschlingen wür­
den. In der 1 ,S-Millionen-Stadt ist die 
mecizinische Versorgung nur·mit der 
Lage in einem Katastrophengebiet ver­
gleichbar. In den Ambulanzen der weni­
gen Krankenhäuser liegen dicht ge­
drängt die Patienten, die oft stunden­
lang auf eine ärztliche Untersuchung 
warten müssen. Dabei setzt die Aufnah­
me in den Elehandlungsraum stets einen 
akuten Krankheitszustand voraus. Pa­
tienten, die keiner dringenden EIehand­
lung becürien, warten zu Hunderten auf 
den Fluren und Gängen der Hospitäler. 
Kommen sie endlich an die Reihe, bleibt 
die Untersuchung oberilächlich und 
flüchtig. Röntgen- und Laboruntersu­
chungen können für die Masse der Er­
krankten nicht vorgenommen werden. 
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Nur Patienten mit schwersten Leiden 
werden stationär aufgenommen. 

Völlig unzureichend ist vor allem die 
Versorgung der Kinder. Die zum Teil un­
terernährten und verwahrlosten Ge­
schöpfe werden vielfach erst dann ge­
bracht, wenn jegliche Hilfe zu spät ist. 
Halb verhungert oder durch gefährliche 
Darminfektionen ausgetrocknet, werden 
sie dem völlig überlasteten Krankenpfle­
gepersonal übergeben. Selbst auf der 
Intensivstation des einzigen Kinderkran­
kenhauses in Salvador ISt niemand, der 
sich hinreichend um die Kinder küm­
mem könnte. Das Personal ISt zwar 
qualifiziert, aber aufgrund der hohen Pa­
tientenzahl völlig überiordert. 

,Unsere Partner" in Salvador wissen, 
daß mit der Einrichtung der neuen Am­
bulanz diese Zustände nur unwesentlich 
geändert werden können. Dennoch: Für 
den einzelnen ist die Schwangerschafts­
vorsorge, die 'zahnärztliche Elehandlung 

Auf der Baustelle ent­
steht die 195 Ouadrat· 
meter große Ambu­
lanz. die fünf Sehand- ..-
lungsräume und eine 
Apotheke haben wird. 

Mal 
etwas 
anderes 

Schwesternhelferinnen­
Gruppen im 
Leistungsvergleich 

oder die Heilung einer Damninfektion ein 
gewaltiger Fortschritt in der Gesund­
heitsfürsorge. Die Juventude Socorro 
Maltes (JSM) wird hierzu ihren Eleitrag 
leisten können. Nach monatelangem 
Tauziehen mit den Finanz- und Zollbe­
hörden wurden der eingeführte Kran­
kenwagen, das Ausbildungsmaterial und 
die Second-Hand-Kieider endlich freige­
geben. Sobald die Ausbildung der Ju­
gendlichen abgeschlossen ist, werden 
sie Kranken- und Verletztentransporte 
übernehmen und in der Ambulanz einfa­
che Wundbehandlungen und Pflege­
maßnahmen durchführen. 

Die letzte Bauphase in Salvador wird 
schließlich der JSM direkt zugute kom­
men, indem Unterrichts- und Ausbil­
dungsräume errichtet werden. Die deut­
schen Malteser haben für diese Bau­
maßnahme bislang mehr als 
DM 70000, - zur Veriügung gestellt. 

Martin Pfeifer 

Erst mußte ein schriftlicher Test absol­
viert werden. Dann waren pr.ktische 
Fertigkeiten gefragt: Erste-Hilfe-Maßnah­
men am Unfallort, das Betten, Lagern 
und Elewegen von Langzeitkranken, die 
Vorbereitung von Infusionen und Injek­
tionen und vieles mehr. Das alles muß­
ten die neun Schwestemhelferinnen­
Gruppen aus dem Offizialatsbezirk 01-
denburg beherrschen, als sie sich zum 
Leistungsvergleich in Wildeshausen tra­
fen. 

Sieger des Wettkampfes wurde die 
Gruppe aus Neunkirchen vor Vechta 
und Visbek. 

Landesgeschäftsführer Aiois Kamlage 
wies bei der Siegerehrung auf den Sinn 
solcher Veranstanungen hin: ,Sie dienen 
dazu, einen einheitlichen Ausbildungs­
stand der Schwesternhelferinnen zu ge­
währleisten, das einmal erworbene Wis­
sen aufzufnschen und das Kennenler­
nen der Gruppen zu emnöglichen: Daß 
das gelungen ist, zeigte sich bei einem 
lustigen Grillabend zum Abschluß der 
Veranstaltung. 



• 

Deutscher Feuerwehrverband 

Präsident Struve: 

" ... mit dem Vorsatz sparsamer 
Haushallsführung beim Bund nicht 
vereinbar! Trotzdem werden wir ... " 

Ansprache auf der Delegiertenversammlung des DFV am 20. 6. 1987 in Rendsburg 

Es ist die Aufgabe des Präsidenten, den 
Delegierten über das vergangene Jahr 
einen Bericht vorzulegen. Wegen des in 
diesem Jahr vorgelegten schriftlichen 
Berichtes möchte ich mich darauf be­
schränken, nur noch einige Punkte an­
zusprechen, zu einigen aktuellen Vor­
gängen Stellung zu nehmen. Ich möch­
te versuchen, dieses so objektiv, wie 
man es als Betroffener nur kann, anzu­
sprechen. 

Jahresbeträge 

Im Jahre 1986, das konnten Sie schon 
dem Jahresbericht für 1985 entnehmen, 
wurden vom Bundesinnenministerium 
dl8 Richtzahlen für die Berechnung der 
JahresbeträgeiSelbstbewlrtschaftungs­
mittel (für die Einheiten des Erw. KatS) 
überarbeitet und neu festgesetzt. Wir 
haben sicherlich Verständnis dafür, daß 
manche Haushaltsposten bei knapper 
werdenden Haushaltsmitteln überdacht 
werden müssen und daß hier oder da 
sogar Kürzungen zu erfolgen haben und 
daß keir18 Anhebungen bzw. Ausgaben­
anpassungen erfolgen könrl8n. Wofür 
wir aber kein Verständnis haben ist, daß 
hierbei einseitige Einsparungsmaßnah­
men zu Lasten des Brandschutzdien­
stes in Höhe von über 20% vorgenom­
men wurden. Daraufhin sind zwischen 
BMI und DFV Gespräche geführt wor­
den - und ich habe persönliche Ge­
spräche geführt -, die vom Verständnis 
für die Anliegen beider Selten bestimmt 
waren. Ich bin der Meinung, daß Wir als 
Verband einen entgegenkommenden 
Schritt taten, indem eir18 mit dem BMI 
getroffene Vereinbarung vorsieht, daß in 
Zukunft die Mittelkürzungen für den 
Brandschutzdienst nur noch bei ca. 
10% liegen werden, WObei Wir zusätz-

lich vereinbarten, über bestimmte Punk­
te nochmals zu sprechen, um auch hier 
Verbesserungen herbeizuführen. 

Dieses Gespräch sollte gleichzeitig, das 
war die Meinung der Beteiligten, für ein 
Vertrauen in die Zukunft werben. Leider 
ist bis heute - nach eirl8m halben Jahr 
- vom Bundeslnnenministenum noch 
keir18 konkrete Aussage gemacht wor­
den, ob diese Vereinbarungen vom De­
zember 1986 eingehalten werden bzw. 
eingehalten werden könrl8n. Wenn ich 
betonte, daß dieses Gespräch auch als 
eine Brücke des Vertrauens und des 
gegenseitigen Verhandelns bewertet 
wurde, so muß ich hierzu feststellen, 
daß dieses Gespräch für uns auch ein 
Prüfstein ist, inwieweit wir weiterhin Ver­
trauen entgegenbringen können. 

ABC-Dienst 

• T schemobyl" und .Sandoz" haben viel 
bewegt; sie haben bei Bund und Län­
dem zu einem Tagungsboom geführt; 
aber auch leider dazu, daß vieles 00-
beinenander behandelt Wird, obwohl 
diese Probleme nur gemeinsam zu lö­
sen Sind. Katastrophen halten nun eben 
nicht an Länder- oder Staatsgrenzen 
an. Deshalb erwarten wir, daß man in 
dieser Situation einmal über die .enge 
Brille" der Kompetenzzuständlgkeiten 
hinwegschaut, um die Probleme ge, 
meinsam zu lösen. Unmittelbar nach 
dem Unglück ,Tschernobyl" wurde sehr 
zügig gehandelt, es wurden vom Bund 
u. a. Verlautbarungen herausgegeben, 
in denen es damals hieß, daß zusätzlich 
10 ABC-Züge beschafft werden. Ich 
habe dieses zum Anlaß genommen -
da nach den Verwa~ungsvorsch"ften 
des KatS der ABC-Dl8nst den Feuer-

wehren LU übertragen ISt und der Deut­
sche Feuerwehrverband In Abstimmung 
mit seinen landesverbänden Sich zu 
dieser Übemahme bereiterklärte -, in ei­
nem Schreiben an den BundesInnenmi­
nister Dr. Zimmermann darauf hinzuwei­
sen, daß die Feuerwehren bereit Sind, 
diese zusätzlichen ABC-Züge zu über­
nehmen und daß die Mannschaften, 
spnch die Feuerwehrmänner, dafür zur 
Verfügung stehen. Außerdem habe Ich 
,n diesem Schreiben für alle schon be­
stehenden ABC-Züge geltend darauf 
hingewiesen, daß es neben der Neube­
schaffung ebenso wichtig ist, die aufge­
stellten ABC-Züge, wo notwendig, zu 
komplettieren. Im Antwortschreiben des 
Bundesinnenministers heißt es u. a., 
daß er es begrüßt, daß die Feuerwehren 
zur Übernahme der rI8UI8n ABC-Zuge 
bereit sind, und daß elr18 flächendek­
kende Stationierung von ABC-Zügen Im 
Grunde genommen nur über Einheiten 
der Feuerwehren zu erreichen ist. 

Um so verwunderter Sind w r nun, daß 
Ich eirl8m Schreiben des Bundesinrl8n­
ministeriums vom März 1987 - ob Ich 
Ihrl8n den Namen des Unterz8lchrl8rs 
(Dr. Ammermuller) oder die Abteilung 
(KN 8; früher ZCJ 8) nenne oder nicht, 
denn damit können Sie vermutlich we­
nig anfangen - an landesbeauftragte 
des Technischen Hilfswerks entrl8hmen 
mußte, daß diese aufgefordert werden 
festzustellen, ob die 10 ABC-Züge nicht 
in THW-Elnhelten untergebracht werden 
könrl8n. Aus der Sicht des Technischen 
Hilfswerks habe Ich dafür vielleicht noch 
VerständniS. Was Ich aber nicht verste­
he, ISt, daß man Im BMI in allen Ge­
sprächen vorher über vertrauensbilden­
de Maßnahmen spricht, wenn rnan uns 
dazu anhält, mit zu überlegen, wie mrt 
weniger Haushaltsmitteln die gleichen 
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Aufgaben erfüllt werden können, daß 
man nun in diesem Schreiben feststellt, 
daß das THW bei Ubemahme der zu­
sätzlichen ABC-Züge öle Möglichkeit zur 
Aufstellung neuer Ortsverbände, zur 
Einstellung zusätzlicher Helfer und zum 
Bau von neuen Unterkün~en erhalten 
kann. 

Ich bin der Meinung, dies Ist mit dem 
Vorsatz einer sparsamen Haushaltsfüh­
rung beim Bund nicht verelnbarl Trotz­
dem werden Wir aber weitere Gesprä­
che führen, weil Wlr miteinander spre­
chen und verhandeln müssen, weil Wir 
Gespräche führen müssen der Sache 
wegen. Es kann hier nicht darum ge­
hen, daß der eine oder andere Sich auf 
Kosten des anderen profilieren will, son­
dem hier geht es ganz einfach um den 
Schutz unserer Bevölkerung, um den 
Schutz der Bürger unseres Staates, und 
dabei soll,ten die Aufgaben von denen 
wahrgenommen werden, die sie bislang 
wahrgenommen haben. Ich bin auch 
der MeiQung, daß die Gespräche wei­
terzuführen sind, nicht weil Wir unter 
Druck stehen oder weil wir müssen, 
sondern weil Wir als Feuerwehr stark 
genug sind, diese Gespräche zu führen. 
Hier nützt Ihnen, meine Herren des 
Bundes, auf die Dauer nur ein starker 
Partner etwas. Ein Partner, mit dem Sie 
etwas anfangen könneh, wenn die Ka­
tastrophe da ist, von dem Sie wissen, 
da stehen über eine Million Bürger be­
reit, sich einzusetzen. 

Zivilschutzgesetzgebung 

Das ZivilSChutzgesetz - mit dem Sie, 
Herr MinDirig Beyer, .. zu kämpfen" und 
zu arbeiten haben, bei dem Sie versu­
chen, alle Strömungen, alle Ideen unter 
einen Hut zu bringen - Wird uns Sicher­
lieh In nächster Zeit wieder beschä~l­
gen. Ich bitte schon jetzt darum, auch 
uns rechtz8ltig einzuschalten, aber nicht 
in der Form, daß Wir zum Urlaubsbeginn 
die Entwurfsunterlagen vom BMI erhal­
ten mit der Terminierung, nach Urlaubs­
ende dem M,n,stenum eine Stellungnah­
me auf den Tisch zu legen. An dieser 
Stelle möchte ich auch deutlich sagen: 
Der letzte Entwurf des ZIVllschutzgeset­
zes ist nicht - zumindest aus der Sicht 
der Feuerwehr: ich kenne auch einen 
Teil der Argumentationen der Hllfsorga­
nlsat,onen - gescheitert, weil Wir zu gro 
Be zusätzliche finanzielle Forderungen 
hatten, sondern lassen Sie es mich ein­
fach sagen, weil Wir einsparen wollten. 
Wir wollten u. a. einsparen in der kom­
plizierten und zeitaufwendigen Verwal­
tung, wir wünschten ein einfacheres 
Verwaltungsverfahren in KatS, denn die 
freiwilligen ehrenamtlichen Helfer in allen 
Organisationen müssen hiermit arbeiten 
können und es darf nicht Platz greifen, 
daß die Helfer durch Verwaltungsvor-
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schri~en und nochmals Verwaltungsvor­
schri~en so gehindert werden, daß man 
nicht mehr zur Arbeit kommt. 

Die Feuerwehren versehen seit über 
175 Jahren ihren Dienst, nIchtweil zu 
Beginn ein Gesetz oder eine Verwal­
tungsvorschn~ stand, sondern weil in 
den Gemeinden staatsbewußte Bürger 
waren, die nach dem Vorsatz handel­
ten, .Dinge, die man selbst regeln kann, 
muß man auch selbst In die Hand neh­
men"; Bürger, die aus ihrem Gewissen 
und aus Ihrem Innersten heraus für die 
Arbeit, für die Hilfe waren. Dieses ISt 
auch heute In den Fr8lwiliigen Feuer­
wehren noch so. Seitens des Staates 
kann man alles versuchen zu reglemen­
tieren, man kann alles verwalten wollen, 
aber eines kann man nicht reglementie­
ren: die Freiwilligk8lt, die Ehrenamtlich­
keit, die aus dem Herzen kommt. Die­
ses muß vom Helfer, vom Bürger selber 
beigesteuert werden. Bei der weiteren 
Beratung zur Zivilschutzgesetzgebung 
habe ich die Hoffnung - und auf unse­
rer Seite ist auch ein ehrliches Bemü­
hen -, zu einer Lösung zu kommen, die 
tragbar ist für diejenigen, die das Ge­
setz erfüllen sollen, die letztlich am Tage 
X im Einsatz stehen. Ich habe noch die 
Aussage von Minister Dr. Zimmermann 
im Ohr, der zum Ausdruck brachte, kein 
Gesetz zu veranlassen, das den Wider­
stand vom DFV und den Hllfsorganisa­
lionen hervorru~. Desnalb sollte der 
Entwurf so gemacht werden, daß wir 
und die Hilfsorganisationen zustimmen 
können, dann wird dieses Gesetz auch 
den Weg durch die parlamentanschen 
Instanzen nehmen. 

Umweltschutz 

Lassen Sie mich auch noch etwas über 
den Umweltschutz sagen: Umwelt­
schutz ist ,n aller Munde, Umweltschutz 
ganz neu. Dabei sollte es allen nicht 
erst S81t dem Brand "Sandoz" bewußt 
geworden sein, daß ein Brand auch als 
UmweltscHädigung eingestu~ werden 
kann. Sicherlich werden kün~l9. neben 
den Gefahren fur Leben und Gesund­
heit, für Eigentum und BeSitz auch die 
Gefahren für Lu~ und Wasser mehr zum 
Gegenstand unserer vorbeugenden und 
abwehrenden Maßnahmen werden 
müssen. Der Insbesondere von Politi­
kem aufgegriffene Ruf nach dem 
"Löschwasserauffangbecken" war dafür 
ein deutliches Indiz. Ein "Löschwasser­
auffangbecken" mag in bestimmten Fäl­
len seine Berechtigung haben, doch ist 
es sicherlich das letzte Glied in der Ket­
te vorbeugender Maßnahmen zur Ver­
hinderung von Umweltschäden. Alle sei­
ther bekannten und üblichen Vorkehrun­
gen gegen Brandentstehung und Bran­
dausbreitung sind wirksamere Metho­
den der Schadensbegrenzung, als letzt-

• 
lich nach einem eingetretenen Schaden 
das LöschwasS<lr auffangen zu müssen. 
Betrachten wir den Bereich der Brand­
bekämpfung und insbesondere der 
technischen Hilfeleistung, so können wir 
feststellen, daß die Feuerwehren schon 
Immer Umweltschutzaufgaben erfüllt ha­
ben, daß die Feuerwehr die einzige In­
stitution ist, die in der Lage ist, akute 
Gefahren für die Umwelt - wenn auch 
teilweise begrenzt - zu bekämpfen und 
die Auswirkungen zu mindern. Dieses 
erledigen die Feuerwehren schon seit 
eh und je; nur hat man es früher nicht 
Umweltschutz genannt. Wer mißt denn 
Ar1 und Konzentration einer Schadstoff­
wolke, wer kann bei einem Strahlenun­
fall wenige Minuten nach dem EreigniS 
die Absperrgrenze festlegen, wer nimmt 
in der gebotenen Eile auslaufende was­
sergefährdende FlÜSSigkeiten auf, wer 
verhindert den Eintntt dieser Schadstol­
fe ins Grundwasser, wer kann eine Gas­
wolke mit Sprühstrahl niederschlagen, 
wenn nicht die Feuerwehr. Nur, Wir 
müssen diese Tatsachen den Bürgem 
künftig Viel mehr verdeutlichen. Leider 
ist es so, daß sich eine derartige not­
wendige und erfolgreiche Tätigkeit Viel­
fach außerhalb der BeriChterstattung 
durch die Medien vollzieht und damit 
auBerhalb des Bewußtseins der Offent­
lichkeit. 

Zusammenfassend möchte ich deutlich 
darauf hinweisen: Die Stärke der Feuer­
wehr ist ihre sofortige Einsatzbereit­
schaft, das umfassende Einsetzen von 
Rettungs- und Hilfsmaßnahmen, die un­
mittelbare Schadensbekämpfung und 
-begrenzung Unsere Aufgabe war und 
wird es aber nie sein können, über Zeit­
räume von Tagen oder gar Wochen hin- , 
weg Folgemaßnahmen durchzuführen. 
Dieser Grundsatz muß auch für Umwelt­
schutzeinsätze gelten, denn solche 
Dauereinsätze würdien u. U. sogar unse­
re Einsatzbereitschaft und -schnelligkeit 
gefährden. 

Zusammenarbeit 

Diese Delegiertenversammlung ist der 
Abschluß meiner 6jährigen Amtszeit. 
Das gleiche gilt für meine Vizepräsiden­
ten Bräunig, Englerth und Dr. Mingen­
bach. Herr Dr. Mingenbach Wird sich 
nach einer nunmehr 12jähngen Amtszeit 
nicht wieder zur Wahl stellen. Herr 
Bräunig als Vertreter der Sparte "Be­
rufsfeuerwehr", Herr Englerth als Vertre­
ter der Sparte .Frelwillige Feuerwehr" 
und auch Ich werden uns dagegen 
emeut zur Wahl stellen. Für Herrn 
Dr. Mingenbach hat sich Herr Dr. Fi­
scher bereit erklärt zu kandidieren. Über 
das in der auslaufenden Wahlperiode 
durch den Vorstand Geleistete mögen 
sich Feuerwehren ihr eigenes Urteil bil-

• 



den. Manches konnte gemeinsam er­
reicht werden, vieles ist noch im Ruß 
und wird zur Lösung der Bereitschaft al­
ler Betroffenen becürfen. Ich möchte al ­
len Herren des Vorstandes für die aus­
gezeichnete Zusammenarbeit herzlich 
danken. Dank auch für die freundschaft­
liche Unterstützung bei vielen nicht im­
mer einfachen Problemen und für das 
Opfer an Zeit, das die Herren bei diesen 
Tätigkeiten für den Deutschen Feuer­
wehrverband gaben. 

Mein Dank für die gute Zusammenarbeit 
gilt den Bundes- und Länderregierun­
gen und den Kommunalen Spitzenver -
bänden. Bei allen fand ich die Möglich­
keit zu persönlichen Gesprächen, um 
unsere Belange vorzutragen, um ge­
meinsame Wege für Lösungen zu fin­
den. Mit dem BAGUV, einzelnen Berufs­
genossenschaften, der KOMBA und der 
ÖTV wurden die Feuerwehren betreffen­
de Probleme frei und offen besprochen 
und im Rahmen der Möglichkeiten ge­
löst. Den Präsidenten und den Bundes­
geschäftsstellen der Sanitätsorganisatio­
nen sage ich herzlichen Dank für die 
konstruktive Zusammenarbeit auf Bun­
desebene. 

Ein weites und schwieriges Feld ist die 
Arbeit in den Normenausschüssen. Eine 
vemünftige Normung ist aber gerade für 
die Feuerwehren wichtig und von Nut­
zen. Ich danke dem Vorsitzenden des 
FNFW, Herrn Seegerer, für die Bereit­
schaft, sich den besonderen Problemen 
im Bereich der Normung für die Freiwilli­
gen Feuerwehren zuzuwenden. Ich 
habe die Hoffnung, daß hier in der 
nächsten Zeit ein Vorankommen mög­
lich sein wird. 

Dank 

Uebe Kameraden und Kameradinnen, 
die Sie in Ihren Dienststellungen vor Ort 
die Verantwortung tragen, Ihnen ge­
bührt mein besonderer Dank. Sie sind 
es, die unsere große Organisation mit 
Leben erfüllen. Übermitteln Sie meine 
Grüße und meinen Dank an die Kame­
raden und Kameradinnen in (Jen Hei­
matorten, wo man die übernommenen 
Aufgaben zum Schutze des Bürgers er­
füllt. In den 6 Jahren meiner Tätigkeit 
als Präsident des Deutschen Feuer­
wehrverbandes habe ich eine meiner 
Hauptaufgaben darin gesehen, in den 
Landesverbänden und Kreisen sowie 
bei den Feuerwehren präsent zu sein. 
Durch Terminüberschneidungen konnte 
ich nicht jeder Einladung Folge leisten, 
aber das geht Ihnen ja sicherlich allen 
so. In Gesprächen mit den Verantwortli­
chen Feuerwehrführern und rnit den Ak­
tiven konnte ich viele Anregungen und 
Hinweise für die Arbeit im Deutschen 
Feuerwehrverband erhalten. Ich bin allen 

ein herzliches Dankeschön schuldig für 
die Unterstützung, die man mir gewährt 
hat. 

Lassen Sie mich abschließend feststel­
len: Unsere Organisation Feuerwehr mit 
ihren rd. 1,1 Mio. Aktiven steht auf ei -

nem guten Fundament, unsere Feuer­
wehren sind wie zu allen Zeiten von ei­
nem guten Geist erfüllt. So wollen wir 
weiter unsere Pflicht erfüllen und vor al­
len Dingen hoffen, es in Frieden und 
Freiheit tun zu können. 

35. Delegierten­
versammlung 

Die schleswig-holsteinische Stadt 
Rendsburg war am 19.120. Juni 1987 
Gastgeber der diesjährigen Delegierten­
versammlung des Deutschen Feuer­
wehrverbandes. Präsident Struve be­
dankte sich beim Landesfeuerwehrver­
band Schleswig-Holstein und beim 
Kreisfeuerwehrverband Rendsburg-Ek­
kernförde sowie bei der Stadt Rends­
burg für die dem DFV bei der Durchfüh­
rung dieser Veranstaltungen gewährte 
Unterstützung und die hierbei erfahrene 
Gastfreundschaft. 

Im Mittelpunkt des "Nichtöffentlichen 
Teiles" dieser Versammlung standen rnit 
der Verabschiedung der Jahresrech­
nung 1986 und den Haushaltsplanbera­
tungen für das Jahr 1988 vorrangig Fi­
nanzfragen des Verbandes. Daß die 
hierfür notwendigen Beschlüsse ohne 
längere Aussprache einstimmig gefaßt 
wurden, ist ein Zeichen für intensive 
Vorberatungen im Vorstand und Präsidi­
um des DFV, aber auch für eine zufrie­
densteIlende Rnanzlage und eine klare 
ordnungsgemäße Kassenverwaltung. 

Bemerkenswert hierbei ist, daß der DFV 
trotz der allgerneinen nicht unerhebli­
chen Preissteigerungen seinen seit 
1979 gültigen Mitgliederbeitrag bis ein­
schließlich des Haushaltsjahres 1988 -
voraussichtlich auch im Folgejahr -
nicht erhöhen muß. 

Einstimmig beschlossen die 134 anwe­
senden Delegierten (Soll 139) die 36. 
Delegiertenversammlung des DFV arn 
27.128. Mai 1988 anläßlich der Ausstel­
lung INTERSCHUTZ in Hannover durch­
zuführen. Die 37. Delegiertenversamm­
lung wurde auf Antrag der LGr. Bayern 
für das Jahr 1989 einstimmig zur Aus­
richtung an dieses Bundesland verge­
ben. Die 38. Delegiertenversammlung 
findet im Rahrnen des Deutschen Feu­
erwehrtages im Juni 1990 in Friedrichs­
hafen statt. 

Zum "Öffentlichen Teil" der Delegier­
tenversammlung konnte Präsident Stru­
ve neben den Vertretern der örtlichen 
Feuerwehren u. a. den schleswig-hol­
steinischen Innenminister Clausen, den 
Parlarn. Staatssekretär Würzbach (Bun­
desverteidigungsministerium), den Land­
tagsabgeordneten FÖlster, zahlreiche 
Vertreter der Bundes- und Ländermini­
sterien sowie von Organisationen und 
Institutionen begrüßen. 

Im Mittelpunkt dieses Versarnmlungstei­
les standen die Neuwahlen zum Vor­
stand des DFV, nachdem die Amtszeit 
der bisherigen Mitglieder (sechs Jahre) 
abgelaufen war (mit Ausnahme des 
VPräs. Binai). Nach einer 12jährigen 
Amtszeit als Vizepräsident der Sparte 
"Werkfeuerwehr" kandidierte Dr. Mln­
genbach nicht erneut. Als Anerkennung 
für seine Leistungen ernannte der Präsi­
dent ihn aufgrund eines Beschlusses 
der Delegiertenversammlung zum Eh­
renmitglied des DFV. Präsident Struve 
betonte, daß die Einbindung der Werks­
feuerwehren in den DFV auf die beson­
dere Unterstützung von Dr. Mingenbach 
zurückgehe. 

Ergebnisse 
der Vorstandswahlen 

Wahl des Präsidenten des Deutschen 
Feuerwehrverbandes 

Einziger Wahlvorschlag seitens des Prä­
sidiums lautete auf HINRICH STRUVE 
(Sönke-Nissen-Koog/Schleswi9-Hol-
stein). Zur Wahl waren von den 139 
rnöglichen Delegierten 135 anwesend. 
Das Wahlergebnis im 1. Wahlgang er­
gab. 

abgegebene Stimmen 
gültige Stimmen 
für H. Struve 
Enthaltungen 
dagegen 

135 
135 
127 

4 
~ 
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Gemäß § 14 Abs. 3 der Satzung des 
DFV wurde HINRICH STRUVE im 
1. Wahlgang mit der erforderlichen 
Stimmenzahl mit Wirkung vom 
20. 6. 1987 auf die Dauer von 6 Jahren 
(gemäß § 11 Abs. 4) gewäh~. Auf Be­
fragen nimmt STRUVE die Wahl an. ' 

Wahl des Vizepräsidenten für die Sparte 
"Freiwillige Feuerwehren" 
Einziger Wahlvorschlag seitens des Prä 
sidiums lautete auf ROLF ENGLERTH 
(Ellwangen/Baden-Württemberg). Zur 
Wahl waren von den 139 möglichen 
Delegierten 135 anwesend. Das Wahler­
gebnis im 1. Wahlgang ergab. 

abgegebene Stimmen 135 
gültige Stimmen 135 
für R. Englerth 110 
Enthaltungen 22 
dagegen 3 

Gemäß § 14 Abs. 3 der Satzung des 
DFV wurde ROLF ENGLERTH Im 
1. Wahlgang mit der erforderlichen 
Stimmenzahl mit Wirkung vom 
20. 6. 1987 auf die Dauer von 6 Jahren 
(gemäß § 11 Abs. 4) gewählt. Auf Be­
fragen nimmt ENGLERTH die Wahl an. 

Wahl des Vizepräsidenten für die Sparte 
"Berufsfeuerwehren" 
Einziger Wahlvorschlag seilens des Prä­
sidiums lautete auf ROLF-DIETER 
BRÄUNIG (Hemmingen/Niedersachsen). 
Zur Wahl waren von den 139 möglichen 
Delegierten 135 anwesend. Das Wahler­
gebnis Im 1. Wahlgang ergab: 

abgegebene Stimmen 134 
gültige Stimmen 134 
für R.-D. Bräunig 124 
Enthaltungen 6 
dagegen 4 

Gemäß § 14 Abs. 3 der Satzung des 
DFV wurde ROLF-DIETER BRÄUNIG im 
1. Wahlgang mit der erforderlichen 
Stimmenzahl mit Wirkung vom 
20. 6. 1987 auf die Dauer von 6 Jahren 
(gemäß § 11 Abs. 4) gewählt. Auf Be­
fragen nimmt BRÄUNIG die Wahl an. 

Wahl des Vizepräsidenten für die Sparte 
" Werkfeuerwehren" 
Einziger Wahlvorschlag seitens des Prä­
sidiums lautete auf Dr. PETER FISCHER 
(BrunsbütteVSchleswig-Hoistein). Zur 
Wahl waren von den 139 mögliChen 
Delegierten 135 anwesend. Das Wahler­
gebnis im 1. Wahlgang ergab: 

abgegebene Stimmen 134 
güllige Stimmen 134 
für Dr. P. Fischer 124 
Enthaltungen 7 
dagegen 3 

Gemäß § 14 Abs. 3 der Satzung des 
DFV wurde Dr. PETER FISCHER im 1. 
Wahlgang mit der erforderlichen Stlm­
menzahl mit Wirkung vom 20. 6. 1987 
auf die Dauer von 6 Jahren (gemäß 
§ 11 Abs. 4) gewählt. Auf Befragen 
nimmt Dr. FISCHER die Wahl an. 
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DFV empfing 
CSSR-Delegation 

In der Zell vom 3.-7. September 1987 
weilte auf Einladung des Deutschen 
Feuerwehrverbandes eine Delegation 
des Brandschutzverbandes der T sche­
choslowakischen Sozialistischen Repu­
blik in Hannover. Die CSSR-Delegation 
bestand aus Oberst Dr. Miroslav Re­
pisky (Präsident des Föderalausschus­
ses des Brandschutzverbandes der 
CSSR), Ladislav Veteska (Vizepräsident 
des ZentralkolTlltees des Brandschutz­
verbandes in der Slowakei). Antonin So­
cha (Leiter des Sekretariats des Föde­
ralausschusses des Brandschutzverban­
des der CSSR). 

Gesprächspartner des Deutschen Feu­
erwehrverbandes waren PräSident Stru­
ve, die Vizepräsidenten Blnai, Bräunlg 
und Dr. Fischer sowie Bundesge­
schäftsführer Voßmeter. 

Auf der Grundlage des von den Feuer­
wehrorganIsationen beider Länder im 
Oktober 1975 abgeschlossenen 
Freundschaftsvertrages trafen sich die 
Delegationen zum 5. Male, nachdem die 
vorausgegangenen Besprechungen im 
November 1976 in der Bundesrepublik 
Deutschland, im September 1979 in der 
CSSR, im Mai 1983 In der Bundesrepu­
blik Deutschland und im JUni 1985 in 
der CSSR stattfanden. 

Der im Oktober 1975 stattgefundene 
1. Besuch der Delegation des Deut­
schen Feuerwehrverbandes in der 
CSSR hat wesentlich zur Anbahnung 
freundschaftlicher BeZiehungen beider 
Länder beigetragen. Beide Delegationen 
kamen überein, daß sie die freund­
schaftlichen Beziehungen vertiefen wol­
len und beschlossen: 

1. regelmäßig offizielle Delegationen 
auszutauschen, 

2. einander StudiendelegatIonen für ge­
wisse Gebiete, wie z. B. der Brand­
schutzschulung, der Erweiterung des 
vorbeugenden Brandschutzes, der 
Ausbildung und der Arbeit mit der 
Jugend zu entsenden, 

3. Brandschutzzeitschriften, Propaga­
tionsmaterial, Lehrmittel und Fachlite­
ratur auszutauschen, 

4. Partnerschaften der Feuerwehrmän­
ner und -frauen und der Jugendfeu­
erwehren in Form von thematischen 
Touristenbesuchen über das Reise­
büro anzubahnen. 

Die 1975 in der Vereinbarung getroffe­
nen Zielsetzungen zur Anbahnung 
freundschaftlicher Beziehungen beider 
Länder haben Sich sehr positiv entwlk­
kelt, dieses wurde von beiden Delega­
tionen ausdrücklich festgestellt. Die im 
damaligen Vertrag festgelegten Zielset -
zungen haben sich zwischenzeitlich als 
nchtig bestätigt und sollen weiter vertieft 
werden. 

Während des diesjährigen Aufenthaltes 
in Hannover tauschten beide Deliegatio­
nen Informationen über die Organisation 
und die Aufgaben des Feuerwehrver -
bandes, Erfahrungen über das Brand­
schutzwesen - vor allem auf dem Ge­
biet der Schulung, der Einsatzaufgaben 
und des Brandschutzes in der Industne 
- aus. 

Im einzelnen machten sich die Vertreter 
des Brandschutzverbandes der CSSR 
mit dem vorbeugenden Brandschutz im 
Bereich der deutschen Messe- und 
Ausstellungs-AG (Hannover), dem vor­
beugenden und abwehrenden Brand­
schutz im VW-Werk (Wolfsburg), der 
baulichen Elnnchtung und der Ausbil­
dungskonzeption der Landesfeuerwehr -
schule Niedersachsen (Celle), der Be­
rufsfeuerwehr Hannover, dem vorbeu­
genden und abwehrenden Brandschutz 
der Bayer-AG (Werk Brunsbüttel), dem 
Katastropenschutz im Bereich der 
Nordseeiküste und über die Organisa­
tion und die Aufgaben einer Freiwilligen 
Feuerwehr (BredstedVSchleswig-Hol­
stein) bekannt. 

Bei den Gesprächen wurden auch Er­
fahrungen über die Mitwirkung von 
Frauen und Jugendlichen in den Dienst­
en der Freiwilligen Feuerwehren und ih­
rer Jugendgruppen sowie über den Ka­
tastrophenschutz ausgetauscht. 

Ein weiterer Erfahrungsaustausch erfolg­
te über die technische Entwicklung der 
bei den Feuerwehren eingesetzten Fahr­
zeuge und Geräte, wobei die im Mai 
1988 in Hannover stattfindende intema­
tionale Ausstellung für Brand- und Kata­
strophenSChutz "INTERSCHUTZ - Der 
Rote Hahn" angesprochen wurde. 

Die Großschadensereignisse und Kata­
strophenfälle der letzten Jahre in den 
verschiedensten Ländem gaben Anlaß 
zu Überlegungen, wie die Feuerwehren 
auf intematlonaler Ebene künftig bei der 



Bekämpfung von Großschadensfällen 
und Katastrophenfällen enger zusam-
menarbeiten können. Es bestand in bei-
den Delegationen Übereinstimmung, 
daß angestrebt werden sollte, intematio-

Porträt eines Flächenstaates aus Feuerwehrsicht nal die gegenseitigen Kontakte, Informa-
tionen und Hilfeleistungen zu verbes-
sem. Die Delegation des Deutschen 
Feuerwehrverbandes wies darauf hin, 143 000 Aktive daß die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland zwecks Verbesserung der • den niedersächsischen internationalen Zusamrnenarbeit rnit den In 
Nachbarstaaten bernüht ist, entspre- Feuerwehren chende Hilfeleistungsabkommen zu ver-
einbaren, und daß sich die bereits raffi-
zierten Abkommen bei zahlreichen 
Großschadensereignissen positiv zum 

25 Jahre Feuerwehr-Flugdienst des LFV Niedersachsen Wohle der Bevölkerung der betroffenen 
Staaten ausgewirkt haben. 

Die Besprechungen verliefen in einer At-
mosphäre des offenen Meinungsaustau-
sches über die angesprochenen Proble-
me des Brand- und Katastrophenschut-
zes. Beide Delegationen kamen überein "Von der Weser bis zur Eibe, von dem auch richtig. Aber nach der 1946 ver-
diese 1975 begonnenen freundschaftli- Harz bis an das Meer .. . " so beginnt ordneten Gründung des Landes Nieder-
chen Beziehungen noch mehr zu vertie- das "Niedersachsenlied". Das war zu sachsen sollte es nun eigentlich heißen: 

, fen. Zeiten Hermann Grotes, des Verfassers, "von der Ems bis hin zur Eibe", um den 
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heu ligen Landesgrenzen In etwa ge­
recht zu werden. 

Hannover, Braunschweig, Oldenburg 
und Schaumburg-Lippe, nach 1945 zu­
nächst selbständige Lander, sind eins 
geworden und haben dabei Ihre regio­
nalen Tradllionen erhalten können. Mit 
einer Gesamtfläche von rund 47 500 
Quadratkilometern, aber nur etwa 7,2 
Millionen Einwohner, gehört NIedersach­
sen zu den sogenannten Flächenstaa 
ten der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Bevölkerungsdichte be1rägt nur 153 
Je Quadratkilometer und ISt damit die 
geringste unter den Bundesländern. 

Bedeutung von Wald, 
Moor und Heide 

Diese Besonderheit macht deutlich, daß 
das Feuerlöschwesen von der "Fläche" 
her eine ganz andere Bedeutung hat als 
In den Ballungsräumen. Unterstnchen 
wird dies dadurch, daß die Aufschlüsse­
lung der Zuweisungen aus der Feuer­
schutzsteuer an unsere Gebietskörper­
schaften mit einem Fünftel für die Flä­
che berechnet wird und damit dem ho­
hen Anteil von Wald, Moor und Heide 
an der Gesamtfläche NIedersachsens 
und der auch aus diesen Bereichen er· 
wachsenden Brandlast Rechnung trägt. 
Die ausgedehnten Waldbrände des Jah­
res 1975 haben die Notwendigkeit be­
wiesen. 

Nach dem "NiedersächsIschen Gesetz 
über den Brandschutz und die Hilfelei­
stungen der Feuerwehren 
(NBrandSchG) vom 8. März 1978" ob­
liegt den Gemeinden und Landkreisen 
die Abwehr von Gefahren durch Brände 
(abwehrender und vorlbeugender Brand­
schutz) und die Hilfsleistung bei Un­
glücksfällen sowie bei Notständen als 
Aufgabe des eigenen WirkungskreiSes. 
Auch die Kommunen bedienen Sich zur 
Erfüllung dieser Aufgabe der Feuerwehr. 

Über 3 000 Feuerwehren 

Zur Sicherstellung des Brandschutzes 
und der Hilfeleistung sind wegen der 
wenigen Großstädte nur neun Berufs­
feuerwehren erforderlich. Die wesentli ­
che Last liegt also bei den 426 Gemein­
den mit ihren Insgesamt 3 413 Freiwilli­
gen Feuerwehren (Ortsfeuerwehren) und 
den 38 Landkreisen. Die nur geringe In­
dustrieansiedlung im Lande verlangt kei­
ne übermäßige Aufstellung von Werk­
feuerwehren, dennoch gibt es eine be­
achtliche Anzahl von haupt - bzw. ne­
benberuflichen Wehren. 

Mit rund 143 ()()() aktiven Feuerwehran­
gehörigen, davon etwa 3 100 Frauen, 
stellen die im Landesfeuerwehrverband 
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Niedersachsen zusammengeschlosse­
nen Feuerwehrangehörigen das wesent-
1iche Personal der Gefahrenabwehr in 
Stadt und Land. 

Die beiden vor über 50 Jahren gegrün­
deten Landesfeuerwehrschulen Celle 
und Loy sind bemüht, die notwendige 
Ausbildung der Unterführer und Führer 
in den Feuerwehren zu erfüllen. Alljähr­
lich werden rd. 7 ()()() Lehrgangsplätze 
an diesen belden Landesfeuerwehr -
Schulen von Feuerwehrangehörigen be­
legt und damit der Grundstein für eine 
erfolgreiche Aus- und Fortbildung ge­
legt. Diese hohe Zahl von Lehrgangsteil­
nehmem sichert einen erfolgreichen Ein­
satz in den traditionellen Aufgabenge­
bieten und gewährleistet, daß beson­
ders bei der Brandbekämpfung die 
Schäden auf ein unumgängliches Maß 
begrenzt bleiben. 

Schadenssummen sind unangenehme 
Zahlen, aber es bleibt festzustellen, daß 
die medersächsischen Feuerwehren all­
jährliCh Güter Im Werte von etwa 2 500 
Millionen DM erhalten. Ein Beweis dafür, 
daß die Bürger auf die Einsatzbereit­
schaft und auf den Einsatzwillen ihrer 
Feuerwehren bauen können. 

Flugdienst 
mit eigenen Flugzeugen 

In diesem Jahr begeht eine besondere 
Einrichtung des Landesfeuerwehrver­
bandes Niedersachsen ihr 25jähriges 
Bestehen, der "Niedersächsische Feuer­
wehr-Flugdienst". Aus kleinsten Anfän­
gen hat sich diese Einrichtung zu einem 
festen Bestandteil der Waldbrand-Früh­
erkennung entwickelt. 

In zäher Arbeit und unter manchen fi ­
nanziellen "Tiefdruckgebieten" verfügt 
der Feuerwehr-Flugdlenst derzeit über 
zwei eigene Flächenflugzeuge vom Typ 
Cessna, die, entsprechend der Wetter­
lage, große waldbrandgefährdete Gebie­
te abfliegen, jedes erkannte Feuer sofort 
über Funk melden und u. U. auch Eln­
satzkräfte aus der Luft an den Brand­
herd heranführen können. Eine Vielzahl 
ausgebildeter Luftbeobachter der Lan­
desforstverwaltung und der Feuerweh­
ren ermöglichen es, daß im Rahmen 
dieser Aufgabe der so kostbar gewor­
dene Wald, die Heide und das Moor 
weitgehend vor Schaden bewahrt blei­
ben. 

Gleichaltrig ist die "NIedersächsische 
Jugendfeu<;lrwehr" mit rund 21 ()()() An­
gehörigen. In den Jugendabteilungen 
der Freiwilligen Feuerwehren wird nicht 
nur eine feuerwehrtechnische Ausbil­
dung betrieben, sondern die Mitglieder 
werden von ihren Jugendfeuerwehrwar­
ten auch jugendpftegerisch betreut. 
Spiel, Sport, Zeltlager, Basteln usw. 

Sind weitere Beispiele dieser verantwor­
tungsvo��en Arbeit. 

Drei Versicherungsträger 

"Wo gehobelt Wird, da fallen Späne", so 
sagt eine alte VolksweIsheit - oder Im 
Klartext: Unfälle ,m Feuerwehrdienst 
Sind nie auszuschließen, wenn auch oft­
mals vermeidbar Aus der politischen 
EntwIcklung des Landes Niedersachsen 
muß auch die Unfallversorgung gesehen 
werden. 

So ISt es nicht verwunderlich, daß in 
NIedersachsen drei Träger für die ge­
setzliche UnfallverSicherung zuständig 
sind. Eine möglichst umfassende Absl 
cherung Im Einsatz, beim Ausbildungs­
und Übungsdienst und auf den Wegen 
zur und von der Feuerwehr ist Immer 
als eine vordringliChe Aufgabe angese­
hen worden. Um dieses Ziel zu errei­
chen, nahmen manche Impulse von 
Niedersachsen ihren Ausgang. 

Aber nicht immer ist dieser Schutz ge­
währleistet, manchmal stehen Bestim­
mungen der Reichsversicherungsord­
nung dagegen. Auch Feuerwehr-Unfall­
klassen und Gemelnde-Unfallversiche­
rungsverbände kommen an diesen Vor­
schnften nicht vorbei. Der ProblemkreiS 
Wird In der Regel mit "SChICksalsbe­
dingt" umschneben. Wenn dies aber 
während des Feuerwehrdienstes zum 
Tode führt, dann ist hier eine der Gren­
zen, die die gesetzliche Unfallversiche­
rung nicht überschreiten kann. 

Es ist dem medersächsischen Landes­
feuerwehrverband gelungen, aus eige­
ner Kraft einen "Härtefonds" zu bilden, 
aus dem, durch Beschluß des Sozial-

. Ausschusses, den Hinterbliebenen dann 
eine einmalige Abfindung gezahlt Wird, 
die sonst bei einem tödlichen Unfall die 
gesetzliche Unfallversicherung aufzubnn­
gen hätte. In NIedersachsen Wird damit 
das alte Wort. ,Alle für Einen" .in die Tat 
umgesetzt . 

A"gemeiner Überblick 

Dieser Bericht kann nur einen allgemei­
nen Überblick uber das Feuerwehrwe­
sen In Niedersachsen geben, Einzelhei­
ten müssen unerwähnt bleiben. Viel­
leicht war es für die Leser nützlich, ein­
mal über die eigene Landesgrenze hln­
wegzublicken. Einmal hineinzublicken In 
ein Bundesland, das auch seine Proble­
me hat. 

Mit der ersten Zeile des "NIedersach­
senliedes" wurde dieser Artikel begon­
nen, er soll mit der Referainzeile abge­
schlossen werden: "Wir sind die Nieder­
sachsen, sturmfest und erdverwach­
sen!U So sind wir - und so wollen wir 
auch bleiben. (Rinck) 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

Neues Landesjugend- und Schulungsheim des LV Schleswig-Holstein in Eckemförde 

Begegnungsstätte 
und Ausbildungszenbum 
für DLRG-Rettungsschwimmer 

An so viele aufgezogene Flaggen vor 
dem Jugend- und Schulungshelm in 
Eckemförde konnte sich niemand erin­
nem. Bei strahlender Sonne flatterten 
die Bundesflagge, die Flaggen Schles­
wig-Hoisteins, des Kreises Rendsburg­
Eckemförde und der Stadt Eckemförde 
einträchtig neben der DLRG-Flagge im 
kühlen, fast eisigen Ostwind. Dafür gab 
es einen wichtigen Grund: Nach knapp 
zweijähriger Bauzeit wurde der Erweite­
rungsbau des DLRG-Heims In Eckem­
förde vor über 200 Gästen eingeweiht. 
Die Festansprache hielt der Innenmini­
ster des Landes Schleswlg-Holste1n, 
Kali Eduard Claussen. Der Neubau in 
der Nähe des Ostseestrandes schafft 
57 Schlafplätze in sieben Viel1bett-, 14 
Zweibettzimmem und einern Eirizelzim­
mer. Außerdem wurden ein Schulungs­
saal für Ausbildung und ein Bespre­
chungsraum für kleine Tagungen ge­
baut. 

"Historischer Tag" 
im Landesverband 

In seiner Begrüßungsrede konnte der 
Präsident des Landesverbandes, Eber­
hard Fiebelkom, neben dem Innenmini­
ster zahlreiche Vertreter aus POlitik, Ver­
waltung und von befreundeten Verbän­
den willkommen heißen. Fiebelkorn 
wörtlich: "Ich glaube, wir können heute 
von einem historischen Tag in der Ge­
schichte unseres DLRG-Landesverban­
des sprechen. Seine Bedeutung spie­
gelt sich allein schon in der großen Zahl 
der Festgäste und Besucher Wieder, die 
heute hiemergekommen sind, um mit 
uns die Freude über unser neues Heim 
zu teilen." 

Der LV-Präsident begründete die Ent­
scheidung für einen Ausbau des Ek­
kemförder Heims und die Konzentration 

der Lehrgänge Im eigenen Haus. weil so 
erreicht werde "ein Zuhause, einen Ort 
zu haben, von dem Impulse ausgehen, 
von dem etwas ausstrahlt. Gerade In ei­
ner Zeit, In der Immer mehr bedauert 
Wird, daß die Vereine und Verbände 
mehr und mehr von Juristen und von 
Finanz- und Steuerexperten geführt, ja 
verwaltet werden - auch unsere Mitglie­
der beklagen das in zunelhmendem 
Maße -, bietet dieses Helm eine Mög­
lichkeit, ein offerl8s, kameradschaftli­
ches Klima zu schaffen." 

Innenminister Kali Eduard Claussen 
würdigte In seiner'Festansprache die 
DLRG mit den Worten: "Der selbstlose 
Kampf gegen den nassen Tod ist gera­
de In unserer stark dem Materiellen zu­
gewandten Zeit nichts Alltägliches. Er ist 
um so weniger eine Selbstverständlich­
keit, als er nicht nur mit Unbequemlich­
keiten, sondem auch mit emebllchen 
Gefahren verbunden sein kann. Dies 

Der neue Eingangsbereich. 

sJllte alle jene beeindrucken, die immer 
mehr Leistungen des Staates fordern. " 

Intensivierung 
der Jugendarbeit 

Der Erweiterungsbau des DLRG-Lan­
desjugend- und Schulungsheims trägt 
nach den Worten Claussens nicht nur 
den hohen Anforderungen an die Aus­
bildung von Rettungsschwimmem 
Rechnung, sondem eröffne über die In­
tensivierung der Jugendal1beit der DLRG 
gute Zukunftsaussichten. Claussen be­
dankte sich bei der Stadt ECkemförde, 
die als Bauherr dieses Vomaben maß­
geblich unterstützt habe. Emebllche Ei­
genmIttel des DLRG-Landesverbandes 
und seinef Gliederungen sowie die fi­
nanzielle Unterstützung einer Reihe 
schieswlg-holstelnischer Kommunen 
hätten zusammen mit Landes-, Bundes­
und Kreismitteln das nötige Geld zur Fi -
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nanzierung des Zwei-Millionen-Objektes 
zusammengebracht. Das land habe 
sich immerhin mit rund 720 000 DM an 
diesem Vorhaben beteiligt, der Bund mit 
380 000 DM. Diese Zahlen belegen, so 
Claussen, daß die politisch Verantwortli­
chen sich überall der Bedeutung der 
DLRG bewußt seien. 

Die Leistungsbilanz der DLRG nannte 
der Innenminister beeindruckend. Sie 
sei nur die Spitze eines Eisberges der 
DLRG-Arbeit. Dies komme in den 490 
000 Wachstunden, die 1986 an SChles­
wig-Holsteins Küsten und Seen geleistet 
wurden, zum Ausdruck. Claussen ver­
sprach, die schleswig-holsteinische lan­
desregierung werde auch künftig die Ar­
beit der DLRG unterstützen. Claussen 
wörtlICh: "Im Namen der Schleswlg-Hoi­
steiner und ihrer Badegäste sage ich Ih­
nen: Wir vertrauen auf die Deutsche Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft. " 

Mit besonderer Freude übergab der Ek­
kernförder Bürgermeister Kurt Schulz 
den Hausschlüssel, den er von den Ar­
chitekten Günter Hass und Erich Näve 
erhalten hatte, an den LV-Präsidenten. 
Zuvor hatte Schulz die gute Zusammen­
arbe1t mit der DLRG gelobt und sich 
froh gezeigt, daß Eckernförde Standort 
des DLRG-landesverbandes bleibt. 

Eckernförde bleibt 
"Standort des 
Landesverbandes" 

Bei einem anschließenden Rundgang 
konnten die Festgäste die Um- und 
Neubauten in Augenschein nehmen. 
Das Eckemförder Architektenbüro Hass 
und Partner hatte keine leichte Aufgabe. 
Es hieß mit knappen Mitteln einen 
zweckmäßigen und dennoch anspre­
chenden Neubau in ein schwieriges Ge­
lände zu setzen. Dabei mußte der Alt­
bau Sinnvoll einbezogen werden. Nach 
AnSicht der meisten Besucher ist dies 
gut gelungen. Der zweistöckige Rotklin­
kerbau enthält 22 Zjmmer mit Dusche 
und WC. Praktische Einbauschränke 
und Doppelstockbetten schaffen Bewe­
gungsraum in den freundlichen Zim­
mern. Die Anzahl 22 plus Schulungssaal 
ermöglichte es übrigens, die Räume 
nach den 23 Bezirken des landesver­
bandes zu benennen. Dies ist auch als 
Geste an die Bezirke zu verstehen, die 
sich mit Darlehen und Spenden an dem 
Bau beteiligt haben. 

Im Altbau wurden die nötigen Sanitär­
räume geschaffen. Während der alte 
Essens- und Lehrsaal unverändert blieb, 
wurde eine neue Küche eingerichtet, die 
jetzt der Verpflegung einer größeren Gä­
steschar gerecht wird. Neu ist auch ein 
Seminar- und Konferenzraum im ersten 
Obergeschoß und das "Jugendzimme(' 
im Dachgeschoß. 
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Oben: Die Ruckan­
sicht des neuen Ge­
bäudeteils vom 
DLRG- landesjugend­
und Schulungsheim 
mtt einer der beiden 
Nottreppen. 

Rechts: BI~k in eines 
der 22 neuen Zimmer I 
die alle mtt Dusche 
und WC ausgestattet 
sind. 

"Tag der offenen Tür" 

Nach der offiZiellen Einweihung begrüß­
te fröhliche JazzmUSik der Jazz-Union 
aus Hamburg die Gäste aus nah und 
fem, die zum "Tag der offenen Tür" an 
die Berliner Straße 64 gekommen wa­
ren. Einige hundert Eckernförder und 
DLRG-Mitglieder aus dem gesamten 
landesverband nutzten die Möglichkeit, 
gleichzeitig einen Blick In das neue 
Haus zu werfen, Sich zu informieren und 
mit den Vorstandsmitgliedem über man­
che Sorge zu reden. 

Der Technische ArbeItsstab bot Infor­
mationen über technisches Gerät und 
die Möglichkeit, an einem Wiederbele­
bungswettbewerb teilzunehmen. Der 
landesjugendausschuß informierte über 
sein Lehrgangs- und Fahrtenprogramm 
und stellte selbstgemalte Buttons her. 

Kein Werk einzelner 

An der Erstellung des ElWeiterungsbaus 
waren auf DLRG-Selte Viele Mitglieder 
beteiligt. Begonnen hatte Ihn der Vor-

stand mit dem Präsidenten Dr. Eltel­
Friedrich Gülsdortf und seinem Vize 
Hans Petzold. Dann übernahm 1986 
LV-PräSident Eberhard Fiebelkom die 
Geschicke des landesverbandes und 
führte die notwendigen Gespräche wei­
ter. Als Bindeglied leistete jedoch d\lr 
Vorsitzende des Kuratoriums Heim, 
Hans-Hubert Hat je, die Hauptarbeit. 
Hat je, der bis April 1986 landesjugend­
wart war und nun einer der beiden Vize­
präSidenten des landesverbandes ISt, 
hat Wochenenden, Urlaubstage und vie­
le Abendstunden für das Gelingen des 
Baus geopfert. Er und das Kuratonum 
haben für ausreichende Finanzmittel ge­
worben, haben bauliche Entscheidun­
gen gefällt und biS hin zu Vorhangstof­
fen und Handtuchhaken unzählige De­
tails für eine zweckmäßige und anspre­
chende Ausgestaltung des Heims fest­
gelegt. 

Auch die Einweihung wurde unter der 
Leitung von Hans-Hubert Hat je ausge­
nchtet. Ihm halfen dabei das Kuratori· 
um, der Technische Arbeitsstab, der 
landesjugendausschuß, die Mobile Ein­
satzgruppe (MEG) und die Referenten 
für Öffentllchkeltsarbe1t. (Ih) 



Rettungseinsatz an der Insel Undwerder/Berlin 

"Hier ist ein Auto 
von der Fähre gefallen, 
da sitzt noch jemand drin!" 

Wenige Monate nach dem tragischen 
Tod einer Frau, pie mit ihrem Pkw beim 
Übersetzen von einem Binnenschiff an 
das Havelufer in das Wasser gestürzt 
war, ereignete sich ein ebenso schwer­
wiegender Unfall an der Unterhavel. Der 
verunglückte Beifahrer verstarb trotz al­
ler Bemühungen nach sieben Tagen im 
Krankenhaus. 

1. Zum Unfallort 

Die Insel Undwerder liegt im südlichen 
Bereich der Berliner Unterhavel. Sie ist 
unbewohnt. Auf der Insel wird ein Re· 
staurant betrieben. Ausflügler erreichen 
die Insel mit Fahrgastschiffen oder von 
der Havelchaussee mit einer Fähre. Die 
Entfemung zwischen Land und Insel be­
trägt 70 Meter. Die Fähre wird als Seil· 
zugfähre ohne Motorkraft betrieben. Sie 
ist auch für die Beförderung einzelner 
Lkw oder Pkw zugelassen. Lkw setzen 
zur Insel über, sofem Verbrauchsgüter 
oder Baumaterialien befördert werden 
müssen. Die Auffahrtrampen führen 
land- und inselseitig schräg nach unten 
mit zunächst leichtem Gefälle ins Was­
ser bzw. an die aufgefahrene Fähre. 

2. Zur Zentralstation 
des LV Berlin 

Neben zahlreichen zentralen Sonderauf­
gaben führt die vom LV Berlin betriebe­
ne Station auch originären Wasserret­
tungsdienst durch. Dafür stehen regel­
mäßig fünf Rettungsboote zur Verfü­
gung. Betreut wird die Station von 30 
bis 35 Stammkräften, die regelmäßig 
samstags, sonn- und feiertags im Rah· 
men der üblichen Vereinbarungen von 
9.00 bis 19.00 Uhr zur Durchführung 
des Dienstes bereit sind. Tatsächlich 
reicht diese Zeit natürlich zur Bewälti ­
gung der vielfältigen Aufgaben nicht 
aus. Aus diesem Grund ist in der Regel 
während der Sommermonate fast täg­
lich - zumindest stundenweise - Be­
trieb. Oberstes Gebot ist deshalb bei 
Anwesenheit oder bevorstehender 
Dienstaufnahme mehrerer Rettungs-

• 

schwimmer, Bootsführer usw. das Auf­
klaren und Bereithalten der Rettungs­
boote und des Materials. 

Die Zentralstation liegt nördlich der Insel 
Lindwerder an der Scharfenianke und 
ist von der Insel 7 km entfernt. 

3. Der Alarm 

Um 17.20 Uhr, ruft der Wirt des Re­
staurants Undwerder die DLRG über 
Telefon um Hilfe. Bemd SChulz nimmt 
im Funkraum der Zentralstation den 
Alarm entgegen. 

"Hier ist ein Auto von der Fähre gefallen, 
da sitzt noch jemand drin." 

Der Wirt ist DLRG-Mitglied und unseren 
Leuten bekannt. Besondere Rückfragen 
sind unnötig. 

Die Boote 3 und 7 der Zentralstation 
mit insgesamt sieben Mann Besatzung, 
darunter Bemd SChulz, Frank Villmow 
als Einsatzleiter, Frank Matzek und 
Wolfram Leu, laufen sofort aus. 

Der Funkraum ist mit einem anderen 
Kameraden besetzt; die Feuerwehr, 

• 

Rettungs-Zentral-Station des LV Berlin. 

DLRG-Stationen 21 und 22 sowie die 
Wasserwacht des DRK werden alamiert. 
Die Amtslertung 112 der Feuerwehr ist 
längere Zeit besetzt! 

Gott sei Dank waren Boote und Material 
von den zuerst eintreffenden Kamera· 
den - wie vorgesehen - sofort einsatz­
bereit gemacht worden. Die Mannschaf­
ten fahren noch in Privatsachen in den 
Einsatz, ziehen sich erst auf den Booten 
um. Gerätetaucher sind nicht im Ein­
satz. 

4. Die Rettung 

B~t 3 erreicht den Unfallort um 17.24 
Uhr. Die Einweisung ei'folgt von den Un­
fallzeugen und deckt sich mit den eige­
nen Wahmehmungen des Einsatzlerters 
Villmow. Auf der Rampe der Insel befin­
det sich ein Lkw-Anhänger, dessen hin­
tere Ladefläche zum Teil aus dem Was­
ser ragt. Der vordere Teil befindet sich 
ebenso wie die Zugmaschine unter 
Wasser. Wassertiefe: ungefähr vier Me­
ter. Der Fahrer des Lkw konnte die Fah­
rerkabine vor dem Eintauchen in das 
Wasser verlassen. Der Beifahrer muß 
sich noch in der Kabine befinden. 

Bernd Schulz hat beim ersten Abtau­
chen die Zugmaschine verfehlt, weil er 
sich einen Lkw vor dem Anhänger vor­
stellen muß. Korrektur. Zweiter Versuch. 
Er gelangt in die Kabine durch die offe­
ne Fahrertür, während Wolfram Leu auf 
der anderen Seite sich vergeblich be­
müht, die Beifahrertür zu öffnen. 

Der Beifahrer ist in der Kabine, Schulz 
kann ihn aber nicht herausziehen. Der 
Mann hat großen Auftrieb und sich au­
ßerdem mit der Hose am Schalthebel 
verhakt. 

Beim dritten Abtauchen - nur in der Ba­
dehose, ohne Hilfsmittel - können 
Bernd Schulz und Wolfram Leu den 
Mann befreien und an die Wasserober -
fläche bringen. 17.25 Uhr. 

Frank Villmow und Frank Matzek begin­
nen mit der Wiederbelebung. Große 
Schwierigkeiten. Die Atemwege sind 
nicht freizukriegen! 

Wasser und Speisereste sind zuviel für 
die Absaugeinrichtungen der Oxygen­
Koffer. Drei Einheiten packen es nicht. 

Inzwischen sind noch DLRG-Boote 21 
und 22 sowie zwei Boote des DRK ein­
getroffen. Eine Dräger-Absaugeinrich­
tung (Injektor aus dem früheren Pulmo­
tor-System) wird angesetzt. Endlich! Die 
Wiederbelebung geht weiter. 

Bis zum Eintreffen des Notarztes mit 
NAW setzt mehrmals Erbrechen des 
Verunglückten ein.- Stabile Seitenlage. 
Frank Villmow Herzmassage, Frank 
Matzek Beatmung. 

17.50 Uhr! Der Notarzt setzt einen 
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Nach dem Einsatz. 

• 
Herzkatheter, Adrenalin, Endotracheale 
Intubation, EKG, Transport mit Boot 3 
zum NAW, Einsetzen der Spontanat­
mung, Kreislauf, Transport ins Kranken­
haus mit NAW. 18.15 Uhr' 
Es ist Sache der Staatsanwaltschaft, die 
Unglücksursache zu ermitteln. 

Zwei Dinge stehen jedoch fest. Zum el 
nen war die Fähre zum Zeitpunkt des 
Auffahrens des Lkw-Gespanns nicht 
vertäut und dürfte unter dem - vermut­
lich angebremsten - Zugwagen, der 
von seinem Hänger ..festgehalten" wur-

de, weggeschwommen sein, zum ande­
ren hatte der Beifahrer kaum eine Chan­
ce, zu entkommen. Seine Tür war we­
gen eines defekten Türschlosses von in­
nen mit einem Lederriemen "gesichert"! 
Und daran wird er viel zu spät gedacht 
haben. . 

Ein lehrbuch mäßiger Einsatz mit erfahre­
nen Fachleuten und bemerkenswerten 
persönlichen Leistungen hat am Grund­
satz nichts ändem können: Wir können 
die Zelt zwischen Leben und Tod nicht 
beeinflussen, nicht überlisten. D. Schulze 

Blitz zerstörte die Funkanlage I Verletzte wurden gerettet 

Dramatische Rettungs­
aktion am Rosenfelder 
Ostseestrand · 

Bel einem Unwetter aus heiterem Him­
mel, Wie es die Ostsee seit Jahrzehnten 
nicht mehr erlebt hatte. waren trotz aller 
widriger Gegebenheiten ..fast alle 
Schutzpatrone" zur Stelle. Lothar Mau­
ntz führte mit Wachleiter Artur Bnückner, 
der zu dieser Zeit dort den Rettungs­
wachdienst versah. das folgende Ge­
spräch. 

L_ Mauritz: Die Meldungen über die Er­
eignisse hier am Rosente/der Strand ge­
hen Ja ziemlich wirr durcheinander. Kdn· 
nen Sie UI)S einmal einen ÜberbliCk ver­
schaffen, was eigentlich wirklich passiert 
ist? 

A. Brückner: Ich will das gerne einmal 
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versuchen. Also biS zum 30. Juni kann­
te ich das Wort vom Blitz aus heiterem 
Himmel nur als ein Spnchwort, seil die­
sem Tag aber bringe ich diese Aussage 
auch direkt mit dem Wetter in Zusam­
menhang. 

Die Geschichte fing an wie ein schöner 
Sommertag mit Sonnenschein und 
leichten östlichen Winden um zwei 
Windstärken. Gegen Mittag etwa zogen 
dann von land her, also gegen die 
Windrichtung, dunkle Wolken auf. Das 
bedeutet In der Regel GewIttergefahr, 
zumal wir uns örtlich genau zwischen 
einern Hoch- und Tiefdruckgebiet be­
fanden. 

L. Mauritz: SOWeit die Wetterlage an 
dem Tag, aber was geschah denn hier 
am Strand? 

A. Brückner: Wir befanden uns in einer 
verzwickten SituatIOn. Direkt über uns 
strahlend blauer Himmel und der Strand 
gut besucht, hinter uns die Wolken, die 
nichts Gutes ankündigten. Schließlich 
zogen wir zwei Warnbälle - das Zeichen 
für absolutes Badeverbot - auf und 
warnten die Badegäste per Megaphon, 
die schnellstens den Strand verließen. 

Es vergingen nur wenige Minuten - ich 
war gerade einen halben Meter neben 
dem Wachturm - da hörte ich einen 
Knall wie einen KanonlenSChlag. Den 
Blick nach oben genchtet, sah ich vor 
dem strahlend blauen Himmel eine gel­
be Qualmwolke über den Deich zielhen. 
Aber gleich dahinter waren die fast . 
schwarzen Gewittenwolken. Ich fragte 
meinen Kameraden Hermann Job, der 
mit mir zusammen den Dienst versah, 
was das gewesen sei. Er sagte nur: 
.,Das war unsere Antenne!'" Weiter 
konnten Wir uns In diesem Moment 
nicht unterlhalten, denn vom Strand ka­
men Schr9le: "Wir sind vom Blitz getrof­
fen!" 

Wir sind dann sofort zum Strand gelau­
fen und haben die Verunfallten (Vier Er­
wachsene und ein Kind) zur Station ge­
holt und dort "Erste Hilfe"-mäßig ver­
sorgt. Die weitere vorärztliche Versor­
gung hat dann Hermann Job mit seiner 
Frau übemommen, die eigentlich nur ih­
ren Mann zum Wachdienst begleiten 
wollte. 

Über ein kleines Handfunkgerät - die 
große Anlage war durch den Blitz zer­
stört - habe ich dann versucht, ,Adler 
Dahme" zu erreichen. was nach einigen 
Schwierigkeiten auch gelang. 

Die Station Dahme hat eine direkte Ver­
bindung zur Rettungsleitstelle, wodurch 
die benötigte Hilfe (Rettungshubschrau­
ber. Notarzt und' Rettungswagen) we­
sentlich schneller zu benachrichtigen ist. 
Während das hauptberufliche Rettungs­
personal eintraf. bemerkten wir ca. 800 
m vor der Station einen gekenterten Ka­
tamaran, was bei diesen Sichtverlhältnis­
sen (Hagel und Wind mit Stärken in 
Böen um 10) gar nicht so einfach war. 

Da Hermann Job mit seiner Frau das 
Rettungspersonal unterstützte, war ich 
gezwungen. in der Situation jemanden 
von den "Sehleuten" zu diesem Einsatz 
mitzunehmen. 

Gesagt - getan: wir liefen zum Ret­
tungsboot, mußten uns aber auf halber 
Strecke hinwerfen, weil uns eine kräftige 
Sturmböe den Sand und die -bis zu 2 
cm großen Hagelkömer nur so um die 
Ohren peitschte. Aber das half auch nur 
wenig, so daß 'wir erst einmal hinter 
dem Rettungsboot Schutz suchten. 

• 



Wachturm "Rosenfelder Strand". 

Nachdem die Böe vorüber war, fuhr ich 
mit dem Strand gast zu dem gekenter­
ten Katamaran, wobei ich meine Tauch­
maske als eine Art Windschutzscheibe 
benutzte. Zu unserem Entsetzen war 
der Katamaran verlassen. Wir suchlen 
rund ums Boot und unter dem Segel, 
aber es war niemand zu sehen. Dann 
fuhren wir gegen die Windrichtung, in 
der Hoffnung, dort irgendwo den Segler 
zu finden. Mit viel Glück, anders kann 
man das nicht bezeichnen bei diesen 
Sichtverhältnissen, haben wir ihn dann 
ca. 200 m vom Boot entfemt wahrneh­
men können und ins Boot geholt. Als 
das geschafft war, schauten wir uns er­
schrocken an, denn eine solche violette 
Gesichtsfarbe hatten wir beide noch 
nicht gesehen (vermutlich Panik, ge­
paart mit Todesangst). 

Auf dem Weg zum Strand wurden be­
reits die beengenden Kleidungsstücke 
geöffnet und der Segler ständig zum Er­
zählen angeregt. Am Strand angekom­
men, konnten die dort anwesenden 
Notärzte die weitere Behandlung vor­
nehmen. 

L, Mauritz: Das hört sich Ja hektisch 
an, was da alles auf einmal passierr ist. 

A. Brückner: Das kann man wohl sa­
gen, zumal sich das ganze Unwetter in­
nerhalb einer guten Stunde und nur im 
Umkreis von ca. zwei Kilometern abge­
spielt hat. Selbst das Rettungspersonal 
war überrascht. 

Ich persönlich bin bis heute noch nicht 
dazu gekommen, mir so richtig darüber 
klarzuwerden, welches Glück ich selbst 
gehabt habe, als der Blitz einen halben 
Meter neben mir in den Turm einge­
schlagen ist. Mein besonderer Dank gilt 
den Kameradinnen und Kameraden der 
Station Dahme für die schnelle Über-

mittlung des Notrufes, dem Rettungs­
personal, das trotz der Witterungsver­
hältnisse alle Aquaplaningregeln außer 
acht gelassen hat und ziemlich schnell 
vor Ort war, und nicht zuletzt dem Pilo­
ten des Rettungshubschraubers, der 
bedingt durch die Böen mehrmals zur 
Landung ansetzen mußte und trotzdem 
heil herunterkam. 

L. Mauritz: Was ist aUs den" Verunfall­
ten" geworden? 

A. Brückner: Der Segler konnte nach 
kurzer Behandlung und einer längeren 
Ruhezeit auf der Station sein Boot wie­
der in Empfang nehmen, das der Wind 

bei einer seinen vielen Drehungen etwa 
zwei Kilometer weiter an den Strand ge­
worfen hatte. Die vier Erwachsenen und 
das Kind wurden zur Überwachung 
nach Oldenburg bzw. Neustadt ins 
Krankenhaus gebracht, waren aber am 
nächsten Tag alle wohlbehalten - so­
weit man das in diesem Fall überhaupt 
sagen kann - wieder am Strand. 

L. Mauritz: Da hatten aber wirklich alle 
Beteiligten Glück im Unglück! 

A. Brückner: Das kann man wohl laut 
sagen; jetzt verstehe ich die Leute, die 
sagen, sie hätten ihren "zweiten Ge­
burtstag" gefeiert . 

Prominente Gäste 
bei 'Bootstaufe 

Das war ein großer Tag für den DLRG­
Ortsverband Pöcking-Starnberg, der in 
die Geschichte der dortigen "Lebensret­
ter" eingehen wird: Im Beisein zahlrei­
cher Mitglieder und Ehrengäste wurde 
das neue Rettungsboot, ein Vieser 
lnshore, vom Präsidenten der Bayeri­
schen Verwa~ung der staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen, Hans-Jür­
gen Freiherr v. Crailsheim, auf den Na­
men "Sturmvogel" getauft. Die Segnung 
des Bootes nahm Stadtpfarrer Schrei­
egg vor. 

Bei der Wachstation "Am Paradies" hat­
ten sich zahlreiche Besucher eingefun­
den, die vom ersten Vorsitzenden des 
DLRG-OV Pöcking-Starnberg, Stefan 
Schneider, begrüßt wurden. Unter ihnen 
befanden sich neben Hans-Jürgen von 
Crailsheim Stadtpfarrer Konrad Schrei-

Hans-JOrgen Freiherr 
von Crailsheim tauft 
das neue DLRG-Ret­
tungsboot "Sturm­
vogel", 

(Foto: Oppenländerl 

egg aus Starnberg, Bürgermeister Kon­
rad Krabler, Vertreter der drei arn See 
eingesetzten Wasserwachten des BRK, 
des THW und der Wasserschutzpolizei. 
Von seiten der ClLRG waren Präsidi­
urnsmitglied Bernd Schäfer, vom Lan­
desverband Willi Stern und die Vorstän­
de der Ortsverbände Tegemsee, Traun­
stein, Wolfratshausen und Bad Aibling 
gekommen. 

Die Segnung des Bootes e(folgte durch 
Stadtpfarrer Schreiegg, während dessen 
anschließende Taufe auf den Namen 
"Sturmvogel" PräSident von Crailsheim 
vornahm. Umrahmt wurde die Feier 
vom Chor der Marinekameradschaft 
Starnberg. 

Das Boot - ein Vieser lnshore - hat 
120 PS und erreicht eine Geschwindig­
keit von 37 Knoten. Es ist mit einem 
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BMW-Motor ausgestattet und hat einen 
Jetantrieb, d. h., es hat keine Schiffs­
schraube und kann deshalb auch Im fla­
chen Gewässer gut eingesetzt werden. 
Bei Rettungsmaßnahmen besteht au­
ßerdem keine Verletzungsgefahr, da 
Sich alle Antnebsteile Im Rumpf befin­
den. Der "Sturmvogel" wurde sozusa­
gen In Rohform geliefert und von den 
Aktiven des Ortsverbandes in rund 
120 Arbeitsstunden zusammengebaut. 
So konnte das Boot schließlich am 
4. Juli erfolgreich vom Stapel laufen und 
seine Vorzüge bei Sich anschließenden 
Übungen demonstrieren. 

EhRings- " 
antrag 
aus Afrika 

Kürzlich erhielt der Geschäftsführer des 
LV Nordrhein, Dleter Löscher, einen Eh­
rungsauftrag aus Monrovla/Llberia' Sa­
muel Worgoo, Schwimmeister im Deut­
schen Club der Bong Mining-Company, 
hat einen Jungen vor dem Ertrinken ge-
rettet. ' 

Samuel Worgoo hatte Im vergangenen 
Jahr In dem Grenzlandstädtchen Erke­
lenz schwimmen und retten gelemt. 
Zwar war er schon Schwimm9lster im 
Club, doch schwimmen konnte er nicht. 
Auch ein Kind hatte er schon einmal 
aus dem Wasser gezogen; wie, das 
Wisse er gar nicht. Iise Löscher, Gattin 
des LV-Geschäftsführers, übernahm die 
Ausbildung. In kurzer Zeit konnte Wor­
goo Sicher schwimmen und elWarb das 
Rettungsschwimrnabzeichen Bronze. 
Auch über die AnfängerschWImmausbil­
dung informierte er Sich ausführlich, um 
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die Erkenntnisse In seiner Heimat In die 
Tat umsetzen zu können. 

Die gründliche Ausbildung machte sich 
nun bezahlt. Dr. Martln-Yeboah, Kinder­
arzt des mediZinischen Zentrums Bong 
Range, schreibt in seinem Bnef: 
" ... Seine versierte und frühe Hilfe bei 

der schon vorhandenen Azidose und 
HYPOXie (Übersäuerung des Blutes und 
Sauerstoffmangel Infolge von Atemstill­
stand - d. Red.) hat die Arbeit im 
Krankenhaus sehr erleichtert. Der Pa­
tient konnte deshalb voll wiederherge­
stellt werden .. ." 

Rheinland-Pfalz-Tag 
DiE> DLRG zeigte auf dem Wasser was sie leisten kann 

"Ihr von der DLRG habt eure Boote 
aber gut im Gnff", so der Kommentar 
eines Mitarbeiters des THW-Landesver­
bandes zum DLRG-Team auf der Was­
serbühne auf dem Rhein vor Malnz 
während der Rhelnland-Pfalz-Tage. Das 
Lob ging den DLRG'lern runter wie Öl, 
kam das Lob doch von einem Experten 
In Sachen Bootswesen. 

Rheinland-Pfalz-Tage 

Zum vierten Mal fand der Rhelnland­
Pfalz-Tag statt, In diesem Jahr in der 
Landeshauptstadt Mainz. Wie in Ko­
blenz, Tner und Worms waren die Tage 
Im Mal Spiegelbild der oomatlichen Ver­
bundenheit mit Feiern, viel Tradition und 
Festumzügen. Was für uns von der 
DLRG aber besonders wichtig war, wa­
ren und sind die VOrführungen der Hilfs­
organisationen am Wasser und natürlich 
auf dem Wasser. 

Katastrophenschutzboote 
in Formation 

Das Land Rhelnland-Pfalz hat der DLRG 
hierzulande eine Flotte von acht Kata­
strophenschutzbocten zur Verfügung 

Eine beeindruckende Schau. 

gestellt. Ein neunter KatS-Zug kam 
kürzlich hinzu. 

Warum zeigen sich die DLRG-Boote im 
Formationsfahren? Die Beantwortung 
dieser Frage wurde den zigtausend Zu­
schauern an der Mainzer Rheinprome­
nade vom Moderator der DLRG-Vorfüh­
rung, Helmut Schnare, abgenommen. 
Er gab eine umfassende und leicht eln­
sehbare Erklärung als Antwort auf die 
aufgeworfene Prolblematik. Auf einen 
kurzen Nenner gebracht, die Bootsfüh­
rer wollten der Öffentlichkeit demon­
strieren, daß sie ihren sebstgestellten 
Aufgaben in der Wasserrettung voll ge­
recht werden. Es wurde auch die Keil­
formation gezeigt. Gerade diese Forma­
tion verlangte von den Bootsführem voi­
le Konzentration. 

Nicht nur Formation 

Die Hauptaufgabe der DLRG besteht in 
der Erbringung von Hilfeleistung. Das 
hatten die rhelnland-pfälzischen Organi­
satoren der Wasservorführung keines­
wegs vergE>Ssen. Für die außerordent­
lich schnell und präzise ablaufenden 
Rettungsübungen erhielt die DLRG Bei­
fall, erst von wenigen Zuschauern, dann 
bald von Tausenden.. Helmut Schnare 

(Foto: Schnare) 



/ 
stungswerte für die radioaktive Verstrah- nuierliche Prozesse, die bei den betrof-

"'\ 

lung von Lebensmitteln zu erhöhen. fenen Bevölkerungsgruppen die Abnah-
Herta Däubler-Gmelin, stellvertretende me der Fähigkeit, sie zu bewältigen, be-
Vorsitzende der SPD-Bundestagsfrak- wirkten. 
tion, forderte die Bundesregierung auf, 

Einzeldisziplinen seien auch in der Bun-
"sich solchen skandalösen, gesund-

desrepublik gut entwickelt, so die Tro-

Presseschau heitspolitisch unverantwortlichen Bemü-
penmedizin, tropische und subtropische 

hungen" auf europäischer Ebene zu wi -
Land- und Forstwirtschaft, Emährungs-

des Inlands dersetzen. 
wissenschaften, Erdbebenforschung 

i Die Enquete-Kommission, die die bishe- und Wohnungsbau für Länder der Drit-
rige aus den Jahren 1977 und 1981 ten Welt. Doch fehle es an deren Inte-
stammende Rahmenplanung für den gration. Neben dem Wissensgewinn 
Katastrophenschutz überprüfen wird, sollte derlei Forschung auch der Ausbil-
soll die strahlenmedizinischen Einrich- dung von Fachleuten für Planung, Um-
tungen für den Katastrophenfall verbes- setzung und Uberprüfung von Katastro-

Zivil- und Katastrophenschutz sem. Zudem müßten die Erforschung phenmaßnahmen dienen. Das Rote 
der Auswirkung niedriger Strahlendosen Kreuz selbst habe als Hilfsorganisation 

Der Parlamentarische Staatssekretär im auf den Menschen vorangetrieben und nicht die Aufgabe, Grundlagenforschung 
Bundesinnenministerium, Carl-Dieter die Ausbildung der im Katastrophenfall zu betreiben, erwarte von Forschem 
Spranger (CSU), hat die Bedeutung VQ/1 eingesetzten Kräfte verbessert werden. aber Entscheidungshilfen und Hinweise 
Zivil- und Katastrophenschutz im Frie- Schließlich müsse die Rechtslage ein- für den sparsamen Einsatz von Geldem 
den als auch im Kriegsfall hervorgeho- deutiger geregelt sein. Außerdem halten und Hilfsgütem. 
ben. Bei der $6. Jahrestagung der die Sozialdemokraten eine bessere in-

Zwischen 1982 und 1985 wurden nach "Schutzkommission" , einem· wissen- ternationale Abstirnmung und Zusam-
Schrnitz-Wenzels Angaben in der Bun-

schaft lichen Beratergremium des Innen- menarbeit in der Katastrophenvorsorge 
desrepublik für Katastrophenhilfe 1,5 

ministeriums, erinnerte Spranger daran, für unabdingbar. 
Milliarden Mark an Steuer- und Spen-

daß seit 1968 nicht mehr zwischen 
Die Fraktionsvorsitzenden, die die Be- dengeldern ausgegeben. Die Bundesre-

Schutzmaßnahmen vor Katastrophen in 
Friedenszeiten und vor kriegsbedingten 

mühungen der Bundesregierung um publik Deutschland sei der drittgrößte 
eine Modernisierung des Katstrophen- Spender in der Welt. 

Ereignissen unterschieden werde. 
schutzes nach dem Reaktorunglück in ("Frankfurter Allgemeine. Zeitung") 

Das Prinzip des "Doppelnutzens" der Tschernobyl "zur Kenntnis nehmen", be-
Hilfsorganisationen rnit ihren rund eine mängeln gleichzeitig, daß keine weiter-
Million Mitgliedern sei eigentlich "ein gu- gehenden Überlegungen zu gesetzli-
tes Beispiel für unsere friedlichen Ab- ehen Konsequenzen, zu Fragen der Fi-
sichten, daß nämlich Maßnahmen, die nanzierung und Absicherung der Aus-
im Interesse der notwendigen Gesamt- stattung der Länder durch den Bund 
verteidigung unerläßlich sind, vor allem angestellt worden seien. 
auch im Hinblick auf ihren friedensmäßi- ("Frankfurter Rundschau") Gesetzentwurf für Zivilschutz 
gen Nutzen beurteilt werden". Um für liegt noch nicht vor 
diese Absichten auch ein äußeres Zei-
chen zu setzen, sei vor kurzem die lU- Das Bundesinnenministerium will prüfen 
ständige Abteilung ZV, "Zivile Verteidi - lassen, ob der Zivilschutz ausgebaut 
gung", im Bundesinnenministerium um- werden kann. Es teilte mit, noch liege 
benannt worden in KN, was "Katastro- ein Entwurf eines umfassenden Zivil-
phen-/Zivilschutz, Notfallvorsorge, zivile schutzgesetzes nicht vor. Bei der Vor-
Verteidigung" bedeute, erklärte Spran- Rotes Kreuz fordert bereitung eines derartigen Entwurfs sol-
ger. Katastrophenforschung le erwogen werden, bestimmte Fach-
("StiChworte zur Sichemeitspolitik", Bonn) kräfte im Katastrophen- oder Verteidi-

Einen Sonderforschungsbereich oder ei- gungsfall auf dem Wege einer Dienst-
nen Verbund von Lehrstühlen, welche pflicht heranziehen zu können. Daran 
sich interdisziplinär der Katastrophenfor- habe schon die frühere Koalitionsregie-
schung widmen sollten, hat der Gene- rung aus SPD und FDP 1982 gedacht. 
ralsekretär des Deutschen Roten Kreu- Jetzt sollten diese Gesichtspunkte mit 
zes, Schmitz-Wenzel, in Bann gefordert. den "Zivilschutzorganen" besprochen, 

"Für Katastrophe vorsorgen" Seine Nachfrage bei der Deutschen For- danach in der Koalition erörtert werden. 
schungsgemeinschaft (DFG) habe erge- Der Parlamentarische Staatssekretär im 

Die SPD fordert als Konsequenz aus ben, daß in der Bundesrepublik auf die- Innenministerium, Spranger, hatte zuvor 
dem Reaktorunfall in Tschernobyl die sem Forschungsgebiet eine Lücke be- von einer Dienstpflicht für den Zivil-
Einrichtung einer Enquete-Kommission stehe.· Demgegenüber sei man in angel- schutz in Krisenzeiten für Männer bis zu 
im Bundestag, um die Katastrophenvor- sächsischen und skandinavischen Län- 65 Jahren gesprochen; die Zuständig-
sorge in der Bundesrepublik zu verbes- dem schon vor zwei Jahrzehnten dazu keit für die Dienstverpflichtung beispiels-
sern. Eine entsprechende EntSChließung übergegangen, die Zusammenhänge weise beim Einsatz als Evakuierungshei-
faßten die SPD-Fraktionsvorsitzenden ZWischen Katastrophen, Reaktionen und fer solle bei den Kreisverwaltungen lie-
aus dem Bundestag und den Landta- zivilisatorischer Entwicklung zu untersu- gen. Derartige Überlegungen wurden 
gen bei ihrer zweitägigen Konferenz in ehen. Katastrophen, etwa Erdbeben, vom Innenministerium als "Uraltvoma-
Frankfurt. Zugleich emoben sie am Frei- Dürre oder Überschwemmungen, wür- ben" aller jeweiligen Bundesregierungen 
tag "schärfsten Widerspruch" gegen die den weniger als plötzlich auftretende bezeichnet. 
Absicht der EG-Kommission, die Bela- Phänomene angesehen denn als konti - ("Frankfurter Allgemeine Zeitung")-I 
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Presseschau 
des Auslands 

Vielfältige Vorsorge 
für den Ernstfall 

Die SchweIZer sind bekannt für Ihre 
Hochschätzung der Sicherheit. Umfra­
gen belegen über Jahre hinweg, daß 
das Bedürfnis nach Schutz vor den Un­
bilden des Alltags ganz oben auf der 
Wunschliste der Eidgenossen steht. Für 
den Knegsfall haben sie vorgesorgt WI8 
kaum ein anderes Volk. 

Beim ZIvilschutz steht die SchweiZ an 
der WeitspItze. Neuesten Angaben zu­
folge haben 83 Prozent der Bürger ei­
nen Platz In einem Bunker. BIS zum 
Jahr 2000 sollen alle 6,5 Millionen derart 
"versorgt" sein. 

"Knsen, Knege und Revolulionen er­
schüttern die Welt Immer wieder", heißt 
es In einer offiZiellen Broschüre, und 
weiter· "Ohne Schutzmaßnahmen wären 
Wlr nicht nur leiCht erpreßbar, sondern 
auch sehr leicht verwundbar'-

Wer In der SchweiZ ein Haus emchtet 
oder größere Umbauten vornimmt, muß 
einen Schutzraum anlegen, der pro Per­
son einen Quadratmeter Fläche und 
2,5 Kubikmeter Rauminhalt bietet. In 
Fnedenszelten kann dieser Raum zum 
Basteln, als Vorratskeller oder Garage 
benutzt werden. Wenn es ernst Wird, 
hat Ihn der Elgentümmer Innerhalb von 
24 Stunden der eigentlichen Bestim­
mung entsprechend umzuwandeln. 

EJno halbe Million SchwolZor und 
20000 SchwelzennneA Sind "Schutz­
dienstpflIchtige" , die In Kursen Ihren be­
sonderen Fähigkeiten und Kenntnissen 
nach ausgebildet werden. Im .vongen 
Jahr nahmen 400 500 Bürger an sol­
chen Schulungen teil. Jedes Jahr wer­
den In der SchweiZ 575 Millionen Fran­
ken für den Zlvllschutz ausgegeben. 

Der größte Bunker der Schweiz liegt In 
Luzern. Er faßt 20000 Menschen; nor­
malerweise haben ,n einem größeren 
Schutzraum einige Dutzend, höchstens 
einige hundert Personen Platz. Die Lu­
zemer hatten aber die Idee, einen 
1,2 Kilometer langen Autobahntunnel 

"durch den Sonnenberg Im Ernstfall zum 
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Bunker umzufunktionieren. Mit einem 
Aufwand von 39 Millionen Franken wur­
den in den Jahren ZWischen 1970 und 
1976 die belden Röhren und der Raum 
dazwischen so hergerichtet, daß sie ei­
nem Dnttel der Bevölkerung zwei Wo­
chen lang Aufenthalt bieten. 

Dte Frage, ob Sich solch ein Aufwand 
,m Atomz8ltalter überhaupt lohnt, beant­
wortet der Chef des Luzemer ZIVilschut­
zes' Stephan Lehner, so: "Ich glaube 
nicht an einen nuklearen Holocaust. 
Dann nützt nichts mehr." Im November 
soll der Tunnel erstmals gesperrt und 
mit seinen schweren Panzertoren ver­
schlossen werden, damit ZIVilschützer 
die technischen Einrichtungen erproben 
können. Dazu gehören Lüftung und 
Kühlung, Tnnkwasser- und Stromver­
sorgung sowie das Aufstellen von 
20 000 Uegen In den Tunnelröhren. Alk! 
technischen Einrichtungen einschließlich 
eines NotspItals mit zwei Operationsräu­
mten und 328 Betten SOWle die Kom­
mandoräume Sind auf fünf Stockwerike 
ZWischen den Tunnelröhren verteilt. 

Mit SchweIZer Gründlichkeit wurde an 
alles gedacht. So hat der RIesenbunker 
denn auch ein GefängniS mit Insgesamt 
vier nicht sehr komfortablen Zellen. Wer 
zu Tode kommt, Wird zunächst in einen 
"Leichenraum" gebracht. Damit dte 
Menschen nicht aggressiv werden, kön­
nen zahllose Lautsprecher wie im Kauf­
haus beruhigende MUSik verströmen. 

Das Wichtigste Im Bunkerleben ist laut 
Lehner die Hygiene. Im Ernstfall werden 
deshalb TOiletten zuerst aufgestellt wer­
den. Insgesamt dauert es drei Tage, 
ehe der Sonnenbergtunnel In einen 
Schutzraum umgteWandelt 1St. Dte Ex­
perten halten dies für ausreichend. Sie 
rechnen mit einer "Vorangnffsphase", 
die nicht nur genügend Zeit zum Bezie­
hen des Bunkers, sondem auch zu ei­
ner "Rotation" läßt. Gemeint ISt damit, 
daß Sich fünf biS zehn Prozent der Bun­
ker-Bevölkerung ständig außerhalb des 
Schutzraumes aufhalten, und zwar, wie 
es In einer Schnft über den Sonnen­
bergtunnel heißt, um Sich "In der freien 
Luft zu entspannen". 

("Frankfurter Allgemeine") 

Zivilschutz ohne Grenzen 

Eine engere Zusammenarbeit Im Kata­
strophenSChutz zwischen den Ländem 
der europäischen Gemeinschaft wurde 
am Montag im EG-Mlnlsterrat beschlos­
sen. In erster Unte sei an rasche gegen­
Seitige Hilfeleistung bei Naturikatastro­
phen Wte Waldbränden oder Erdbeben 
gedacht, benchtet Staatssekretär Carl­
Dtetnch Spranger vom Bonner Innenmi­
nisterium. 

Als konkrete Verbesserung wurden ge­
meinsame Ubungen von Zivilschutz-Ein­
heiten, "ständiger Kontakt" ZWischen 
den Verantwortlichen sowie ein EG­
Handbuch beschlossen, das Angaben 
über die zum Teil vorhandenen Sonder­
ausrüstungen (zum Beispiel Brandbe­
kämpfungsflugzeuge) sowie Personal 
und Material enthält. Maßnahmten gegen 
Risiken der Atomenergie sollen dem­
nächst In einem besonderen Programm 
geplant werden. Eine erste gemein­
schaftliche lJbung zur Waldbrandbe­
kämpfung fand 1985 nach EG-Angaben 
In Frankreich statt. Kräfte aus Italien, 
der Bundesrepublik, Gnechenland, Por­
tugal und Spanten nahmten daran teil. 

Die neuen Beschlüsse würden die bis­
herigen zweiseitigen zwischenstaatlicher 
Abkommen ergänzen, sagte Spranger. 
Solche Albkommen gebe es zwischen 
Bonn und den westlichen EG-Nachbam 
sowie mit ÖSterreich und der Schweiz, 
aber bislang nicht ZWlSChen den Übrigen 
EG-Ländern. 

EG-Kommissar Carlo Rlpa dl Meana 
sagte nach dem MInistertreffen laut dpa: 
"Heute ISt der europäische ZIVilschutz 
entstanden." Er verwies vor allem auf 
die Bedeutung von Ubungen für die Be­
kämpfüng von Waldbränden. Feuer ver­
ursache In der Gemeinschaft jährlich ei­
nen Schaden von 72 Milliarden Marik. 

Im Budget der EG Sind laut dpa seit 
langem Mittel zur Hilfe für die Opfer von 
Katastrophen vorgesehen. Die Gemein­
schaft stellte In den letzten zehn Jahren 
Insgesamt 197 Milliarden Marik Soforthil­
fe zur Verfügung. 

("Frankfurter Rundschau")..! 



Wissenschaft 
&Technik 

Superhoher mo!?iler 
Löschmast für Ollager 

Ein über fünfzig Meter hoher Mast zur 
Bekämpfung von Bränden in Öllagem 
steht zur Auslieferung nach Kuwait be­
reit. Hersteller dieses Mastes, der nach 
Ausführung und Größe kein Vorbild hat, 
ist ei np. finnische Firma. 

Der Mast befindet sich als Aufbau auf 
einem vierachsigen Lkw. Er ist zusam­
mengesetzt aus zwei durch Gelenk ver­
bundenen Teleskoparmen, der untere 
Arm bestehend aus drei, der obere aus 
zwei Sektionen. Seine maximale Höhe 
mißt 50 m, bei waagerechter Stellung 
des oberen Arms erreicht er eine Ausla­
dung von 23 m. 

Der obere Arm trägt an seinem Ende 
die Löschkanone. Sie wirft 6000 Liier 
pro Minute aus und erzielt eine Reich­
weite von bis zu 100m. Die Kanone hat 
einen Schwenkbereich von 30' in der 
Horizontalen und 90' in der Vertikalen .. 
Der Gelenkmast selbst ist im Vollkreis 
(360' ) drehbar. (Foto: Bronto Skylift) 

Ketten und Stahlseile 
kein Hindernis 

Mit einem neuentwickelten Ketten­
schneider ist das Trennen von Ketten 
und Stahlsellen kein Problem mehr. Das 
hydraulisch arbeitende Gerät ist für 
Rundstahlketten in den Güteklassen 8 
bis 16 mm 0 und 6 bis 24 mm 0 ge­
eignet. Auch Rundmaterial und Profil­
stähle bis 24 mm 0 bei einer maxima­
len Festigkeit von 600 N/mm2 können 
mühelos getrennt werden. . 

Mit dem gleichen Grundgerät und aus­
tauschbaren Schneidköpfen lassen sich 
auch Seile bis 24 mm 0 schneiden 
oder trennen. 

Schnelle und saubere Schnitte, dabei 
unabhängig von der Lage, vom Ort und 
von zusätzlichen fremden Kraftquellen 
sind die Vorzüge des Gerätes. 

(Foto: Heidkamp) 

Computerhilfe 
für "Gefährliche Stoffe" 

Die Computer-Datei "Gefährliche Stoffe" 
. bietet die für den Einsatz wichtige 

schnelle Kurzinformation. Sie enthält 
feuerwehrgerechte Daten, die man ohne 
chemische Fachkenntnisse sofort für 
den Einsatz nutzen kann. Die Datei hat 
sich in einer Vielzahl von Einsätzen auf 
einer Großrechenanlage in der BF Wies­
baden bewährt; sie steht jetzt in vollem 
Umfang erstmals auf einem Kleinrechner 
zur Verfügung! 

Die Vorteile der neuen Datei "Gefährli­
che Stoffe" sind der schnelle Zugnff auf 
die Daten qurch eine große Synonym­
datei von etwa 1 0 000 Stoffnamen und 
die unmittelbare Kurzinformation üser 

die technischen Daten der chemischen 
Stoffe zu mehr als 1 800 UN-Nummem. 

Die Daten enthalten Einsatzempfehlun­
gen z. B. über Schutzausrüstung, 
Brand- und Explosionsgefahren usw. 
sowie einsatzbezogene Kurzhinweise 
auf Zersetzungsprodukte, Reaktionen 
mit Wasser und Gefährdungen durch 
Hautresorption u. ä. Die Daten werden 
ergänzt von bis zu fünf Literaturhinwei­
sen mrt Seitenzahlangaben für weiterge­
hende Informationen. 

(Keudel av-Technik) 

Der Umwelt 
eine saubere Chance 

Ölverschmutzungen finden nicht nur als 
große Katastrophe in Form von spekta­
kulären Tankerunfällen an Küsten statt, 
sondem passieren täglich tausendfach 
in unmittelbarer Umgebung. Gefährdet 
sind Bache, FlOsse, Talsperren, Seen 
und Häfen. Überall, wo Öl transportiert, 
gelagert und verbraucht wird. 

Viies-Ölbindemittel sind eine unkompli­
zierte, effektive Sofortmaßnahme für 
diese Fälle. Das Vlies aus synthetischen 
Fasem stößt Wasser ab und saugt Öl 
sowie ca. 50 andere gefährliche Chemi­
kalien bis zum Fünfundzwanzigfachen 
seines Eigengewichtes auf. 

Das Produkt gibt es in verschiedenen 
Ausführungen: Als Schleier dient es zur 
Aufnahme von dünnen Ölfilmen und ÖI­
lachen auf Gewässern. Die Kissen sind 
dann geeignet, wenn an engen, schwer 
zugänglichen Stellen größere Mengen 
Leichtöl aufgenommen werden müssen . 
Schläuche werden auf dem Wasser 
ausgelegt, um das Weitertreiben der ÖI­
lachen zu stoppen und um diese klein 
zu halten. Dabei können beliebig viele 
Schläuche miteinander verknüpft wer­
den. Tücher saugen Öl bei kleineren 
Verschmutzungen aus Pfützen und 
Wasserlachen auf. 

Das Bindemittel verhält sich arbeitshy­
gienisch völlig unbedenklich. Seine Ver­
nichtung ist ohne Umweltbelastung 
nach Gebrauch möglich, beim Verbren­
nen entsteht keine toxische Wirkung. 

(Foto: 3 M) 
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/ Kurt Klösters stehen oftmals nur einem kleinen Perso-' 
Kraftspritzen - nenkrels zur Nutzanwendung zur Verfü-
Sicherheit durch Wartung gung, Die In dem vorliegenden Band 
Band 12 zusammengefaßten Beobachtungen 

und Erfahrungen sollen diese mögliche 
• Lücke schließen, 

Heinz-Otto Geisel Grundlage des Werkes sind die ausge-

Neue Bücher 
Feuerwehr-Sprechfunk werteten Berichte über 360 Brände, 

Band 45, 4. Auflage Verpuffungen und Explosionen in labo-
ratorien, Von diesen SchadensereIgnis-
sen, die vom Kleinbrand bis hin zum 
GroßschadensereignIs reichen, werden 
in dem Werk 116 FallbeispIele mit Daten 

Tatü-Tata-Humor und Fakten vorgestellt. 

Die Rettungssanitäterprüfung Von Michael Hahn, Im folgenden Teil werden anhand der 

2000 Hamburg 61 Fallbeispiele Brandentstehung, -ausdeh-
Von R. Rossi, B. Gorgass und Eigenverlag nung, -bekämpfung und Schäden ana-

F. W. Ahnefeld Iysiert, Folgenchtig wird Im dntten Teil 
Springer-Verlag, 1000 Berlin 33 Aus seiner Sammlung von über 1700 des Werkes,aus den gewonnenen Eln-

intemationalen Blld- und Textwitzen, sichten ein Uberblick über die Maßnah-
Grundlage der Erstversorgung von Not- Cartoons, Karikaturen und Anekdoten men des vorbeugenden baulichen und 
fallpatienten Ist der organisierte Ret- zum Thema Feuerwehr hat der Verfas- betneblichen sowie des abwehrenden 
tungsdlenst. Die Berelthallung entspre- ser, selbst Feuerwehrmann, ein Humor- Brandschutzes gegeben, 
chend geeigneter Fahrzeuge und die buch mit rund 180 Witzen aus v18len 
qualifizierte Ausbildung ihrer Besatzung Ländem zusammengestellt. 
geWährleistet die bestmögliche außerkIl-

Nach dem Motto, daß gemeinsames nische Ersttherapie in akuten Notfall-
sltualionen, Die Ausbildung zum Ret- Lachen verbindet, eignet sich das Buch Ergänzungslieferungen 
tungssanltäter schließt mit einer umfas· besonders als Geschenk, Auch für Kon- zu Sammelwerken 
senden theoretischen, mündlichen und takte über Ländergrenzen hinweg ist es 

praktischen Prüfung vor einer ärztlich- geeignet, da die Texte in DeutSCh, Eng- Töpfer/lind 

sanItätsdienstlich besetzten Kommission lisch, Französisch und Spanisch wIeder- Notstandsrecht der Bundesrepublik 

ab, gegeben werden, Deutschland 

Das Buch bietet dem Leser und' Mitar-
96.-98. Ergänzungslieferung 

belter die notwendigen Vorßussetzun-
Verlag R. S. Schulz, 8136 Percha 

gen für eine ausreichende und fundierte 
"Gelbe Feuerwehrmodell- • 

Prüfungsvorbereitung , Es baSiert auf 
df>m im gleichen Verlag erschienenen Liste Hr. 5" Lüttgen 
Lehrbuch "Der Rettungssanitäter" , Versandhaus des Deutschen Feuer- Handbuch des Rettungswesens 

Das Buch bietet Möglichkeiten zur wehrverbandes, 5300 Bonn 2 34. und 35. Ergänzungslieferung 

Uberprüfung des mediZInischen und Verlag v. d. linnepe, 5800 Hagen 

einsatztechnischen Wissens, welches Das Versandhaus des Deutschen Feu-
vom Rettungssanitäter zu fordern ist. erwehrverbandes gibt jährlich eine aktu- • 
Die relevanten Fakten und Zusammen- eIle Übersicht aller Feuerwehrmodelle Gerdelmann/Korbmann/Kutter 
hänge werden systematisch abgefragt unter dem litel "Gelbe Feuerwehrmo- Krankentransport und 
und die üblichen Aufgaben der Prüfung deli-liste" heraus, Die Nr. 5 ist soeben Rettungswesen 
noch einmal detailliert darge~tellt. neu erschienen, Bei der Gestaltung dle- 33.-35. Ergänzungslieferung 

ser Auftistung hat man Sich mehr noch Erich Schmidt Verlag GmbH, 
als in den vergangenen Jahren an den ~ Bielefeld 1 
Wünschen der Sammler onentiert, so 

Die Roten Hefte Sind die Modelle nach Herstellernamen • 
alphabetisch sortiert, hier nochmals 

Verlag W. Kohlhammer, nach Feuerwehr-Fahrzeugen> Rettungs- Müller 

7000 Stuttgart 80 dienstfahrzeugen, Polizei und THW, Druckgase 
Auch wurde Viel Wert darauf gelegt, die 44. und 45. Ergänzungslieferung • 

Die Fachschnften der bewährten Reihe einzelnen Fahrgestell-Typen übersicht- Deutseher Fachschriften-Verlag, 

"Die Roten Hefte" haben bereits Ihren lich zu ordnen, Braun & Co. KG, 

festen Platz In der Ausbildung und als 6200 Wiesbaden 1 
Nachschlagewerk Im alltäglichen Dienst 

• bei der Feuerwehr gefunden, Mit den 
vorliegenden drei Neuauflagen werden Laborbrände-Laborexplosionen 

Stein kamp 
die jeweiligen Themenkreise auf den ak-

Von Werner Schramm Gesetze der 
tuelIen Stand gebracht: 

Verlag W. Kohlhammer GmbH, Bundesrepublik Deutschland 
Lutz Rieck 7000 Stuttgart 80 ' Ergänzungslieferungen 
Die Tragkraftspritze Dezember 1986 und April 1987 
mit Volkswagen-Industriemotor Die Vielfältigen Erfahrungen, die Labor- Walhalla und Praetoria Verlag, 
Band 4a, 12. Auf tage brände und -explosionen vermitteln, 8400 Regensburg 
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Günter Lämmel 

Das 
Minimagazin 

Die fattbaren TrinkwasserbehäJter - 1 500 Ur In­
halt - dienen in erster Unle der Wasserverscxgung 
des ABC-Zuges im KatS. Ferner können sie für fegli­
ehe Arten von WasseNersorgungs-Einsatzen einge­
setzt werden. Um diesen Einsatzzwecken gerecht zu 
werden, muß der Behälter den Bestimmungen zum 
Transport und lagerung von Lebensmitteln voll ent­
sprechen. 

Oie entsprechenden SpezifikatioQen sind: 
- Technische Beschreibung BZS - TB 3715430, 

Ausgabe 4 

- Zochnungssatz Nr. 54 000 5 

Fur den mobilen Einsatz kannen zwei Behälter mit 
etnem Verzurrgeschirr transportsicher auf einem Lkw 
5 I-Nutzlast ver1astet werden. 

Technische Forderungen 
an den Behälterstoff 

Als Behätterstoff wird ein zweiseitlQes gummiertes 
Gewebe mit Schutzeigenschatten gegen Chemi­
kalien nach TAL 8305-013 verwendet. 
Grundgewebe 
100% Ongnal-Marken-Polyester. Endlosfasem, 
hochfesl und schrumpfarrn/stabihSiert. 

Das Rächengewichl betragt 180 glm2. 
Die Gummierung (Beschichtung) ist auf der Basis 
von Synthese-Kautschuk aufgebaut. Die Stoffau­
ßenseIte ist mit 460 glm2 und die Stoffinnensete 
mit 370 91m2 beschichtet. 
Farbe der Außenseite ist gelb-oIi .... , RAL 6014 und 
dte Innenseite cremweiß, AAL 9001 
Die In der Zeichnung angegebenen Maße beziehen 
sich auf den gefUllten Behalter ohne Armaturen. 

Konfektionierung 

- Der Behalter wird In geklebter AusfUhrung gefer­
tigt. Oie Klebeverbindungen mussen bestandig ge­
gen Chemikalien und chlof"akti .... e Oekontamina­
tionsmrttel sein. Ferner mussen auch hier die Ie­
benslTlltteirechtlichen Bestimmungen e!1ullt wer­
den. 
Oie Klebeverbindungen sind mindestens 30 mm 
zu uber!appen und mit Abdeckbandem aus dem 
Behatterstoff zu Uberdecken. 
Oie Festigkeit der Klebeverbindung muß der Reiß­
festigkeit des Behalterstoffes entsprechen 
Kette: 2 800 N/5 cm 
Schuß:2 800 N/5 cm 
In die Oberseite des ßehalters ISt In der Mitte, 
rechtwinklig zur Langsachse, als ReilllQungsoff­
nung. €In 850 mm langer Reiß .... erschluß eingear­
beitet. Ein ankonfektionlerter WlCketverschluß 
schutzt den Retßverschluß gegen Verunretmgun­
ge<1. 

Ankonfektionierte Armaturen 

Auf der Oberseite ist eine Kupplung C-DIN 14 302 
mit Blindkupplung C-DIN 14 311 SOWie eine ab­
deckbare Entluftungsoffnung angebracht 
M den Langsseiten unten Sind Je zwe dreh­
bare C-Kupplungen mit Blindkupplungen C­
DIN 14311 befestigt. 
Durch diese KuppiungsanDfdnung können die Be­
halter direkt anE!1nander gekuppelt und zentral 00-
fuUt bzw. entleert werden. 

- Zur VermeKtung von Schaden werden alle funf 
Kupplungen mit Schutzkappen abgedeckt. 

~ Die Kupplungen Sind gegen Korrosion eloXiert. 

Anlagen und Geräte 
des Katastrophenschutzes 
(Bundesausstattung) 

Trinkwasserbehälter, faltbar, 1,5 m3 
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Prüfen auf Dichtigkeit 

- Die Behal1er werden mit luft (0, 1 bar)aufgeblasen 
Nach 15 Minuten WIrd der Druck auf 0,07 bar ein­
gestellt. Innerhalb von 30 Minuten dan d.eser 
Druck auf hochstens 0.06 bar Sinken 

1 

Zu JE!(Iem Behalter gehort ene kombinierte Pack­
tascheilJnteriegpLane. rn der der ßehalter zusam­
mengefaltet. gelagert und transportterl wird OIe 
Packtasche wird als Unterlegplane fur den gefull­
teil Bchal1er verwendet 



Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 
Vertrieb : Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 
Postfach 120406, 5300 Bonn 
Vertriebskennzahl G 2766 E 

Jederzeit einsatzbereit zur Soforthilfe 

Nicht nur bei Notfällen ,m Inland, sondern auch bei Kata­
strophen im Ausland bringen viele deutsche Hilfsorganisa­
tionen und caritative Verbände der betroffenen Bevölkerung 
unbürokratische, schnelle und wlrkungsvdle Soforthilfe. 
Das Spektrum der Einsätze ist groß, wobei immer der 
Mensch Im Vordergrund der HIlfsmaßnahmen steht. Es gilt 
als erstes, die Not und das Leid der Opfer zu lindern. 

Die Johanniter-Unfall-Hlife (JUH) hat Sich für Ihre Einsätze in 
aller Welt die .Katastrophenelnsatzleltung Ausland" (KELA) 
geschaffen. Schon über Viele Jahre hinweg bewährt sich 
die KELA mit ihrem Instrumentarium, dem .Bundeskata­
strophenzug" (BKZ). 

Dem BKZ gehören rund 300 ehrenamtliche JUH-Helfer aus 
allen Landesverbänden an. Seine Ausstattung besteht aus 
zwei 5O-Personen-Feldlazaretten, die jederzeit einsatzbe­
reit sind. 
Der BKZ setz1 sich aus verschiedenen Trupps zusammen. 
Eine wichtige Aufgabe hat dabei der Wasseraufbereitungs­
trupp. Er stellt u. a. die Wasserversorgung des Feldlazaret­
tes sicher und übernimmt, wenn nötig, die Trinkwasser­
Aufbereitung für die Geschädigten. 

Unser Titelbild und die Fotos auf dieser Seite zeigen eine zu 
Demonstrationszwecken aufgebaute Trinkwasser-Aufbe­
reitungsanlage des BKZ Köln (siehe auch Beitrag im Innern 
des Heftes). 


